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Handlungsempfehlungen  
zur Erstellung von Mietspiegeln

Das Projekt des Forschungsprogramms „Allgemeine Ressortforschung“ wurde vom Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung (BBSR) im Auftrag des Bundesministeriums für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen durchgeführt.





Liebe Leserinnen und Leser,

über die Hälfte der Haushalte in Deutschland sind Mieterhaushalte, deren Wohnungen in 
der Regel keiner Mietbindung unterliegen und deren Miete sich am Markt bildet. Miet-
spiegel sind deswegen ein wichtiges Instrument, um Haushalte vor überzogenen Neuver-
tragsmieten und Mieterhöhungen zu schützen. Die Bedeutung von Mietspiegeln hat stetig 
zugenommen. Als Begründungsmittel für die Erhöhung der Bestandsmieten waren sie seit 
ihrer Etablierung stets die maßgebliche Referenz. Seit Einführung der Mietpreisbremse 
müssen sich auch die zulässigen Neuvertragsmieten im Geltungsbereich dieser Regelung 
an der ortsüblichen Vergleichsmiete ausrichten, die ebenfalls in der Regel durch Mietspie-
gel bestimmt wird.

Der Gesetzgeber hat mit der Mietspiegelreform, bestehend aus dem Mietspiegelreform-
gesetz (MsRG) und der Mietspiegelverordnung (MsV), im Jahr 2021 einen neuen Rechts-
rahmen geschaffen. Die Reform stärkt die Bedeutung des Mietspiegels als Instrument zur 
Ermittlung der ortsüblichen Vergleichsmiete erheblich. So legt die Mietspiegelverordnung 
methodische Mindeststandards und Dokumentationspflichten bei der Erstellung insbe-
sondere von qualifizierten Mietspiegeln fest. 

Die Mietspiegelreform war Anlass für das BBSR, die Praxishilfe „Hinweise zur Erstellung 
von Mietspiegeln“ fachlich und methodisch grundlegend zu überarbeiten. Die Publikation 
gibt konkrete Handlungsempfehlungen und führt Schritt für Schritt durch die Erstel-
lung eines Mietspiegels. Die Broschüre richtet sich sowohl an kommunale Stellen, die die 
Mietspiegelerstellung extern vergeben wollen, als auch an kommerzielle und kommunale 
Mietspiegelersteller und interessierte Fachleute. 

Ich freue mich, dass dieses bewährte Standardwerk zur Erstellung von Mietspiegeln nun 
neu herausgegeben wird und wünsche Ihnen eine interessante Lektüre.

Dr. Robert Kaltenbrunner 
Leiter der Abteilung Wohnungs- und Bauwesen im Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR)

Foto: privat
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1.1 Einführung

Mietspiegel dienen zur Begründung von 
Mieterhöhungsverlangen und zur Bestim-
mung der zulässigen Wiedervermietungs-
miete im Geltungsbereich der sogenannten 
Mietpreisbremse. Weitere Anwendungen 
finden sich etwa im Bereich des Steuer-
rechts, der Wertermittlung von bebauten 
und unbebauten Grundstücken oder der 
Ermittlung der angemessenen Kosten der 
Unterkunft. Schließlich können Mietspie-
gel auch im Rahmen der Überprüfung 
von Mietpreisüberhöhungen nach § 5 des 
Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 (WiStG) und 
Mietwucher nach § 291 des Strafgesetzbu-
ches (StGB) sowie im Kontext der sozialen 
Wohnraumförderung verwendet werden. 

Mietspiegel sind somit besonders relevant 
im Bereich des Mietrechts. Sie sind das 
zentrale Instrument zur Abbildung der 
ortsüblichen Vergleichsmiete. Mietspie-
gel haben in der Vergangenheit trotz ihrer 
Funktion für den sozialen Frieden auch 
Kritik erfahren – von Mietern, Vermietern, 
Medien und Politik. Dies betraf auch quali-
fizierte Mietspiegel, die nach „anerkannten 
wissenschaftlichen Grundsätzen“ erstellt 

werden sollen. Was hierunter zu verste-
hen ist, ist auch deswegen schwierig, weil 
bei der Mietspiegelerstellung viele wis-
senschaftliche Disziplinen angesprochen 
sind: vordringlich die Statistik, aber auch 
die Rechtswissenschaft, die empirische So-
zialforschung, die immobilienbezogenen 
Teilgebiete der Wirtschaftswissenschaften 
sowie die Wirtschafts- und Stadtgeografie. 
Zudem ergaben sich in der Vergangenheit 
häufig ein erhöhter Aufwand bei der Da-
tengewinnung durch geringe Teilnahme-
bereitschaft von Mietern und Vermietern 
an den notwendigen Erhebungen sowie 
Unklarheiten bei datenschutzrechtlichen 
Fragestellungen, insbesondere im Zusam-
menhang mit der Vorbereitung einer Da-
tenerhebung.

Der Gesetzgeber hat mit der Mietspiegel-
reform, bestehend aus dem Mietspiegelre-
formgesetz (MsRG) und der Mietspiegelver-
ordnung (MsV), einen neuen Rechtsrahmen 
geschaffen, der die o. a. Probleme adressiert. 
Um die ortsübliche Vergleichsmiete in 
Mietspiegeln so realitätsgetreu wie mög-
lich abzubilden, sind Ersteller von Miet-
spiegeln auf eine gute Datengrundlage an-
gewiesen. Zur Erhöhung des  Rücklaufs bei 
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 Befragungen zum qualifizierten Mietspiegel 
und um Verzerrungen aufgrund selekti-
ven bzw. ungleichen Antwortverhaltens zu 
verhindern, wurden gesetzliche Auskunfts-
pflichten eingeführt. Mieter und Vermieter 
müssen zur Erstellung eines qualifizierten 
Mietspiegels Auskunft über ihr Mietver-
hältnis und über Merkmale ihrer Wohnung 
erteilen. Erleichtert wird auch die Nutzung 
vorhandener Datenquellen. Für die Erstel-
lung qualifizierter Mietspiegel dürfen Daten 
aus dem Melderegister, der Grundsteuer-
datei sowie Daten aus der Gebäude- und 
Wohnungszählung des Zensus genutzt wer-
den. 

Durch die Mietspiegelreform wurde die 
Erstellung von Mietspiegeln nunmehr erst-
mals für Gemeinden mit mehr als 50.000 
Einwohnern verpflichtend. Ein einfacher 
Mietspiegel war bis spätestens 1.  Januar 
2023 zu erstellen und zu veröffentlichen. 
Wird für die Gemeinde in Erfüllung die-
ser Verpflichtung sogar ein qualifizierter 
Mietspiegel erstellt, so war dieser bis spä-
testens 1. Januar 2024 zu erstellen und zu 
veröffentlichen.

Zweites Element der Mietspiegelreform ist 
die Mietspiegelverordnung, die für eine 
höhere Rechtssicherheit sorgt, da nunmehr 
deutlicher klargestellt ist, was die Min-
destanforderungen an einen Mietspiegel, 
insbesondere einen qualifizierten Mietspie-
gel sind. Eine wichtige Auslegungshilfe stellt 
dabei die umfassende Begründung zur Miet-
spiegelverordnung dar (BRDrs. 766/20). 

Die Mietspiegelreform erfordert, die bis-
herige Publikation des Bundesinstituts für 
Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) 
„Hinweise zur Erstellung von Mietspie-
geln“ an den veränderten Rechtsrahmen 
anzupassen. Die weitreichenden Kon-
kretisierungen der Mietspiegelverord-

1 Die Autoren danken den Mitgliedern der gif-Mietspiegelkommission, dem Deutschen Städtetag, dem Deutschen Städte- 
und Gemeindebund und dem Verband der Deutschen Städtestatistiker sowie den Mietspiegelerstellern ALP Institut für 
Wohnen und Stadtentwicklung GmbH, EMA Institut, FUB IGES Wohnen+Immobilien+Umwelt GmbH sowie Neitzel Consul-
tants GmbH für wertvolle Anregungen und Hinweise zum Manuskript der Neuauflage.

nung führen überdies dazu, die Schritt-
für-Schritt-Hinweise der Broschüre neu 
zu konzipieren. Die Neuauflage soll über 
Gesetz und Verordnung hinaus konkrete 
Handlungsempfehlungen geben, wie die 
einzelnen Anforderungen bei der Erhe-
bung und Berechnung von Mietspiegeln 
umgesetzt werden können. Weiterhin soll 
aufgezeigt werden, wie typische Fehler ver-
mieden werden können.1

1.2 Was ist ein Mietspiegel?

Nach §  558c Bürgerliches Gesetzbuch 
(BGB) ist ein Mietspiegel eine Übersicht 
über die sogenannte ortsübliche Ver-
gleichsmiete. Diese wiederum wird nach 
§ 558 Abs. 2 BGB aus den üblichen Entgel-
ten (Mieten) einer Gemeinde gebildet, die 
nach fünf Kriterien vergleichbar sind: nach 
Art, Größe, Ausstattung, Beschaffenheit 
und Lage einschließlich der energetischen 
Ausstattung und Beschaffenheit. Hierbei 
dürfen nur Mieten einbezogen werden, die 
in den letzten sechs Jahren anlässlich einer 
Neuvermietung oder durch Mieterhöhung 
neu festgesetzt wurden. Unter anderem 
werden alle Wohnungen, bei denen die 
Miete durch Gesetz oder im Zusammen-
hang mit einer Förderzusage festgelegt 
wurde (mietpreisgebundene Wohnungen), 
nicht einbezogen (vgl. auch Kapitel  5.1). 
Damit eine derartige Übersicht tatsächlich 
auch als Mietspiegel gilt, muss sie entweder 
von der nach Landesrecht zuständigen Be-
hörde (in der Regel die Gemeinden) oder 
von den Interessenvertretern der Vermie-
ter und der Mieter anerkannt werden.

Besondere Anforderungen gelten für so-
genannte qualifizierte Mietspiegel. Die-
se müssen nach §  558d BGB zusätzlich 
nach „anerkannten wissenschaftlichen 
Grundsätzen“ erstellt werden. Dabei dient 
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die Mietspiegelverordnung der Ausfor-
mung der anerkannten wissenschaftlichen 
Grundsätze. Sie regelt, welche Verfahren 
und Methoden der Mietspiegelerstellung 
anerkannten wissenschaftlichen Grundsät-
zen in diesem Sinne entsprechen. §  558d 
Abs.  1 Satz  2 BGB bzw. §  6 Abs.  2 MsV 
enthält die widerlegliche Vermutung, dass 
Mietspiegel anerkannten wissenschaftli-
chen Grundsätzen genügen, wenn bei ihrer 
Erstellung die Anforderungen der Verord-
nung zu qualifizierten Mietspiegeln in den 
§§ 7 bis 21 MsV eingehalten wurden. An-
sonsten handelt es sich um sogenannte ein-
fache Mietspiegel (§ 6 Abs. 2 Satz 2 MsV). 

1.3 Der einfache Mietspiegel

Aufgrund der weitreichenden Spielräume 
bei der Erstellung einfacher Mietspiegel 
orientieren sich die „Handlungsempfeh-
lungen zur Erstellung von Mietspiegeln“ 
vor allem an den Anforderungen für qua-
lifizierte Mietspiegel, die aber grundsätz-
lich auch für die Erstellung von einfachen 
Mietspiegeln empfehlenswert sind. Sofern 
Besonderheiten bei der Erstellung einfa-
cher Mietspiegel zu beachten sind, wird 
dies gesondert vermerkt (vgl. insbesondere 
zur Datenerhebung Kapitel  5.10 und zur 
Dokumentation Kapitel 7.2.2). 

Die wesentliche Änderung für einfache 
Mietspiegel durch die Mietspiegelreform 
ist die Verpflichtung zur Anfertigung einer 
Dokumentation, in der die Erstellung des 
Mietspiegels in Grundzügen zu erläutern 
ist. Ansonsten werden an einfache Miet-
spiegel auch nach der Mietspiegelreform 
keine besonderen Anforderungen gestellt. 
Grundsätzlich bietet ein qualifizierter 
Mietspiegel eine deutlich höhere Rechts-
sicherheit für Mieter und Vermieter. Aber 
auch einfache Mietspiegel können eine 
wertvolle Informationsquelle darstellen 
und somit, wenngleich eingeschränkt, zum 
Rechtsfrieden innerhalb des Miethöhe-
rechts beitragen. 

1.4 Erstellungspflicht

Die Erstellung von Mietspiegeln nach 
§ 558c Abs. 4 Satz 2 BGB ist für Gemein-
den mit mehr als 50.000 Einwohnern ver-
pflichtend. Ein Mietspiegel war bis spä-
testens 1. Januar 2023 zu erstellen und zu 
veröffentlichen (Art.  229 §  62 Satz  1 des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuche (EGBGB)). Hierbei war die 
Erstellung eines einfachen Mietspiegels 
ausreichend. Wurde für die Gemeinde so-
gar ein qualifizierter Mietspiegel erstellt, 
war dieser bis spätestens 1. Januar 2024 zu 
erstellen und zu veröffentlichen (Art.  229 
§  62 Satz  2 EGBGB). Für Gemeinden bis 
50.000 Einwohner gilt weiterhin die Soll-
vorschrift des §  558c Abs.  4 Satz  1 BGB. 
Demnach sollen für alle Gemeinden Miet-
spiegel erstellt werden, wenn hierfür Be-
darf besteht und dies mit einem vertret-
baren Aufwand möglich ist. Ein Bedarf 
könnte beispielsweise bestehen, wenn es 
sich nach § 556d BGB in Verbindung mit 
einer entsprechenden Landesverordnung 
um einen angespannten Wohnungsmarkt 
handelt oder wenn die Interessenvertreter 
der Mieter und Vermieter übereinstim-
mend einen derartigen Bedarf feststellen. 

1.5  Grundlegende Schritte bei 
der Durchführung

Mietspiegel können von der nach Landes-
recht zuständigen Behörde (in der Regel 
die Gemeinden) oder von Interessenver-
tretern der Vermieter und Mieter gemein-
sam erstellt werden (§ 558c Abs. 1 BGB). 
Auch können kommerzielle Unternehmen 
im Auftrag der Gemeinde einen Miet-
spiegel erstellen, der dann von der nach 
 Landesrecht zuständigen Behörde oder 
von Interessenvertretern der Mieter und 
Vermieter anerkannt wird. 
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Im Rahmen eines bevorstehenden Miet-
spiegelerstellungsprozesses muss einer-
seits festgelegt werden, welche Beteiligten 
in welcher Form in die Mietspiegelerstel-
lung eingebunden werden, andererseits 
muss der Ablauf der Mietspiegelerstellung 
geplant werden. Die die Mietspiegelerstel-
lung koordinierende Stelle muss sich von 
Anfang an mit den bevorstehenden Ar-
beitsabläufen und -prozessen befassen. Ne-
ben der Arbeitskreisgründung bzw. -einbe-
rufung stehen folgende fünf Arbeitsphasen 
und darauf aufbauend verschiedene Ent-
scheidungsschritte an: 

1) Vorbereitungsphase: Hier werden we-
sentliche Rahmenbedingungen festge-
legt und die Grundlagen für nachfolgen-
de Phasen vorbereitet. Haushaltsmittel
bei den Kommunen müssen gebunden,
eventuell Kostenbeteiligungen verbind-
lich festgelegt werden. Einbezogene
Ämter müssen Kapazitäten planen bzw.
vorhalten. Verwaltungsinterne und ex-
tern zu vergebende Leistungen müssen
definiert werden (vgl. Kapitel 4).

2) Ausschreibungsphase (nur bei Fremd-
vergabe): Bei Vergabe an externe
Dienstleister wird ggf. ein Vergabever-
fahren mit zu berücksichtigenden Fris-
ten durchzuführen sein.

3) Datenerhebungsphase: Es werden die
erforderlichen Daten beschafft. Bei
qualifizierten Mietspiegeln ist eine Er-
hebung von Primärdaten obligatorisch
(vgl. Kapitel 5).

4) Auswertungsphase: Die erhobenen Da-
ten werden ausgewertet, und es wird
ein Mietspiegelentwurf erstellt (vgl. Ka-
pitel 6).

5) Beschlussfassungs- und Veröffentli-
chungsphase: Der Mietspiegelentwurf
wird abschließend diskutiert, durch Be-
schluss anerkannt und der Öffentlich-
keit zugänglich gemacht (vgl. Kapitel 7).

Diese fünf Phasen werden nachfolgend be-
handelt. Auch wenn in einer Gemeinde seit 
Jahren Mietspiegel erstellt werden, emp-
fiehlt es sich, alle Arbeitsschritte zu den 
zuvor aufgeführten fünf Phasen sorgfältig 
abzuarbeiten, um die teilweise umfassen-
den rechtlichen oder methodischen Neu-
erungen berücksichtigen zu können. Es 
ist nicht ausgeschlossen, dass sich schein-
bar bislang bewährte Aspekte als rechtlich 
problematisch oder methodisch ungeeig-
net erweisen, so dass die Erhebungs- und 
Auswertungskonzeption mit jeder Neuer-
stellung kritisch zu prüfen ist. Aus nachfol-
gendem exemplarischem Zeitplan für die 
Erstellung qualifizierter Mietspiegel geht 
hervor, welcher Zeitaufwand auf die ein-
zelnen Phasen entfallen könnte.

Phase Beschreibung Zeitaufwand  
(in KW)

1 Vorbereitungsphase 8–24

2 Ausschreibungsphase 8–10

3 Befragungs- oder Feldphase 8–10

4 Plausibilisierungs- und 
 Auswertungsphase 8–10

5 Beschluss- und 
 Anerkennungsphase 8–10

Summe 40–64

1.6  Kosten der 
 Mietspiegelerstellung

Die Kosten, die bei der Erstellung eines 
Mietspiegels anfallen, variieren sehr stark. 
Dabei spielen insbesondere Faktoren wie 
die Art des Mietspiegels (einfacher oder 
qualifizierter Mietspiegel), die Methodik 
(Tabellen- oder Regressionsanalyse oder 
eine Kombination), die Art der Befra-
gung, die Größe der Stichprobe, die Länge 
des Fragebogens und die Erbringung von 
Teilleistungen durch die Kommune bzw. 
durch externe Dienstleister eine Rolle für 
die Kostenkalkulation. Es können folgende 
Kostenfaktoren benannt werden:

▪ Kosten für die Datenerhebung und
-beschaffung (ggf. einschließlich Lage-
merkmale oder andere sekundärstatis-
tische Datengrundlagen):

-
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Diese Kosten können den größten An-
teil an den Gesamterstellungskosten 
eines Mietspiegels ausmachen. So sind 
Erhebungen, die aus Qualitätssiche-
rungsgründen per Face-to-Face-Befra-
gung durchgeführt werden, aufgrund 
des umfangreichen Personaleinsatzes 
deutlich teurer als schriftlich-postali-
sche oder Online-Befragungen (zu den 
entsprechenden Vor- und Nachtteilen 
vgl. Kapitel 5.7). Bei allen Erhebungen, 
die auf einer schriftlich-postalischen 
Kontaktierung von Befragten basieren, 
ist zudem zu berücksichtigen, dass Ma-
terial-, Druck- und Portokosten regel-
mäßigen Preissteigerungen unterliegen 
und vom Fragebogenumfang sowie dem 
Erhebungsdesign (etwa Anzahl der Er-
innerungsschreiben) abhängen. Bei der 
Datenerhebung ist der angestrebte Um-
fang der Brutto- bzw. der bereinigten 
Nettostichprobe wie auch der Umfang 
des Fragebogens für die anfallenden Kos-
ten besonders maßgeblich. Auch die Kos-
ten für die Erfassung der Daten können 
ein erheblicher Kostenfaktor sein. Ferner 
ergeben sich die Kosten für das Betrei-
ben einer Telefon- oder E-Mail-Hotline 
für Rückfragen während der Erhebung 
aus der Länge der Feldphase. Für die 
Beschaffung (inkl. deren Verarbeitung 
und Plausibilisierung) von sekundär-
statistischen Daten beispielsweise zur 
Bildung von Wohnlagenindikatoren 
können zusätzliche Kosten anfallen, 
sofern diese Daten nicht bereits durch 
öffentliche Stellen vorgehalten werden.

	▪ Kosten für die Datenaufbereitung:
Dazu zählen Bereinigung, Plausibilisie-
rung und Gewichtung der Daten. Der 
Aufwand für nachgelagerte Datenaufbe-
reitungs- und -plausibilisierungsschrit-
te zum Zwecke der Qualitätssicherung 
(z. B. formal-logische Plausibilitätsprü-
fungen der erhobenen Daten, Nettomie-
tenstandardisierung bei Teilinklusivmie-
ten) ist abhängig von der Befragungsart 
und vom Fragebogenumfang. 

	▪ Kosten für die Datenauswertung und 
die Texterstellung:
Dazu zählen die Auswertung der Daten 
sowie die Erstellung der Mietspiegelta-
belle bzw. der Regressionsfunktion(en) 
und der textlichen Erläuterungen in 
der Dokumentation. Bei Tabellenmiet-
spiegeln fällt vor allem Berechnungs-
aufwand für die Bestimmung der Ta-
bellenstruktur und die Überprüfung 
der Homogenität der Tabellenfelder 
an. Bei Regressionsmietspiegeln ist der 
Aufwand vor allem an den Fragebogen-
umfang und die Vielfältigkeit der zu 
bildenden und statistisch zu überprü-
fenden Wohnwertmerkmale geknüpft. 

	▪ Kosten für die Veröffentlichung des 
Mietspiegels:
Dazu zählen neben Layout- und ggf. 
Druckkosten auch optionale Kosten 
für Erstellung und Betrieb von elek-
tronischen Auskunftssystemen (z. B. 
Online-Mietspiegelrechner oder On-
line-Wohnlagenauskunft). 

Zudem führen über die Kernaufgaben der 
Mietspiegelerstellung hinausgehende Auf-
gaben wie z. B. die begleitende Organisati-
on und Mitarbeit in einem Mietspiegel-Ar-
beitskreis sowie die Öffentlichkeitsarbeit 
zu zusätzlichen Kosten. 

Hinsichtlich der ggf. gewählten Vergabe 
der Mietspiegelerstellung an Dritte emp-
fiehlt es sich, insbesondere das vorgesehe-
ne Erhebungsdesign (Art der Befragung), 
die präferierte Methodik (Regressions- 
oder Tabellenanalyse), den (angestrebten) 
Umfang der Bruttostichprobe oder der 
bereinigten Nettostichprobe und die Fra-
gebogenlänge bei der Ausschreibung der 
Leistung möglichst vorzugeben, um die 
Vergleichbarkeit der Angebote sicherzu-
stellen.
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2.1  Anerkannte 
 wissenschaftliche 
 Grundsätze 

Qualifizierte Mietspiegel sind auch nach 
der Mietspiegelreform weiterhin „nach 
anerkannten wissenschaftlichen Grund-
sätzen“ zu erstellen (§  558d Abs.  1 BGB). 
Die Mietspiegelverordnung enthält nach 
§ 558c Abs. 5 BGB „Vorschriften […] über 
den näheren Inhalt von Mietspiegeln und 
das Verfahren zu deren Erstellung und 
Anpassung einschließlich Dokumentati-
on und Veröffentlichung.“ Sie dient ins-
besondere der näheren Ausformung der 
anerkannten wissenschaftlichen Grund-
sätze. Für Mietspiegel, die unter Einhal-
tung der in der Verordnung aufgeführten 
Grundsätze erstellt werden, gilt nunmehr 
die Vermutung, dass sie anerkannten wis-
senschaftlichen Grundsätzen genügen 
(§ 558d Abs. 1 Satz 2 BGB und § 6 Abs. 2 
MsV). Die konkreten Anforderungen der 
Verordnung sollen die rechtssichere Er-
stellung qualifizierter Mietspiegel erleich-
tern und die Qualität von Mietspiegeln 
erhöhen. Umgekehrt können Anwender 
eines qualifizierten Mietspiegels anhand 

der Anforderungen leichter prüfen, ob ein 
als qualifiziert bezeichneter Mietspiegel 
tatsächlich den geforderten wissenschaftli-
chen Grundsätzen entspricht. 

Die Mietspiegelverordnung regelt nicht ab-
schließend, was anerkannte wissenschaftli-
che Grundsätze beinhalten. Es ist daher 
im Einzelfall grundsätzlich möglich, dass 
Mietspiegel, die nicht den Anforderungen 
der Mietspiegelverordnung entsprechen, 
dennoch wissenschaftlichen Grundsätzen 
entsprechen (BR-Drs. 766/20: 23). Na-
turgemäß können die hier vorgestellten 
Handlungsempfehlungen gleichsam nicht 
abschließender Natur sein. Es kann daher 
auch andere als die hier behandelten Vor-
gehensweisen geben, die anerkannten wis-
senschaftlichen Grundsätzen entsprechen. 
Dies gilt auch deswegen, da zum einen sich 
durch die Mietspiegelreform neue Anfor-
derungen ergeben, zu denen noch sehr 
wenig Erkenntnisse zur Umsetzung vor-
liegen. Zum anderen sind Forschung und 
Praxis in den Wissenschaftsdisziplinen, 
welche die Mietspiegelerstellung betreffen, 
in permanenter Entwicklung. Der umfang-
reichste Abschnitt 3 der Mietspiegelver-
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ordnung (§§ 6 bis 23) präzisiert die Anfor-
derungen an qualifizierte Mietspiegel. Hier 
wird zunächst §  6 MsV (Allgemeine An-
forderungen) vorangestellt. In Abs. 1 wird 
präzisiert, dass das Erfordernis der Erstel-
lung nach anerkannten wissenschaftlichen 
Grundsätzen „für alle in Abschnitt  3 ge-
regelten Phasen der Mietspiegelerstellung 
gilt“ (BR-Drs. 766/20: 23). Diese Phasen 
werden in der Mietspiegelverordnung in 
den nachfolgenden vier Unterabschnitten 
behandelt:

	▪ 1 Erstellung des qualifizierten Miet-
spiegels: §§ 7 bis 16 MsV

	▪ 2 Inhalt des qualifizierten Mietspiegels: 
§§ 17 bis 19 MsV

	▪ 3 Dokumentation und Veröffentli-
chung des qualifizierten Mietspiegels: 
§§ 20 bis 21 MsV

	▪ 4 Anpassung des qualifizierten Miet-
spiegels: §§ 22 bis 23 MsV

Unterabschnitt 1 behandelt sowohl die mög-
lichen Methoden zur Erstellung von Miet-
spiegeln (§ 7 MsV) als auch die Anforderun-
gen an die Datengrundlagen sowie an den 
Stichprobenumfang (§§  8–11 MsV). §  12 
MsV behandelt die Datenaufbereitung inkl. 
der Option einer Ausreißerbereinigung. In 
den §§ 13 bis 16 MsV werden dann die Da-
tenauswertung sowie die Bestimmung und 
Darstellung der ortsüblichen Vergleichsmie-
te, jeweils getrennt nach Tabellen- und Re-
gressionsanalyse, geregelt. Unterabschnitt 2 
(Inhalt des qualifizierten Mietspiegels) stellt 
nähere Anforderungen auf, wie die in § 558 
BGB genannten Kriterien der ortsüblichen 
Vergleichsmiete der Art, Größe, Ausstat-
tung, Beschaffenheit sowie Lage zu berück-
sichtigen sind. Unterabschnitt 3 beinhaltet 
die Anforderungen an die Dokumentation 
und die Veröffentlichung. Unterabschnitt 4 
enthält besondere Vorschriften, die bei An-
passung (Fortschreibung) mittels Index oder 
Stichprobe zu beachten sind. 

2.2  Methodenwahl:   
Tabelle, Regression  
oder  Kombination?

In der Mietspiegelerstellung haben sich 
vor allem die Regressionsanalyse und die 
Tabellenanalyse etabliert. In §  7 Abs.  1 
MsV wird daher festgelegt, dass qualifi-
zierte Mietspiegel mittels beider Metho-
den erstellt werden können. Darüber hi-
naus werden auch Kombinationen dieser 
Methoden zugelassen, sofern dadurch die 
Ergebnisse nicht verzerrt werden (vgl. BR-
Drs. 766/20: 24). Weiterhin ist jede ande-
re „vergleichbar geeignete Methode“ zur 
Erstellung von Mietspiegeln zugelassen; 
bislang haben sich aber noch keine wei-
teren Methoden zur Mietspiegelerstellung 
etabliert. Im Wesentlichen wird daher eine 
Entscheidung für eine Erstellung nach der 
Tabellen- oder Regressionsanalyse oder für 
eine Kombination von Tabellen- und Re-
gressionsanalyse zu treffen sein. 

Dem Anwendungsbereich der Tabellen-
analyse sind aufgrund der hohen Anfor-
derungen an den Umfang der bereinigten 
Nettostichprobe und der gleichzeitig be-
grenzten Anzahl an berücksichtigungsfä-
higen Merkmalskombinationen Grenzen 
auferlegt. Der Anwendungsbereich der 
Regressionsanalyse unterliegt keinen ver-
gleichbaren Beschränkungen. Bei Woh-
nungsmärkten mit einem in Bezug auf 
Ausstattung und Beschaffenheit hetero-
genen Wohnungsbestand, ausgeprägten 
Lageunterschieden oder bei kleinen Stich-
proben ist eher ein Modell aus der Klasse 
der Regressionsanalysen sinnvoll. 

Grundsätzlich empfiehlt sich, bereits vor 
der Ausschreibung bzw. der Datenerhe-
bung zu klären, welche Methode präferiert 
wird, da dies erhebliche Auswirkungen 
auf den Stichprobenumfang und ggf. auf 
die Schichtung der Stichprobe (vgl. Kapi-
tel 5.4) entsprechend der wahrscheinlichen 
Struktur der Mietspiegeltabelle hat. Eine 
derartige Präferenz hat regelmäßig keine 
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Auswirkungen auf die zu erhebenden Da-
ten zu den Merkmalen des Mietverhältnis-
ses, da unabhängig von der präferierten 
Methode grundsätzlich möglichst alle rele-
vanten Merkmale erhoben werden sollten, 
die Einfluss auf die Miethöhe haben. 

Die Mietspiegelverordnung stellt keine 
Anforderungen an die Methodenwahl. 
Im Sinne anerkannter wissenschaftlicher 
Grundsätze ist aber zu empfehlen, die Eig-
nung der präferierten Methode (beispiels-
weise Tabellen- oder Regressionsanalyse) 
anhand einer Modellvalidierung (vgl. Ka-
pitel 6.3.3) auf Basis der erhobenen Daten 
empirisch zu überprüfen, auch wenn eine 
solche Modellvalidierung nach der Miet-
spiegelverordnung nicht verpflichtend ist. 
Bei einer externen Vergabe sollte hierfür 
auf eine sorgfältige Formulierung geachtet 
werden, um eine rechtssichere Ausschrei-
bung sicherzustellen. 

2.3 Datenschutz

Bei der Erstellung sowohl eines einfachen 
als auch eines qualifizierten Mietspiegels 
sind datenschutzrechtliche Vorgaben ge-
mäß der Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO) zu berücksichtigen, da bei der 
Vorbereitung der Datenerhebung, der 
Feldphase und in der Regel auch bei der 
Auswertung personenbezogene Daten 
verarbeitet werden. Für die Verarbeitung 
personenbezogener Daten muss eine 
Rechtsgrundlage vorliegen. Bei qualifi-
zierten Mietspiegeln ist die Rechtmäßig-
keit der Verarbeitung bei der Miet spie gel-
er stel lung nach §  558c BGB i.  V.  m. mit 
Art. 238 §§ 1 bis 3 EGBGB gegeben. Dies 
ist die Grundlage für die Datenverarbei-
tung im Rahmen der Vorbereitung und 
Durchführung der Datenerhebung (Zu-
sammenstellung einer Auswahlgrundlage, 
Stichprobenziehung, Kontaktierung der 
ausgewählten Personen bzw. Haushalte) 
sowie der Auswertung. 

Für die Erstellung von qualifizierten Miet-
spiegeln dürfen nach Art.  238 §  1 Abs.  1 
EGBGB Grundsteuerdaten, nach Abs.  2 
Meldedaten der örtlich zuständigen Mel-
debehörde verarbeitet werden. Die Daten 
können zur Erstellung eines qualifizierten 
Mietspiegels an die zuständige Behörde 
und nach Art. 238 § 1 Abs. 3 EGBGB auch 
an beauftragte Dritte übermittelt werden; 
hierzu ist Voraussetzung, dass eine Ver-
einbarung zur Auftragsdatenverarbeitung 
nach Art. 28 Abs. 3 DSGVO vorliegt. Die 
Melde- und Grundsteuerdaten dürfen 
hierbei für alle Personen uneingeschränkt 
übermittelt werden und nicht nur eine 
Stichprobe. Davon ausgenommen sind 
nur Personen, für die eine Auskunftssperre 
oder ein bedingter Sperrvermerk vorliegen 
(vgl. BT-Drs. 19/26918: 39 f. und 43 f.).

Im Rahmen der Erhebung und Auswertung 
für qualifizierte Mietspiegel stellen die Aus-
kunftspflichten für Befragte (Art.  238 §  2 
EGBGB) eine neue datenschutzrechtliche 
Grundlage für die weitere Verarbeitung 
dar. Es wird zwischen Erhebungsmerkma-
len nach Art. 238 § 2 Abs. 2 Nr. 1 EGBGB 
(auswertungsrelevante Informationen) und 
Hilfsmerkmalen nach Nr. 2 (Anschrift der 
Wohnung; Namen und Anschriften der 
Mieter und Vermieter) unterschieden. Eine 
ergänzende kommunale Satzung ist daher 
in Bezug auf diese Daten nicht erforderlich. 
Beispielsweise können bei der Verwendung 
von Meldedaten, die in Form einer Perso-
nenliste als Auswahlgrundlage genutzt wer-
den, die abgefragten Informationen über 
die gesetzlich definierten Informationen 
hinausgehen (vgl. Anhang B). Derartige In-
formationen sind von den Auskunftspflich-
ten nicht gedeckt; diesbezügliche Fragen 
sind im Fragebogen deutlich als freiwillige 
Angaben zu kennzeichnen. In diesem Fall 
kann nach den landesgesetzlichen Regelun-
gen eine kommunale Satzung erforderlich 
sein. Über die Rechtsgrundlage, die Ver-
antwortlichen, Betroffenenrechte etc. ist in 
einer Datenschutz-Information für die Be-
troffenen zu informieren.
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Die Zweckbindung und Datenminimie-
rung der Datenverarbeitung ist unbedingt 
zu beachten. Dies bedeutet zum einen, dass 
personenbezogene Daten nur für die vor-
gegebenen Zwecke verarbeitet werden dür-
fen, zum anderen, dass bei Erfüllung bzw. 
Wegfall der Zwecke die Daten gelöscht oder 
anonymisiert werden müssen. Art. 238 § 3 
Abs. 2 EGBGB regelt, dass Erhebungsmerk-
male und Hilfsmerkmale zum frühestmög-
lichen Zeitpunkt zu trennen sind. Hilfs-
merkmale sind zu löschen, wenn sie nicht 
mehr zur Überprüfung oder zur Anpas-
sung des Mietspiegels benötigt werden. Zu 
beachten ist hierbei, dass eine Verwendung 
des Hilfsmerkmals Anschrift der Wohnung 
bzw. eine entsprechende Geoinformation 
für die indikatorengestützte Bildung von 
Lagemerkmalen oder im Rahmen der Non-
response-Analyse erforderlich sein kann. 
Daher kann der frühestmögliche Zeitpunkt 
zur Trennung dieser Merkmale erst in ei-
ner späten Phase der Projektdurchführung 
gegeben sein. Die Erhebungsmerkmale 
dürfen in anonymisierter Form gespeichert 
und zu wissenschaftlichen Forschungs-
zwecken an Hochschulen, andere Einrich-
tungen, die wissenschaftliche Forschung 
betreiben, und an öffentliche Stellen über-
mittelt werden. 

Zur Klärung der datenschutzrechtlichen 
Umsetzung sollten frühzeitig die kommu-
nalen Datenschutzbeauftragten und ggf. 
der Landesdatenschutzbeauftragte bzw. 
die örtlich zuständige Aufsichtsbehör-
de für den Datenschutz beteiligt werden. 
Aufgrund der Komplexität der Verarbei-
tungsschritte empfiehlt es sich, neben der 
datenschutzrechtlich erforderlichen Do-
kumentation der Verarbeitungstätigkeit 
nach Art.  30 DSGVO eine detailliertere 
Dokumentation bzw. ein Datenverarbei-
tungs- und Löschkonzept zu erstellen, das 
sich an den Bearbeitungsphasen Vorbe-
reitung, Durchführung, Auswertung und 
Löschung/Anonymisierung orientiert. Ne-
ben der Beschreibung des Lösch- bzw. 
Anonymisierungsvorgehens ist auch auf 

die Konzeption eines möglichst datenspar-
samen Verarbeitungsprozesses zu achten. 
Auch die sogenannten Technischen und 
Organisatorischen Maßnahmen (TOMs), 
die allgemein bei den verarbeitenden Stel-
len zugrunde liegen und projektspezifisch 
ausgestaltet werden können, sind zu doku-
mentieren.

Bei der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten sind die Betroffenenrechte 
dringend zu beachten. Einer Aufforderung 
zur Datenlöschung muss nicht nachge-
kommen werden, soweit die Daten recht-
mäßig erhoben und verarbeitet werden 
und die Löschungsvoraussetzungen nach 
Art.  238 §  1 Abs.  4 EGBGB noch nicht 
vorliegen (Art.  17 DSGVO). Anders ver-
hält es sich, wenn es sich um freiwillige 
Angaben zu zusätzlichen Fragen handelt. 
Werden Daten auf freiwilliger Basis erho-
ben, ist die Möglichkeit des Widerrufs der 
Einwilligung zu beachten (Art.  7 Abs.  3, 
Art. 17 Abs. 1 lit. b DSGVO). Die bis zum 
Widerruf erfolgte Verarbeitung bleibt 
rechtmäßig. Durch den Verantwortlichen 
ist zu prüfen, ob eine datenschutzrechtlich 
gebotene Datenlöschung hinsichtlich der 
Verfahren der Mietspiegelerstellung un-
problematisch durchführbar ist, und ggf. 
begründen, wenn die Aufforderung abge-
lehnt wird (Erwägungsgrund 59 DSGVO).

Besonderheiten bei der Erstellung 
 einfacher Mietspiegel

Für die Erstellung von einfachen Mietspie-
geln findet Art. 238 §§ 1 bis 3 EGBGB kei-
ne Anwendung. Für einfache Mietspiegel 
bestehen daher weder Auskunftspflichten 
der Mieter und Vermieter noch gibt es eine 
Rechtsgrundlage für den Zugriff auf bei 
Behörden vorhandene Daten.
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3.1 Nettokaltmiete

Nach §  12 MsV soll bei der Mietspiegel-
erstellung einheitlich die Nettokaltmiete 
zugrunde gelegt werden, umgerechnet auf 
den Quadratmeter Wohnfläche. Aus der 
Mietzahlung sind daher die Betriebskosten 
nach § 556BGB bzw. der Betriebskostenver-
ordnung vom 25.  November 2003, zuletzt 
geändert durch Art.  15 des Gesetzes vom 
23. Juni 2021 (BGBl. I Satz 1858), herauszu-
rechnen. Üblicherweise werden in aktuellen 
Mietverträgen eine gesondert ausgewiesene 
Nettokaltmiete und eine zusätzliche Vor-
auszahlung oder Pauschale für die Betriebs-
kosten vereinbart, so dass keine gesonderte 
Berechnung erforderlich ist. Insbesondere 
bei älteren Mietverträgen wird aber häu-
fig nur ein Teil der tatsächlich anfallenden 
Betriebskosten in Form einer Vorauszah-
lung oder Pauschale berücksichtigt. Somit 
ist der übrige Teil der Betriebskosten, typi-
scherweise Grundsteuer, Versicherungen 
oder Kosten der Treppenhausreinigung, 
in der eigentlichen Mietzahlung enthalten 
(Teilinklusivmiete) und muss entsprechend 
herausgerechnet werden. Zuweilen werden 
auch keine Vereinbarungen über die Be-

triebskosten getroffen, so dass diese voll-
ständig in der Mietzahlung enthalten sind 
(Inklusivmiete). 

Zur Bereinigung von Teilinklusivmieten 
wurden bisher auch durchschnittliche Be-
triebskostensätze („Betriebskostenspiegel“) 
aus externen Quellen herangezogen. Da 
nach § 8 MsV für qualifizierte Mietspiegel 
nur Primärdaten verwendet werden dür-
fen, ist dies nicht mehr möglich. In Befra-
gungen sind daher bei Teilinklusivmieten 
neben den Angaben zur Miethöhe auch 
Angaben zu den in der Miete enthaltenen 
Betriebskostenarten zu erheben. Hierzu 
kann die Vorlage der letzten Betriebskos-
tenabrechnung sinnvoll sein. Sofern die 
nicht umgelegten Kosten hieraus nicht her-
vorgehen, können diese beim Vermieter er-
fragt werden. Sind trotzdem keine Angaben 
ermittelbar, können auch durchschnittliche 
Betriebskosten berücksichtigt werden, die 
für die Korrektur der übrigen Teilinklusiv-
mieten erhoben wurden. 

Denkbar wäre auch der Ausschluss von 
Teilinklusivmieten. In Sinne anerkannter 
wissenschaftlicher Grundsätze ist hiervon 
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allerdings abzuraten, da es sich vorwiegend 
um ältere Mietverhältnisse handeln wird 
und somit eine systematische Fallselektion 
erfolgen würde, wodurch die ortsübliche 
Vergleichsmiete entsprechend auch sys-
tematisch verzerrt wäre. Möglich ist hin-
gegen der Ausschluss weniger besonderer 
Einzelfälle, beispielsweise Inklusivmieten, 
bei denen auch Heizkosten enthalten sind. 
Es ist möglich, dass der Anteil der Teil-
in klu siv mie ten durch Mieterstrom- und 
andere Modelle weiter steigen wird. Hier-
durch kann die Vergleichbarkeit der Be-
triebskostenanteile erschwert werden und 
die Bedeutung der Berücksichtigung von 
Betriebskosten im Mietspiegel zunehmen. 
Die Fragebögen sollten fortlaufend ent-
sprechend angepasst werden.

Neben Betriebskosten sollten bei der Er-
mittlung der Nettokaltmiete auch die Beträ-
ge (sogenannte Zuschläge) für die Vermie-
tung von Garagen bzw. Stellplätzen erfasst 
werden. Dabei ist zu kontrollieren, ob diese 
Beträge als Bestandteil des Mietvertrags 
oder als gesonderte Verträge gelten. Für 
den Fall, dass für einzelne Mietverhältnis-
se keine gesonderten Beträge ausgewiesen 
sind und somit zusätzliche Nutzungsrechte 
in der Nettokaltmiete enthalten sind, kann 
auch hier eine Vereinheitlichung der Net-
tokaltmiete anhand von bei übrigen Fällen 
mit Zuschlägen erhobenen Durchschnitts-
werten hergestellt werden. 

Hinsichtlich Schönheits- und Kleinrepara-
turen hat sich die Abwälzung der Kosten 
auf den Mieter durchgesetzt. Insbesondere 
bei älteren Mietverträgen werden Schön-
heits- oder Kleinreparaturen jedoch vom 
Vermieter getragen. In diesen Fällen soll-
te die Berechnung des Einflusses erwogen 
werden, zumal dies keinen besonderen 
Aufwand verursacht. Zuweilen lässt sich 
– beispielsweise aufgrund eines expliziten 
Aufschlags in einer Mieterhöhung  – der 
Betrag exakt ermitteln, der auf Schönheits- 
oder Kleinreparaturen entfällt. Bei der 
Regressionsanalyse kann eine kontrollie-

rende Schätzung des Einflusses durch eine 
dichotome Variable erfolgen. Insbesondere 
bei der Tabellenanalyse können auch Zu-
schläge mit der Qualität eines einfachen 
Mietspiegels in Betracht gezogen werden. 
Nicht empfohlen werden kann hingegen 
der Ausschluss der betroffenen Datensätze; 
die zuvor genannte Begründung zu Teilin-
klusivmieten gilt hier analog.

Weiterer Bedarf zur Korrektur der Netto-
kaltmiete kann sich aus einer entgeltlichen 
Untervermietungserlaubnis ergeben. Nach 
§ 553 Abs. 2 BGB kann dem Vermieter eine 
angemessene Erhöhung der Miete zuste-
hen, wenn ihm die Zustimmung zur Un-
tervermietung ansonsten nicht zuzumuten 
ist. Ein explizit vereinbarter Untermietzu-
schlag ist von der Nettokaltmiete abzuzie-
hen. Nicht zu berücksichtigen ist hingegen 
eine unentgeltliche Untervermietungser-
laubnis. Bei Vereinbarungen ohne explizit 
ausgewiesenen Untermietzuschlag kann 
eine Berücksichtigung im Kontext der 
Regressionsanalyse ebenfalls durch eine 
dichotome Variable erfolgen. Auch hier 
kann ein Ausschluss der betroffenen Miet-
verhältnisse nur dann empfohlen werden, 
wenn eine systematische Verzerrung weit-
gehend ausgeschlossen werden kann. 

Weitere Anpassungen der Nettokaltmiete 
können sich etwa durch folgende Umstän-
de ergeben:

	▪ verwandtschaftliche Beziehungen zwi-
schen Mieter und Vermieter, wenn an-
genommen werden kann, dass hiervon 
die Miethöhe beeinflusst wurde

	▪ besondere Serviceleistungen (z. B. im 
Kontext von betreutem Wohnen)

	▪ Verträge mit Festlegungen hinsichtlich 
der Mieterhöhung (Index- und Staffel-
mietverträge),

	▪ Verzicht auf Kündigungen wegen Eigen-
bedarfs
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Bislang konnte für einige der oben genann-
ten Umstände kein relevanter Einfluss 
festgestellt werden. Dies kann sich aber 
durch geänderte Auswertungsmodelle, 
insbesondere durch die Berücksichtigung 
von außergesetzlichen Merkmalen ändern 
(vgl. Kapitel 3.3). Insofern kann es sinnvoll 
sein, die oben genannten und ggf. weitere 
Aspekte in Abhängigkeit der regionalen 
Bedeutung zu überprüfen. Hierzu gibt es 
grundsätzlich die folgenden Ansätze:

	▪ Berücksichtigung eines separat ausge-
wiesenen Zuschlags:
Sofern diese Vorgehensweise auch für 
den Anwendungskontext möglich ist, 
sollte diese bevorzugt werden. 

	▪ Berechnung des Einflusses durch eine 
dichotome Variable (bei Regressions-
analyse oder kombinierten Verfahren):
Dieses Verfahren kann fast immer mit 
relativ geringem Aufwand angewendet 
werden. 

	▪ Ausschluss der Datensätze, sofern eine 
systematische Verzerrung weitgehend 
ausgeschlossen werden kann:
Dieser Ansatz empfiehlt sich immer 
dann, wenn eine Berücksichtigung im 
Mietspiegel nicht sinnvoll erscheint 
(beispielsweise bei umfangreichen Ser-
viceleistungen im Kontext von betreu-
tem Wohnen).

3.2  Wohnwertrelevante 
 gesetzliche Merkmale

Der Gesetzgeber hat die wohnwertrelevan-
ten Merkmale in der Legaldefinition des 
§ 558 Abs. 2 BGB benannt, die zur Ermitt-
lung der ortsüblichen Vergleichsmiete he-
rangezogen werden sollen. Diese sind Art, 
Größe, Ausstattung und Beschaffenheit 
einer Wohnung (einschließlich der ener-
getischen Ausstattung und Beschaffenheit) 
sowie die Lage. Der gesetzliche Katalog 
der Wohnwertmerkmale ist abschließend 

definiert. Das bedeutet, dass weitere so-
genannte außergesetzliche Merkmale, wie 
z. B. die Wohndauer, die zusätzlich Einfluss 
auf die Miethöhe besitzen können, bei der 
Ermittlung der ortsüblichen Vergleichs-
miete nicht direkt berücksichtigt werden 
dürfen (vgl. Kapitel 3.3). 

3.2.1 Art

Unter dem Wohnwertmerkmal Art wird 
vor allem der Typus des Gebäudes und 
der Wohnung verstanden. Ein Mietspiegel 
muss nicht alle Arten eines Wohnungs-
marktes abbilden, sondern nur die wich-
tigsten. §  17 MsV sieht als Regelfall die 
Berücksichtigung von regulären Wohn-
raummietverhältnissen in Mehrfamili-
enhäusern mit drei und mehr Wohnein-
heiten vor. Daneben können auch andere 
Wohnungen erfasst werden. Hierunter fal-
len insbesondere Wohnungen in Ein- und 
Zweifamilienhäusern. Weiterhin können 
besondere Wohnungsarten und besonde-
re Vertragstypen in Mehrfamilienhäusern 
mit mehr als zwei Wohnungen berücksich-
tigt werden. 

Unter besondere Wohnungsarten fallen 
beispielsweise:

	▪ Einzimmerwohnungen

	▪ Penthouse-, Dachgeschoss oder Maiso-
nettewohnungen

	▪ Souterrainwohnungen 

Besondere Vertragstypen können typi-
scherweise unter anderem sein:

	▪ Zeitmietverträge gemäß § 575 BGB

	▪ die Vermietung einzelner Zimmer in 
einer Wohnung

Sofern ein besonderer Wohnungs- oder 
Vertragstyp im Geltungsbereich des Miet-
spiegels von Bedeutung ist, „soll unter-
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sucht werden, ob eine gesonderte Aus-
weisung dieses Segments im Mietspiegel 
möglich und sinnvoll ist“ (BR-Drs. 766/20: 
40). Nach der Mietspiegelverordnung be-
steht daher keine Verpflichtung, beson-
dere Wohnungs- oder Vertragsarten im 
Mietspiegel zu berücksichtigen, sondern 
nur eine Prüfpflicht (Soll-Bestimmung). 
Entsprechend kann davon ausgegangen 
werden, dass auch an die Art der Prüfung 
keine besonderen Anforderungen zu stel-
len sind. Die Wahl der berücksichtigten 
bzw. ausgeschlossenen Wohnungsarten ist 
in der Dokumentation festzuhalten. 

Diese besonderen Wohnungs- und Vertrags-
typen können im qualifizierten Mietspiegel 
mit entsprechenden Zu- oder Abschlägen 
berücksichtigt werden. Voraussetzung hier-
für ist, dass die Preisbildung für die ortsüb-
liche Vergleichsmiete in den Teilsegmenten 
nachweisbar nach einer Systematik erfolgt, 
die im Mietspiegel durch ein System von 
Zu- und Abschlägen in nachvollziehbarer 
Weise berücksichtigt werden kann. Ist dies 
nicht möglich, können Teilsegmente auch 
mit getrennten Auswertungen im Mietspie-
gel abgebildet werden. Drittens ist eine Be-
rücksichtigung auch in einer Form möglich, 
die nur die Anforderungen an einen ein-
fachen Mietspiegel erfüllt. Dies kann auch 
durch Bewertungshilfen zur Spannenein-
ordnung („Orientierungshilfen“) erfolgen 
(vgl. Kapitel 6.6.2).

Bei der Vermietung der gesamten Woh-
nung an eine Wohngemeinschaft, bei der 
mehrere Personen gemeinsam als Mieter 
auftreten, ist nach der Rechtsprechung 
kein Zuschlag zulässig.2 Dieser Vertragstyp 
ist daher als außergesetzliches Merkmal zu 
qualifizieren. Weniger eindeutig ist dies bei 
der Vermietung von Einzelzimmern. Hier 
soll weder die Miete einer abgeschlossenen 
Einzimmerwohnung noch die anteilige 

2 OLG Hamm, OLGZ 1983, 223, Rn. 19 ff.; OLG Stuttgart, OLGZ 1983, 114, Rn. 13.
3 LG Gießen, Beschluss vom 22.06.2012 – 1 S 98/12; AG Stuttgart – AZ: 31 C 5490/18 – Urteil vom 28.04.2020.
4 LG Münster, AZ 8 S 107/98 5 C 234/97.

Miete einer Mehrzimmerwohnung maß-
gebend sein,3 was für die Einordnung als 
besonderer Vertragstyp des Merkmals Art 
spricht. Es wird aber auch die Auffassung 
vertreten, dass es sich bei der Vermietung 
von Einzelzimmern um Diskriminierungs-
mieten für bestimmte Mietergruppen han-
deln könne und daher ein Zuschlag auf die 
anteilige ortsübliche Vergleichsmiete einer 
entsprechenden Mehrzimmerwohnung un-
zulässig sei.4 

In der bisherigen Praxis der Miet spie gel-
er stellung werden die Vermietungen von 
Einzelzimmern regelmäßig von der Erhe-
bung ausgeschlossen. Dies geschieht auf-
grund des erhöhten Aufwandes, da zur 
Herstellung der Vergleichbarkeit auch An-
gaben zur gesamten Wohnung inkl. Kos-
ten erforderlich sind, die der Mieterseite 
womöglich nicht bekannt sind und was 
eine Befragung der Vermieter erforder-
lich machen wird. Der Ausschluss dieser 
Wohnungen hat aber in der Mietspiegel-
praxis zur Folge, dass diese Wohnungen 
in der Regel aus dem Geltungsbereich des 
Mietspiegels genommen werden und da-
mit die ortsübliche Vergleichsmiete schwer 
feststellbar ist. Es empfiehlt sich, in Ab-
hängigkeit der vermuteten Häufigkeit ent-
sprechender Fälle abzuwägen, ob eine Er-
hebung möglich und sinnvoll ist, um den 
Geltungsbereich des Mietspiegels auch für 
diese Wohnungen zu erweitern.

3.2.2 Wohnungsgröße

Die Wohnungsgröße bezieht sich übli-
cherweise auf die Wohnfläche und die 
Zahl der Wohnräume bzw. sonstigen 
Räume. Die Überprüfung des Merkmals 
Wohnfläche erfordert einen einheitlichen 
Wohnflächenbegriff. Grundsätzlich ist die 
Verordnung zur Berechnung der Wohnflä-
che (Wohnflächenverordnung – WoFlV) 
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maßgebend. Da die Anwendung aber im 
frei finanzierten Wohnungsbau nicht ver-
pflichtend ist, fehlen häufig genaue Flä-
chenangaben in den Mietverträgen. Er-
satzweise können daher auch Angaben aus 
Betriebskostenabrechnungen und anderen 
Quellen herangezogen werden. 

In der Praxis ist insbesondere die Flä-
chenberechnung von Balkonen, Terrassen 
oder anderen Freisitzen problematisch. 
Nach §  4 Nr.  4 Wohnflächenverordnung 
(WoFlV) sind die Flächen von Balkonen, 
Loggien, Dachgärten und Terrassen in der 
Regel zu einem Viertel, höchstens jedoch 
zur Hälfte anzurechnen. Auch Flächen 
unter Dachschrägen werden nur mit ei-
ner Raumhöhe von mehr als zwei Meter 
zu 100  Prozent zur Wohnfläche gerech-
net. Liegt die Raumhöhe zwischen ein und 
zwei Metern, so werden nur 50 Prozent der 
Fläche berücksichtigt; liegt die Höhe unter 
einem Meter, so wird diese Fläche nicht 
der Wohnfläche zugerechnet (§ 4 Nr. 1, 2 
WoFlV). 

3.2.3  Ausstattung und energetische 
Aspekte der Ausstattung

Anders als bei der Größe ist eine direkte 
Messung des Merkmals Ausstattung nicht 
möglich. Nach § 18 Satz 2 MsV kann aber 
auch auf Untermerkmale sowie auf deren 
Gruppierungen und Klassifizierungen zu-
rückgegriffen werden. Unter dem Wohn-
wertmerkmal Ausstattung werden (in der 
Regel fest mit der Wohnung verbundene) 
Gegenstände oder Bauteile verstanden, die 
vermieterseitig im Rahmen der vertrag-
lichen Mietnutzung zur ständigen Benut-
zung zur Verfügung gestellt werden. Zu-
sätzlich können darunter auch funktionale 
Räume wie z. B. Kellerräume, Fahrradstell-
plätze oder eine Waschküche verstanden 
werden. Zentrale Untermerkmale der Aus-
stattung, die im Mietspiegel regelmäßig 
zu prüfen sind, umfassen die Kategorien 
Heizung, Sanitärausstattung, Boden- und 
Wandbeläge, Fenster, Küchenmöblierung 

und andere Möblierung, Freisitze und 
Gärten, Elektro- und Medientechnik sowie 
Funktionsräume außerhalb der Wohnung. 
Aufgrund des technischen Fortschritts 
im Wohnungsbau sollte eine regelmäßige 
Aktualisierung der zu prüfenden bzw. im 
Fragebogen zu erhebenden Ausstattungs-
merkmale vorgenommen werden. 

Teil des Merkmals Ausstattung ist auch die 
energetische Ausstattung. Auch Ausstat-
tungsgegenstände können in energetischer 
Sicht Mietpreiseinflüsse aufweisen, so ins-
besondere die Art der Wärmeerzeugung. 
Hier kann beispielsweise der Wohn- und 
Regelungskomfort im Vordergrund ste-
hen, aber auch Einsparmöglichkeiten von 
Energie (z. B. durch besondere Regelungs-
technik) oder Beheizung nur mit erneu-
erbarer Energie. Zur energetischen Aus-
stattung gehören auch Einrichtungen zum 
Sonnenschutz sowie raumlufttechnische 
Anlagen (Klimatisierung oder Lüftung) 
oder Anlagen zur intelligenten Steuerung 
von Stromnetzen (Smart Metering).

Gerade in Großstädten hat die Bedeutung 
der Vermietung möblierten Wohnraums 
zugenommen. Eine Möblierung ist grund-
sätzlich als Teil des Merkmals Ausstattung 
zu erfassen. Nach der Begründung zur 
Mietspiegelverordnung ist der Einfluss der 
Ausstattung regional sehr unterschiedlich 
und variiert über die Zeit; diese unter-
schiedlichen Auswirkungen sollen un-
tersucht und im Mietspiegel ausgewiesen 
werden; (Teil)Möblierung wird hier als 
Untermerkmal der Ausstattung ausdrück-
lich aufgeführt (BR-Drs. 766/20: 41).

In der Praxis wird bislang eine Möblie-
rung mit Ausnahme von Einbauküchen, 
die vom Vermieter gestellt werden, in der 
Regel nicht berücksichtigt. Stattdessen 
werden möblierte Wohnungen regelmä-
ßig von der Erhebung nicht erfasst. Der 
Ausschluss dieser Fälle kann aber die Re-
präsentativität der Stichprobe beeinträch-
tigen. Nach § 18 MsV soll die Ausstattung 
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berücksichtigt werden. Eine Berücksichti-
gung der Möblierung kann dann erfolgen, 
wenn dies mit angemessenem Aufwand 
möglich erscheint.5 Dieser Aufwand muss 
in Relation zum vermuteten Aufkommen 
von möblierten Wohnungen im betroffe-
nen Wohnungsmarkt gesehen werden. 

Falls möblierte Wohnungen bei den Er-
hebungen zur Mietspiegelerstellung nicht 
berücksichtigt werden, ist zu empfehlen, 
im Mietspiegel ausdrücklich darauf hin-
zuweisen, dass der Mietspiegel auch für 
möblierte Wohnungen gilt.6 Es sollte weiter 
darauf hingewiesen werden, dass mittels 
des Mietspiegels zumindest die ortsübli-
che Vergleichsmiete für die Leerraummie-
te ermittelt werden kann und dass für die 
Möblierung ein angemessener Zuschlag 
verlangt werden kann, der sich am Zeitwert 
der Möblierung bemessen kann.7 Weiter-
hin ist zu empfehlen, den Anteil möblierter 
und mietspiegelrelevanter Wohnungen in 
der Dokumentation auszuweisen und kurz 
zu begründen, warum dieser nicht berück-
sichtigt wurde.

3.2.4  Beschaffenheit und 
 energetische Aspekte der 
 Beschaffenheit

Das Wohnwertmerkmal Beschaffenheit be-
zieht sich auf die Bauweise, den Zuschnitt 
sowie den baulichen und den energetischen 
Zustand des Gebäudes bzw. der Wohnung. 
Auch das Merkmal der Beschaffenheit er-
fordert im Regelfall eine Operationalisie-
rung anhand von mehreren Untermerkma-
len. Typische Untermerkmale sind:

	▪ Baujahr bzw. Baujahresklasse8 des Ge-
bäudes und/oder des Gebäudeteils, in 
dem die Wohnung liegt

5 Neuhoff et al. 2023 empfehlen, möblierte Wohnungen bei der Erstellung von Mietspiegeln grundsätzlich zu berücksichtigen 
(S. 6 und 94).

6 Für die Möblierung kann nach einschlägiger Rechtsprechung nur ein angemessener Zuschlag verlangt werden (zwei 
Prozent monatlich auf den Zeitwert der Möblierung zum Zeitpunkt der Vermietung). Für eine Diskussion der Rechtslage vgl. 
Neuhoff et al. 2023: 4 f. und 25 f..

7 LG Berlin Urt. v. 21.3.2003 – 63 S 365/01, BeckRS 2003, 30928275.
8 In der Mietspiegelverordnung wird der Begriff des Baualters verwendet. 

	▪ Zuschnitt der Wohnung und Lage im 
Haus

	▪ Bauweise und energetische Qualität von 
Außenwänden, Dächern, Kellerdecken, 
Bodenplatten, Fenstern und Türen

	▪ Modernisierungen des Gebäudes bzw. 
der Wohnung, beispielsweise:

 – Erneuerung der Leitungen für Strom, 
Wasser, Abwasser und Heizung

 – Erneuerung der sanitären Anlagen

 – Dämmung der Kellerdecke, der 
obersten Geschossdecke und/oder 
der Außenwand

 – Erneuerung der Bodenbeläge etc.

 – Barrierefreiheit oder sonstige behin-
dertengerechte Eigenschaften

Die Abgrenzung zum Merkmal der Aus-
stattung kann bei einzelnen Untermerk-
malen schwierig sein. In der Praxis ist dies 
allerdings ohne nähere Bedeutung, da es für 
die Mietspiegelerstellung vorrangig darauf 
ankommt, den Einfluss eines Wohnwert-
merkmals unabhängig von seiner Zuord-
nung zu einer Merkmalsgruppe zu bestim-
men. Nach §  18 Satz  1 MsV muss sowohl 
die Auswirkung der Beschaffenheit als auch 
der Ausstattung auf die Miethöhe darge-
stellt werden. Sofern also eine umfassende 
Berücksichtigung der Untermerkmale von 
Ausstattung und Beschaffenheit erfolgt, ist 
eine Abgrenzung bei der Erstellung wei-
terhin nicht erforderlich. Wie bei der Aus-
stattung auch, dürfen  Untermerkmale der 
Beschaffenheit nur berücksichtigt werden, 
sofern diese vom Vermieter gestellt wurden.
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3.2.5 Wohnlage

Die Wohnlage muss nach § 19 MsV in qua-
lifizierten Mietspiegeln ausgewiesen wer-
den, sofern eine sachgerechte Unterteilung 
in Wohnlagen möglich ist und ein Ein-
fluss auf die Mietpreisbildung festgestellt 
werden kann. Es können unterschiedlich 
beschriebene Wohnlagen einer Gemein-
de zusammengefasst werden, sofern der 
lagebedingte Wohnwert vergleichbar ist. 
Für die Ermittlung von Wohnlagen soll die 
Möglichkeit der Einteilung nach vor Ort 
feststellbaren Faktoren geprüft werden. 
Diese Faktoren sind unter anderem Be-
bauungs- und Verkehrsdichte, Zentralität, 
Infrastruktur, Begrünung oder vergleich-
bare Kriterien. Sofern die Ermittlung sach-
gerechter Wohnlagen auf diese Weise nicht 
möglich ist, können weitere Bewertungs-
maßstäbe wie Bodenrichtwerte oder Krite-
rien der allgemeinen Beliebtheit bestimm-
ter Wohngegenden herangezogen werden. 
Die Bestimmung der Wohnlage und deren 
Dokumentation wird ausführlich in Kapi-
tel 6.2.6 behandelt.

3.3  Außergesetzliche 
 Merkmale

Nach §  2 Abs.  2 MsV sind außergesetzli-
che Merkmale solche Einflussfaktoren, die 
neben den gesetzlichen Wohnwertmerk-
malen für die Mietpreisbildung relevant 
sein können. Außergesetzliche Merkmale 
sind Merkmale in Bezug auf die Wohnung, 
die Mietparteien oder das Mietverhältnis. 
Sie dürfen im Rahmen der Mietspiegelan-
wendung nicht zur Bestimmung der orts-
üblichen Vergleichsmiete herangezogen 
werden, d. h. sie dürfen weder als Zu- oder 
Abschlag noch als Kriterium im Tabellen-
raster oder im Regressionsmodell dienen. 
Zur Vermeidung von unsachgemäßen und 
unplausiblen Ergebnissen kann jedoch die 
Kontrolle von außergesetzlichen Merkma-
len im Rahmen der Mietspiegelerstellung 
sinnvoll sein. Weiterhin können außerge-

setzliche Merkmale zur Schichtung von 
Stichproben (§  9 Abs.  2 und 3 MsV) so-
wie zur Ausreißerbereinigung (§ 12 Abs. 2 
MsV) herangezogen werden. Einzelne 
Merkmale können auch für die Überprü-
fung der Repräsentativität von zentraler 
Bedeutung sein (vgl. Kapitel  5.2). Zudem 
können nach § 14 Abs. 1 Satz 2 MsV außer-
gesetzliche Merkmale zur Bestimmung des 
Regressionsmodells und bei der Bemessung 
von Spannen nach § 16 Abs. 3 MsV heran-
gezogen werden. Auch bei der Verwendung 
der Tabellenanalyse ist es sinnvoll, beispiels-
weise im Kontext der Spannenbildung, au-
ßergesetzliche Merkmale zu berücksichti-
gen. Diese Aspekte werden im Folgenden 
im entsprechenden Kontext vertieft.

Nachfolgend werden wesentliche außerge-
setzlichen Merkmale aufgelistet.

	▪ Vertragsmerkmale:

 – Neuvermietung versus Mieterhöhung

 – Zeitpunkt der letzten Mietanpassung 
und des ursprünglichen Mietver-
tragsbeginns

 – Vermietung an Wohngemeinschaften

	▪ Vermieterseitige Merkmale:

 – Vermietertyp (Einzelperson, privat-
wirtschaftliche Unternehmen, Un-
ternehmen der öffentlichen Hand, 
Genossenschaften, Kirchen, andere 
gemeinnützige Organisationen):
Für diese Merkmale besteht keine 
Auskunftspflicht. Allerdings lassen 
sich diese in der Regel ohne größe-
ren Aufwand ermitteln.

 – Vermieter und Mieter wohnen im 
gleichen Gebäude

Darüber hinaus gibt es eine Reihe von 
Merkmalen, für die keine Auskunftspflich-
ten bestehen, bei denen aber ein Einfluss 
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auf die Miethöhe vermutet werden kann 
und/oder die für die Überprüfung von 
Verzerrung durch Nonresponse hilfreich 
wären (z. B. sozio-ökonomische Merkmale 
des Mieterhaushalts). Des Weiteren sollte 
bei einer Stichprobenziehung aus den Mel-
dedaten die Anzahl der im Haushalt mit 
Haupt- oder Nebenwohnsitz gemeldeten 
volljährigen Personen erhoben werden. Je 
nach Merkmal ist mit substanziellen Ant-
wortausfällen zu rechnen.
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4.1 Beteiligte 

Bei qualifizierten Mietspiegeln übernimmt 
in der Regel die Kommune die formel-
le Leitung der Mietspiegelerstellung. Es 
empfiehlt sich, zunächst innerhalb der 
kommunalen Verwaltungsstruktur eine 
geeignete Stelle für die Koordination der 
Mietspiegelarbeiten festzulegen. Sofern 
eine abgeschottete kommunale Statistik-
stelle vorhanden ist, bietet es sich auf-
grund der räumlichen, personellen und 
organisatorischen Trennung von anderen 
Verwaltungsstellen sowie der Neutralität 
und Unabhängigkeit an, dieser die Aufga-
be zu übertragen. Ist keine abgeschottete 
kommunale Statistikstelle eingerichtet, 
sind auch andere Stellen denkbar. In Frage 
kommen vor allem die für das Wohnungs-

wesen zuständigen Fachabteilungen. Weil 
in der kommunalen Verwaltungspraxis 
die fachliche Zuständigkeit für das Thema 
Wohnen sehr unterschiedlich verankert 
ist, kommen für die Federführung vor Ort 
unterschiedliche Zuständigkeiten in Be-
tracht, z. B. Baudezernat, Bauamt, Sozial-
amt, Wohnungsamt, Stadtplanungsamt, 
das Vermessungsamt, der Bürgerservice, 
Geschäftsstelle Gutachterausschuss, Käm-
merei u. a. Gleichzeitig muss auch beach-
tet werden, welche weiteren kommunalen 
Verwaltungseinheiten im Rahmen des 
Mietspiegelerstellungsprozesses mit ein-
bezogen werden sollen oder müssen (z. B. 
wegen Lieferung von Adress- und Melde-
daten, Grundsteuerdaten oder georefe-
renzierter Daten für eine Lagebeurteilung 
oder -klassifizierung).

Vorbereitungsphase

4 Vorbereitungsphase
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Die Kommunalverwaltung beteiligt häu-
fig über einen „Arbeitskreis Mietspiegel“ 
weitere lokale Akteure des Mietwohnungs-
marktes am Erstellungsprozess. Der Vor-
teil hieran ist, dass diese Beteiligung nicht 
nur das Einfließen von Expertise über die 
Verhältnisse des lokalen Wohnungsmark-
tes, sondern auch das Vertrauen in den zu 
erstellenden Mietspiegel generell erhöht. 
In jedem Fall sollten in dem Arbeitskreis 
die Interessenvertreter der Mieter und 
Vermieter vertreten sein, welche den qua-
lifizierten Mietspiegel später formell an-
erkennen sollen. Es empfiehlt sich zudem 
zu klären, wann und in welcher Form der 
Stadt- bzw. Gemeinderat über die Erstel-
lung des Mietspiegels informiert wird und 
wer hierfür zuständig ist, um die Anerken-
nung durch den Stadt- bzw. Gemeinderat 
am Ende des Prozesses zu gewährleisten.

Folgende Akteure bzw. Experten können 
für den Arbeitskreis in Betracht kommen:

	▪ Interessenvertreter der Mieter und Ver-
mieter

	▪ Vertreter der Kommunalverwaltung

	▪ ggf. externe Dienstleister, die mit der 
Erstellung beauftragt wurden

	▪ zuständiger Gutachterausschuss

	▪ lokale Wohnungsunternehmen, Groß-
vermieter oder deren Dachverbands-
vertretung

	▪ lokale Sachverständige für Mieten und 
Pachten

	▪ Maklerorganisationen

	▪ öffentliche oder privatrechtliche Rechts-
beratung, Beratungsstellen 

	▪ sonstige Experten, z. B. aus immobi-
lienwirtschaftlichen oder mathema-
tisch-statistischen Fachrichtungen

Den ausgewählten Arbeitskreismitglie-
dern sollte möglichst bereits ab der An-
fangsphase Gelegenheit gegeben werden, 
den Erstellungsprozess mitzuverfolgen 
und beratend zu begleiten, insbesondere 
bei der Fragebogenentwicklung sowie bei 
der Plausibilisierung von Auswertungser-
gebnissen. Es ist zu empfehlen, in diesem 
Kontext sicherzustellen, dass die Wahl der 
Methoden auf wissenschaftlicher Grundla-
ge und nicht nach den Interessen der Teil-
nehmer des Arbeitskreises erfolgt. Hierbei 
kann es hilfreich sein, eingangs beispiels-
weise eine Geschäftsordnung oder einen 
Letter of Intent hinsichtlich des Ziels der 
gemeinsamen Erarbeitung und Anerken-
nung eines (qualifizierten) Mietspiegels zu 
formulieren.

Wird ein Mietspiegel für das Gebiet mehre-
rer Gemeinden oder gar eines Landkreises 
erstellt (§ 558c Abs. 2 BGB), empfiehlt sich 
ebenfalls die Bildung eines Arbeitskreises, in 
dem die wesentlichen betroffenen Gemein-
den und Interessenverbände aus dem Er-
stellungsgebiet an der Mietspiegelerstellung 
beteiligt sind. Meist übernimmt dann eine 
Kommune oder der Landkreis federführend 
die Organisation und Koordination ein-
schließlich der Finanzierungsbeteiligungen. 

4.2  Arbeitsschritte der 
 Vorbereitungsphase

Vor der eigentlichen Mietspiegelerstellung 
sind von der Kommune eine Reihe von 
Entscheidungen und Vorbereitungen zu 
treffen, wovon die wesentlichen nachfol-
gend aufgelistet sind.

	▪ Entscheidung, wie viele Kommunen 
bzw. welche Institutionen aus den in 
Frage kommenden Kommunen sich bei 
der Mietspiegelerstellung beteiligen

	▪ Entscheidung über die koordinierende 
Stelle; Sicherstellung der Personalkapa-
zitäten
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	▪ Einbindung der betroffenen Ämter und 
Stellen (z. B. Wohnungs- oder Sozial-
amt, Datenschutzbeauftragter, Steuer-
amt etc.)

	▪ Entscheidung über die Einrichtung ei-
nes Arbeitskreises und ggf. über dessen 
Zusammensetzung und Kompetenzen

	▪ Entscheidung über Umfang und Form 
der Einbindung des Gemeinderats und 
der zuständigen Ausschüsse (wie etwa 
Sozial- oder Planungsausschuss) in die 
Planungen

	▪ Entscheidung darüber, sich bei der 
Vorbereitung grundsätzlich beraten zu 
lassen (z. B. durch andere Kommunen 
mit Erfahrung, externe Experten oder 
Mietspiegelersteller)

	▪ Entscheidung darüber, ob der Miet-
spiegel ganz oder teilweise selbst erstellt 
oder ob ein externer Dienstleister mit 
der Erstellung beauftragt werden soll; 
ggf. Vorbereitung einer möglichst ex-
akten Leistungsbeschreibung und Be-
schreibung der sonstigen vorzufinden-
den Rahmenbedingungen

	▪ Bei externer Ausschreibung: Entschei-
dung, ob ein externer Dienstleister/
Experte in die Erstellung der Leistungs-
beschreibung und/oder in die Durch-
führung der Vergabe eingebunden wer-
den soll

	▪ Entscheidung, welche Eigenleistungen 
erbracht werden sollen oder können

	▪ Entscheidung über die Art des Miet-
spiegels (einfach/qualifiziert, Präferenz 
für Tabellen- oder Regressionsanalyse 
bzw. Kombination)

	▪ Entscheidung über die Finanzierung, 
eventuell Fördermöglichkeiten oder 
Sponsoring; ggf. Kostenbeteiligung der 
Interessengruppen

	▪ Festlegung des Zeitplans

	▪ Sichtung und Planung einer Auswahl-
grundlage für eine Stichprobenziehung 
zur Datenerhebung (vgl. hierzu Kapi-
tel 5.3)

	▪ Sichtung und Vorbereitung von ergän-
zend verwendbarem Datenmaterial und 
Informationen für die Wohnlagenbestim-
mung (z. B. Wohnungsmarktberichte, lo-
kale Veröffentlichungen zum Wohnungs-
markt: Wohnlagenkarten, Daten aus 
vorhandenen städtischen Geografischen 
Informationssystemen (GIS), Zensusda-
ten, Bodenrichtwertkarten, Lärmkarten 
etc.)

	▪ Entscheidung über die Zielgruppe und 
die Art der gewünschten Datenerhe-
bung (z. B. Vermieter/Mieter, schrift-
lich-postalisch, online, per Interviewer 
etc.)

	▪ Klärung datenschutzrechtlicher Fragen

	▪ Klärung kommunikationstechnischer 
Fragen (Einbindung von Medien für 
Öffentlichkeitsarbeit)

	▪ Vorbereitung der Dokumentation mit 
ersten Inhalten; diese sollte idealerwei-
se fortlaufend erstellt werden.

	▪ Entscheidung über Art und Umfang der 
Publikation des Mietspiegels (Druck, 
barrierefreier Download, Online-Re-
chenmodul, Portal)
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5.1  Mietspiegelrelevante 
 Wohnungssegmente

5.1.1 Räumliche Abdeckung

Ein Mietspiegel kann für das Gebiet einer 
Gemeinde, für die Gebiete mehrerer Ge-
meinden oder für Teile von Gemeinden 
erstellt werden. Die Erstellung eines Miet-
spiegels für Teile von Gemeinden kann 
sinnvoll sein, wenn sehr ländlich oder ge-
werblich geprägte Teilorte zum Gemein-
degebiet gehören, die bei der Miet spiegel-
er stellung nicht berücksichtigt werden 
sollen. Die Erstellung eines Mietspiegels 
für die Gebiete mehrerer Gemeinden ist 
sinnvoll, sofern die Wohnungsmarktver-
hältnisse hinsichtlich des Wohnungsange-
botes und der Mietenstruktur miteinander 
vergleichbar sind oder wenn die Siedlungs-
gebiete eng miteinander verflochten sind.

Grundsätzlich sollten bei der Erstellung ei-
nes Mietspiegels nur Wohnungen zugrun-
de gelegt werden, die sich in dem Gebiet 
befinden, für das der Mietspiegel erstellt 

wird. Allerdings kann ein Mietspiegel auch 
außerhalb des Gebietes, für das er erstellt 
worden ist, Bedeutung für das gesetzliche 
Mieterhöhungsverfahren erlangen. Für die 
Begründung eines Mieterhöhungsverlan-
gens ist dies ausdrücklich in § 558a Abs. 4 
Satz 2 BGB geregelt.

5.1.2  Mietspiegelrelevante 
 Wohnungen

Bei der Ermittlung der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete dürfen nach § 558 Abs. 2 BGB 
nur diejenigen Wohnungen berücksichtigt 
werden, bei denen die Miete in den letzten 
sechs Jahren neu vereinbart (Neuvertrags-
mieten) oder, von Veränderungen der Be-
triebskosten nach §  560 BGB abgesehen, 
geändert worden ist (geänderte Bestands-
mieten).

Maßgebend für die Erstellung des Miet-
spiegels sind Wohnraummieten, die an 
einem konkreten, vom Mietspiegelerstel-
ler festgelegten Stichtag bezahlt werden. 
Die Sechsjahresfrist bezieht sich auf diesen 
Stichtag. Bei geänderten Mieten ist nicht 

Datenerhebung

5 Datenerhebung 
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der Zeitpunkt des Vertragsbeginns maßge-
bend, sondern die Tatsache, dass sich die 
zu zahlende Miete innerhalb der letzten 
sechs Jahre verändert hat. Es kommt da-
bei nicht auf den Zeitpunkt der Vereinba-
rung bzw. der Mieterhöhung an, sondern 
darauf, ob sich die tatsächlich zu zahlende 
Miete innerhalb der letzten sechs Jahre 
verändert hat.

Zu den Neuvertragsmieten zählen auch 
befristete Mietverhältnisse und neu abge-
schlossene Staffel- oder Indexmietverträge. 
Zu den geänderten Bestandsmieten zählen 
auch Mietverhältnisse, bei denen sich die 
Miete innerhalb der Sechsjahresfrist auf-
grund einer Staffel- oder Indexmietver-
einbarung geändert hat. Neben Neuver-
tragsmieten sind damit folgende geänderte 
Bestandsmieten zu berücksichtigen:

	▪ Einvernehmlich vereinbarte Änderun-
gen der Miete (§ 557 BGB)

	▪ Änderungen der Miete aufgrund von 
Staffelmietvereinbarungen (§ 557a BGB)

	▪ Änderungen der Miete aufgrund von 
Indexmietvereinbarungen (§ 557b BGB)

	▪ Mietanpassungen im gesetzlichen Miet-
er hö hungs ver fahren (§ 558 BGB)

	▪ Mieterhöhungen wegen Modernisie-
rung (§ 559 BGB)

§ 2 Abs. 3 MsV legt die Menge der miet-
spiegelrelevanten Wohnungen als Aus-
wertungsgrundgesamtheit fest. Damit ist 
unter anderem auch festgelegt, dass das 
Mischungsverhältnis von Neuvermietun-
gen dem Verhältnis in der Auswertungs-
grundgesamtheit entsprechen soll, d. h. 
hier dürfen keine Vorgaben über das Mi-
schungsverhältnis (z. B. feste Quoten) fest-
gelegt werden, sondern das Mischungsver-
hältnis ergibt sich aus den Ergebnissen der 
repräsentativen Stichprobe.

5.1.3  Nicht mietspiegelrelevante 
Wohnungen

Festlegung durch Gesetz

Nach der Kommentarliteratur sollen ne-
ben den Bundes- und Landesgesetzen 
auch Rechtsverordnungen des Bundes und 
der Länder sowie Gemeindesatzungen zu 
den Gesetzen im Sinne dieser Vorschrift 
gehören. In der Vergangenheit sind einige 
Regelungen zur Festlegung der Miete er-
folgreich gerichtlich angefochten worden. 
Es empfiehlt sich, auch durch ggf. unwirk-
same Regelungen festgelegte Mieten nicht 
zu berücksichtigen, da davon ausgegangen 
werden kann, dass diese entweder nicht 
mietspiegelrelevant oder nicht üblich sind.

	▪ Mieten in Sanierungsgebieten sind 
grundsätzlich mietspiegelrelevant. Wer-
den jedoch durch eine Sanierungssat-
zung oder durch eine auf dieser beru-
henden Vereinbarung die Miethöhen 
festgelegt, so empfiehlt es sich, die be-
troffenen Mietverhältnisse nicht zu be-
rücksichtigen. 

	▪ Mieten in Milieuschutzgebieten sind 
grundsätzlich mietspiegelrelevant. Wenn 
durch Vereinbarungen – beispielsweise 
im Zuge von Bau- oder Modernisie-
rungsgenehmigungen – die Miethöhe 
festgelegt wurde, handelt es sich zwar 
nicht um eine Festlegung durch Gesetz. 
Es empfiehlt sich dennoch, diese Miet-
verhältnisse nicht zu berücksichtigen. 

	▪ Wenn durch Vereinbarungen zur Ab-
wendung des Vorkaufsrechts der Kom-
munen (Abwendungsvereinbarungen) 
die Miethöhe festgelegt wurde, handelt 
es sich ebenfalls nicht um eine Festle-
gung durch Gesetz. Es empfiehlt sich, 
auch in diesem Fall diese Mietverhält-
nisse nicht zu berücksichtigen. 
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Festlegung im Zusammenhang mit einer 
Förderung

Öffentlich geförderte Mietwohnungen, für 
die eine Preisbindung besteht, sind nicht 
zu berücksichtigen. Hierunter fallen För-
derprogramme auf Bundes-, Länder- oder 
auf kommunaler Ebene. Dies gilt beispiels-
weise auch für Wohnungen, bei denen eine 
Belegungsbindung gefördert wurde (Kauf 
von Belegungsrechten), sofern eine Regu-
lierung der Miethöhe enthalten ist. Auch 
ist eine Wohnung nicht mietspiegelrele-
vant, sofern im Rahmen einer Modernisie-
rungsförderung eine Preisbindung verein-
bart wurde. 

Wohnungen, bei denen Förderungen ohne 
Mietbegrenzung gewährt wurden und die 
Auswirkungen auf die Miete allenfalls mit-
telbar sind, sind hingegen im Mietspiegel 
zu berücksichtigen. Dies ist der Fall, wenn 
aufgrund der Förderungen von Moder-
nisierungen Kürzungsbeträge nach §  558 
Abs. 5 oder § 559a BGB zu berücksichtigen 
sind. 

Weitere nicht zu berücksichtigende 
 Wohnungen

Bei der Erstellung eines Mietspiegels sind 
solche Wohnungen nicht zu berücksich-
tigen, auf die das gesetzliche Mieterhö-
hungsverfahren bis zur ortsüblichen Ver-
gleichsmiete nach den § 558 ff. BGB, dem 
Hauptanwendungsfeld von Mietspiegeln, 
nicht anwendbar ist. Hierbei handelt es 
sich vor allem um Wohnraummietverhält-
nisse, die unter die Regelungen des § 549 
Abs. 2 und 3 BGB fallen:

	▪ Wohnraum, der zum vorübergehenden 
Gebrauch vermietet ist (§  549 Abs.  2 
Nr. 1 BGB). Eine Befristung allein ist je-
doch mietrechtlich kein hinreichendes 
Kriterium für diesen Ausschlussgrund. 
Eine sachlich-inhaltliche Begründung 
für die Befristung ist erforderlich. In 
der Erhebungspraxis wird eine umfas-

sende mietrechtliche Prüfung regelmä-
ßig nicht möglich sein, weshalb es sich 
anbietet, dieses Problem über eine ent-
sprechende Abfragepraxis (z. B. Son-
deranlass und zeitliches Element im 
Mietvertrag) zu lösen. Bei Ferienwoh-
nungen oder Hotels kann bereits auf-
grund der Beschaffenheit der Mietsa-
che regelmäßig von vorübergehendem 
Gebrauch ausgegangen werden. Bei 
anderen Wohnungen sollte überprüft 
werden, ob im Mietvertrag auf §  549 
Abs.  2 Nr.  1 BGB Bezug genommen 
wird. Zeitmietverträge nach § 575 BGB 
sind grundsätzlich mietspiegelrelevant. 

	▪ Wohnraum, der Teil der vom Vermie-
ter selbst bewohnten Wohnung ist und 
den der Vermieter überwiegend mit 
Einrichtungsgegenständen auszustat-
ten hat, sofern der Wohnraum dem 
Mieter nicht zum dauernden Gebrauch 
mit seiner Familie oder mit Personen 
überlassen ist, mit denen er einen auf 
Dauer angelegten gemeinsamen Haus-
halt führt (§ 549 Abs. 2 Nr. 2 BGB).

	▪ Wohnraum, den eine juristische Person 
des öffentlichen Rechts oder ein aner-
kannter Träger der Wohlfahrtspflege 
angemietet hat, um ihn Personen mit 
dringendem Wohnungsbedarf zu über-
lassen, wenn der Mieter bei Vertrags-
schluss auf die Zweckbestimmung des 
Wohnraums und die Ausnahme von 
bestimmten, in §  549 Abs.  2 genann-
ten Vorschriften des BGB hingewiesen 
wurde (§ 549 Abs. 2 Nr. 3 BGB).

	▪ Wohnraum in Studenten  oder Jugend-
wohnheimen (§ 549 Abs. 3 BGB). 

Wohnraum, der zwar nicht vom Anwen-
dungsbereich des Mieterhöhungsverfah-
rens nach den §§ 558 ff. BGB ausgenom-
men ist, bei dem die Vertragsgestaltung 
jedoch vom Üblichen abweicht (Kriteri-
um der Üblichkeit) und deshalb keinen 
geeigneten Vergleichsmaßstab für einen 
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 Mietspiegel darstellt, sollte für die Erstel-
lung eines Mietspiegels nicht herangezo-
gen werden. Hierbei handelt es sich um

	▪ Werkmietwohnungen nach § 576 BGB:
Nach der Kommentarliteratur handelt 
es sich um einen besonderen Vertrags-
typ des Merkmals Art. Da angenommen 
werden könne, dass die Mietpreisgestal-
tung durch subjektive Gesichtspunkte 
beeinflusst und daher unüblich sei, sei 
es empfehlenswert, die Miete nicht in 
die allgemeine Mietspiegelberechnung 
mit einzubeziehen.9 Statt eines Aus-
schlusses kann alternativ auch die Kon-
trolle des Preiseinflusses für diese Art 
sinnvoll sein (vgl. Kapitel 3.2.1).

	▪ Werkdienstwohnungen nach § 576b BGB:
Für Werkdienstwohnungen kann eine 
gesonderte Vergütung für die Überlas-
sung vereinbart werden. Es ist davon 
auszugehen, dass die Üblichkeit dieser 
Vergütung durch das Arbeitsverhältnis 
mindestens in vergleichbarer Weise wie 
bei Werkmietwohnungen beeinflusst 
wird. Insofern ist analog zu Werkmiet-
wohnungen vorzugehen.

Die Einbeziehungen der Wohnungen 
kommunaler Wohnungsbaugesellschaften 
und Genossenschaften ist immer wieder 
strittig. Nach der Kommentarliteratur sind 
die Wohnungen ehemals gemeinnütziger 
Wohnungsbaugenossenschaften grund-
sätzlich zu berücksichtigen.10 Auch für 
den kommunalen Wohnungsbau soll trotz 
eines möglicherweise abweichenden Mus-
ters der Mietpreisfestsetzung das Kriteri-
um der Üblichkeit gelten.11 Es wird daher 
empfohlen, diese Wohnungen grundsätz-
lich einzubeziehen und die jeweilige Ver-

9 Vgl. Börstinghaus 2022: 1768, Rn. 118; Börstinghaus/Clar 2023: 44, Rn. 50.
10 Börstinghaus/Clar 2023: 45, Rn. 53; Börstinghaus 2022: 1769, Rn. 121 m. w. N..
11 LG Mannheim, Urteil vom 12.10.2022, – 4 S 24/22.
12 Den Begriff der Repräsentativität in Bezug auf eine gezogene Stichprobe zu beziehen, ist aus stichprobentheoretischer Sicht 

problematisch und hat im Mietspiegelkontext zu teilweise falschen Interpretationen und Schlussfolgerungen geführt, vgl. 
hierzu ausführlicher Cischinsky et al. 2014: 240. Gabler/Quatember 2012: 19 schlagen folgende Definition von Repräsentativität 
vor: „Eine Stichprobe heißt für eine Gesamtheit hinsichtlich einer interessierenden Verteilung oder eines interessierenden Pa-
rameters dieser Verteilung repräsentativ, wenn diese Verteilung oder der Parameter damit (zumindest annähernd) unverzerrt 
geschätzt werden können und bei dieser Schätzung auch eine vorgegebene Genauigkeitsanforderung eingehalten wird.“

mietereigenschaft als außergesetzliches 
Merkmal zu berücksichtigen.

5.2 Repräsentativität 

Ein qualifizierter Mietspiegel muss ge-
mäß Mietspiegelverordnung auf einer Pri-
märerhebung basieren (§  8 Abs.  1 Satz  1 
MsV). In kleineren Kommunen kann da-
bei eine Vollerhebung erwogen werden. Im 
Regelfall wird man sich jedoch allein schon 
aus Kostengründen auf eine Stichprobe 
mietspiegelrelevanter Wohnungen be-
schränken. Diese Stichprobe muss gemäß 
§ 8 Abs. 1 Satz 3 MsV „repräsentativ“ sein. 
Das bedeutet, dass von der Stichprobe ein 
erwartungstreuer bzw. unverzerrter Rück-
schluss auf die Gesamtheit aller mietspie-
gelrelevanter Wohnungen im Geltungsbe-
reich des Mietspiegels möglich sein muss.12 

Repräsentativität ist in Bezug auf die Stich-
probenziehung an drei Voraussetzungen 
geknüpft:

	▪ Es müssen alle erforderlichen Stichpro-
benziehungen unter Wahrung des Zu-
fallsprinzips erfolgen. 

	▪ Grundsätzlich muss jede mietspiegelre-
levante Wohnung eine Chance auf Auf-
nahme in die Stichprobe haben. 

	▪ Die Ziehungs- bzw. Inklusionswahr-
scheinlichkeiten müssen bekannt sein. 
Wenn nicht alle mietspiegelrelevanten 
Wohnungen die gleiche Chance auf 
Aufnahme in die Stichprobe haben, 
muss dies bei der Mietspiegelauswer-
tung durch entsprechende (Design-)
Gewichtung berücksichtigt werden.
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Repräsentativität ist somit ein methodisches 
Gütekriterium und wird durch eine adäqua-
te Vorgehensweise erreicht, wobei mit den 
drei genannten Voraussetzungen keine Vor-
festlegung auf ein bestimmtes Ziehungsver-
fahren verbunden ist. In der Mietspiegeldo-
kumentation ist nach § 20 Abs. 2 MsV die 
konkrete Vorgehensweise zu beschreiben.

Repräsentativität im beschriebenen Sinn 
stellt auch Anforderungen an die Auswahl-
grundlage (vgl. Kapitel  5.3) und an den 
Umgang mit Antwortausfällen sowie mit 
unvollständigen oder fehlerhaften Angaben 
(vgl. Kapitel 5.9). Der Genauigkeitsanforde-
rung bei Rückschlüssen von der Stichprobe 
auf die Gesamtheit aller mietspiegelrele-
vanter Wohnungen (vgl. Fußnote 11) wird 
im Mietspiegelkontext durch Mindestfall-
zahlen Genüge getan (vgl.  Kapitel 5.5).

5.3 Auswahlgrundlage

Idealerweise erfolgt die Stichprobenzie-
hung auf der Basis einer als Auswahlgrund-
lage bzw. Erhebungsgrundgesamtheit fun-
gierenden Liste aller mietspiegelrelevanten 
Wohnungen. In der Mietspiegelpraxis ist 
eine solche Liste im Regelfall nicht vorhan-
den bzw. die Erstellung einer solchen Liste 
wäre mit einem unverhältnismäßig großen 
Aufwand verbunden. Aufgrund dessen 
werden in der Mietspiegelpraxis andere 
Auswahlgrundlagen herangezogen und 
dabei häufig solche, bei denen nicht jede 
Erhebungseinheit der Auswahlgrundlage 
notwendigerweise genau einer einzigen 
Wohnung zugeordnet ist, bei denen also 
nicht ausschließlich 1:1-Beziehungen ge-
geben sind.

Wenn jeder Erhebungseinheit der Aus-
wahlgrundlage mehrere Wohnungen zuge-
ordnet werden können, liegt eine 1:n-Bezie-

13 Die Berechnung wohnungsspezifischer Gewichte kann auf unterschiedliche Weise erfolgen. Erfolgt sie auf der Grundlage 
wohnungsspezifischer Ziehungswahrscheinlichkeiten, vgl. z. B. Lessler/Kalsbeek 1992: 95; Musser 1993: 889 ff.; Cischinsky et 
al. 2014: 250. Eine alternative Form der Gewichtung, die ohne die Berechnung wohnungsbezogener Ziehungswahrschein-
lichkeiten auskommt, ist die sogenannte Generalized Weight Share Method (vgl. Lavallée 2007).

hung vor, wobei n die Zahl der Wohnungen 
bezeichnet. Dies kann z. B. der Fall sein, 
wenn aus einem Gebäuderegister gezogen 
wird und ein gezogenes Gebäude ein Mehr-
familienhaus mit n Wohnungen ist. In einer 
solchen Situation wird aus Kostengründen 
im Regelfall auf eine Vollerhebung aller 
Wohnungen eines gezogenen Gebäudes 
verzichtet werden. Stattdessen wird in ei-
nem zweiten Ziehungsschritt nach Iden-
tifizierung der im Gebäude vorhandenen 
Wohnungen zufällig aus diesen Wohnun-
gen eine Wohnungsstichprobe gezogen 
(wobei darauf zu achten ist, dass manche 
Varianzschätzer zwingend die Ziehung von 
mindestens zwei Wohnungen verlangen). 
Bei derartigen mehrstufigen Verfahren ist 
auf die korrekte Ermittlung der Inklusions-
wahrscheinlichkeit zu achten. Diese sollte 
zudem transparent in der Dokumentation 
hergeleitet werden.

Wenn mehrere Erhebungseinheiten der 
Auswahlgrundlage einer Wohnung zuge-
ordnet werden können, liegt eine m:1-Be-
ziehung vor, wobei m die Zahl der Erhe-
bungseinheiten bezeichnet. Dies ist z. B. bei 
der Verwendung von Personenlisten (etwa 
aus dem kommunalen Melderegister) der 
Fall, da in einer Wohnung m Personen 
wohnen bzw. gemeldet sein können. Für 
die spätere Gewichtung der mietspiegelre-
levanten Wohnungen der Nettostichprobe 
ist es im Beispielfall von Personenlisten als 
Auswahlgrundlage immer erforderlich zu 
wissen, wie viele Personen in einer Woh-
nung wohnen bzw. gemeldet sind.13 Auch 
in diesem Fall sollte die Herangehensweise 
in der Dokumentation aufgeführt werden.

In einfachen Mietspiegeln können auch 
Auswahlgrundlagen verwendet werden, 
die keine repräsentative Auswahl des 
vergleichsmietenrelevanten Wohnungs-
bestands ermöglichen. Die abgedeckten 
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Wohnungssegmente sollten jedoch doku-
mentiert werden. 

Beispiele für Auswahlgrundlagen, die zur 
Erstellung von qualifizierten Mietspiegeln 
benutzt werden bzw. infrage kommen, 
liefert die Tabelle im Anhang B.14 Die üb-
licherweise verwendeten Auswahlgrund-
lagen bringen es mit sich, dass sie neben 
mietspiegelrelevanten Wohnungen auch 
Wohnungen ohne Mietspiegelrelevanz 
abbilden (Übererfassung), was zwar stich-
probenmethodisch kein grundsätzliches 
Problem darstellt, erhebungspraktisch 
wegen des dadurch entstehenden Mehr-
aufwands gleichwohl lästig ist. In Vorbe-
reitung der Stichprobenziehung empfiehlt 
es sich daher, die Auswahlgrundlage so 
weit wie möglich zu bereinigen. So sollte 
beispielsweise beim Melderegister als Aus-
wahlgrundlage versucht werden, selbstnut-
zende Eigentümer von Wohnraum sowie 
geförderte Wohnungen und Wohnheime 
zu identifizieren und auszusondern.

Die parallele Verwendung mehrerer Aus-
wahlgrundlagen (sogenannte Dual-Fra-
me-Stichproben, z. B. aus Meldedaten 
und Vermieterlisten) erfordert regelmäßig 
komplexe stichprobenmethodische Heran-
gehensweisen und ist daher generell nur in 
Einzelfällen zu empfehlen, in denen andere 
Verfahren nicht anwendbar sind (vgl. Kau-
ermann et al. 2020: 152). 

5.4 Schichtung

Im Regelfall stellt sich die Frage, ob eine ein-
fache oder eine geschichtete Stichprobe ge-
zogen werden soll. Bei der Schichtung wird 
die Auswahlgrundlage in überlappungs-
freie Teilmengen (sogenannte Schichten) 
zerlegt, und aus allen Schichten werden 
unter Wahrung des Zufallsprinzips eigene, 
voneinander unabhängige Teilstichproben 

14 Einen Überblick über die verwendeten Auswahlgrundlagen in 22 betrachteten Mietspiegeln geben Kauermann et al. 
2020: 154 ff..

gezogen. Die Schichtung stellt dadurch si-
cher, dass aus allen Schichten Erhebungs-
einheiten in der Bruttostichprobe enthal-
ten sind. Im Zuge der Vorbereitung einer 
geschichteten Stichprobenziehung sind im 
Wesentlichen zwei Fragen zu beantworten. 

Erstens stellt sich die Frage nach geeig-
neten Schichtungskriterien. Damit sind 
Merkmale gemeint, entlang derer Schich-
ten zu bilden sind, wodurch sich zugleich 
auch die Zahl der zu bildenden Schichten 
ableitet. Neben einer räumlichen Schich-
tenbildung etwa entlang von politisch-ad-
ministrativen Gebietseinheiten (z. B. Stadt-
teile, statistische Bezirke), die im Kontext 
einer Mietspiegelerhebung stets zu emp-
fehlen ist, können je nach Datenverfügbar-
keit und verwendeter Auswahlgrundlage 
weitere Schichtungsmerkmale hinzutre-
ten, beispielsweise Baujahresklassen oder 
Vermietertypen. Bei Tabellenmietspiegeln 
empfiehlt sich – soweit datentechnisch 
möglich – eine Schichtung nach der inten-
dierten späteren Tabellenstruktur.

Zweitens ist der schichtenspezifische 
Stichprobenumfang und damit die Ver-
teilung des Gesamtstichprobenumfangs 
auf die Schichten festzulegen. Dies kann 
proportional (gleicher Auswahlsatz in al-
len Schichten) oder disproportional zur 
Anzahl der Erhebungseinheiten in der je-
weiligen Schicht erfolgen. Gerade bei Ta-
bellenmietspiegeln kann es sinnvoll sein, 
in bestimmten Schichten den Umfang der 
Bruttostichprobe gezielt anzuheben, um so 
zu schwache Besetzungen zu vermeiden.

Von Vorteil bei einer proportional ge-
schichteten Stichprobenziehung ist, dass 
in aller Regel ein positiver Schichtungsef-
fekt erzielt werden kann, der sich in einer 
Verbesserung der Schätzgenauigkeit nie-
derschlägt (vgl. Särndal et al. 1992: 108 f.; 
Stenger 1986: 121 f.). Bei einer dispropor-
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tionalen Schichtung kann sich hingegen 
die Schätzgenauigkeit auch verschlechtern. 
Gleichwohl kann eine disproportionale 
Schichtung angezeigt sein, um den Um-
fang der Bruttostichprobe in schwach be-
setzten Schichten gezielt anzuheben und 
um umgekehrt in ohnehin stark besetzten 
Schichten den Stichprobenumfang zur Re-
alisierung von Kosteneinsparungen gezielt 
abzusenken.

Eine Schichtung der Stichprobe ist stets zu 
empfehlen. Ob diese proportional gezogen 
werden kann oder ob aufgrund von Beson-
derheiten des Mietwohnungsmarktes bzw. 
kleiner Teilsegmente eine disproportionale 
Schichtung geboten ist, ist anhand der lo-
kalen Bedingungen zu entscheiden. In der 
folgenden Tabelle sind Anforderungen an 
das Stichprobenkonzept und Folgen für die 
Mietspiegelerstellung in Abhängigkeit der 
gewählten Schichtung zusammengefasst.

Eine Schichtung ist stets dann unabding-
bar, wenn die Bruttostichprobe in Bezug 

auf als wichtig erachtete Merkmale ausge-
wogen sein soll. Denn andernfalls ist es auf-
grund der Zufälligkeit der Stichprobenzie-
hung möglich, dass die Stichprobe in ihrer 
Zusammensetzung nicht die gewünschte 
Ausgewogenheit aufweist. Soll die Brutto-
stichprobe z. B. die gleiche stadträumliche 
Struktur wie die Auswahlgrundlage auf-
weisen, ist eine proportionale Schichtung 
entlang des betreffenden stadträumlichen 
Merkmals (z. B. der Wohnlage) geboten. 
Denn verzichtet man auf eine entsprechen-
de Schichtung, ist die Übereinstimmung 
der stadträumlichen Strukturen von Aus-
wahlgrundlage und Bruttostichprobe nicht 
sichergestellt. In jedem Fall ist es zu unter-
lassen, eine gezogene Bruttostichprobe auf 
ihre Ausgewogenheit hin zu überprüfen 
und bei einer festgestellten Unausgewogen-
heit die gezogene Stichprobe zu verwerfen 
und so lange zu ziehen, bis eine als ausge-
wogen wahrgenommene Stichprobe vor-
liegt. Denn bei einem solchen Prozedere ist 
die Berechnung von Ziehungswahrschein-
lichkeiten faktisch nicht mehr möglich.

Tabelle 1  
Anforderungen an Stichprobendesign und Folgen für die Mietspiegelerstellung 

Stichprobendesign Anforderungen Folgen für die Mietspiegelerstellung

ungeschichtete (einfache) 
Stichprobe

einfaches Ziehungsverfahren 

Keine Sicherstellung einer Abdeckung aller Teilsegmente in der 
Bruttostichprobe

keine zusätzliche Verwendung von Gewichtungsfaktoren in 
der Auswertung erforderlich (ggf. aber Gewichte aufgrund 
der Auswahlgrundlage und Gewichte zur Kompensation von 
 verzerrendem Nonresponse)

proportional geschichtete 
Stichprobe

etwas aufwendigeres Ziehungsverfahren

Sicherstellung einer gleichmäßigen Abdeckung  aller 
 Teilsegmente (sofern als Schicht definiert) in der 
 Bruttostichprobe möglich

keine zusätzliche Verwendung von Gewichtungsfaktoren in 
der Auswertung erforderlich (ggf. aber Gewichte aufgrund 
der Auswahlgrundlage und Gewichte zur Kompensation von 
 verzerrendem Nonresponse)

Schichtungskriterium als zusätzlicher Datenbedarf  
(z. B. Stadtteile, Gebäudetyp)

disproportional geschichtete 
Stichprobe

komplexeres Ziehungs- und Gewichtungsverfahren Sicherstellung einer Abdeckung aller Teilsegmente (sofern als 
Schicht definiert) in der Bruttostichprobe bei gleichzeitiger 
Sicherstellung einer Mindestzahl von Stichprobenfällen in jeder 
Schicht

Vermeidung von unter Effizienzgesichtspunkten eher 
„ überflüssigen“ Erhebungsfällen

durchgängige Verwendung von Gewichtungsfaktoren aufgrund 
des Ziehungsdesigns in der Auswertung erforderlich 

Schichtungskriterium als zusätzlicher Datenbedarf  
(z. B. Stadtteile, Gebäudetyp)

Quelle: gif/IWU
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5.5 Stichprobenumfang

Die Mietspiegelverordnung sieht für die 
Bruttostichprobe keinen Mindestumfang 
vor, wohl aber für die bereinige Nettostich-
probe, also für die Gesamtheit derjenigen 
mietspiegelrelevanten Wohnungen, für die 
auf dem Befragungsweg auswertbare An-
gaben eingeholt werden konnten.

Bei Tabellenmietspiegeln ergibt sich der 
erforderliche Umfang der bereinigten 
Nettostichprobe aus der Zahl der erfor-
derlichen Tabellenfelder. Geht man bei-
spielsweise von einer Wohnungsart, drei 
Wohnlagen, je drei Ausstattungs- und Be-
schaffungsklassen und vier Größenklassen 
aus, ergeben sich 1 × 3 × 3 × 3 × 4 = 108 
Tabellenfelder. Unter Berücksichtigung 
der in § 11 Abs. 2 MsV geforderten Min-
destbesetzung von 30 Wohnungen je Miet-
spiegelfeld wäre rein rechnerisch eine be-
reinigte Nettostichprobe von mindestens 
108  ×  30  =  3.240 Wohnungen erforder-
lich. Da aber in der Praxis die Besetzung 
der Felder im Regelfall unterschiedlich ist 
(gewöhnlich sind die mittleren Baujah-
res- und Größenklassen am stärksten und 
andere Baujahres- und Größenklassen 
entsprechend weniger stark besetzt), ist 
der tatsächliche Umfang der bereinigten 
Nettostichprobe meist deutlich größer an-
zusetzen, zumindest dann, wenn propor-
tional geschichtet gezogen wird. Ggf. sind 
auch noch die Auswirkungen einer Ausrei-
ßerbereinigung zu berücksichtigen. 

Bei Regressionsmietspiegeln beträgt der 
erforderliche Umfang der bereinigten Net-
tostichprobe nach § 11 Abs. 3 MsV ein Pro-
zent der Anzahl der Wohnungen im Gel-
tungsbereich des Mietspiegels, mindestens 
aber 500; umgekehrt sind nicht mehr als 
3.000 Wohnungen erforderlich. Bei einer 
Großstadt mit 100.000 Mietwohnungen 
wäre entsprechend eine bereinigte Netto-
stichprobe von 1.000 Wohnungen notwen-
dig. Bei der gemeinsamen Miet spie gel er-
stel lung für mehrere Gemeinden gelten 

diese Anforderungen allerdings nicht für 
jede einzelne Gemeinde einzeln, sondern 
für den gesamten Geltungsbereich des 
Mietspiegels (BR-Drs. 766/20: 30).

Aus stichprobentheoretischer Sicht sind 
größere Stichprobenumfänge als die in der 
Mietspiegelverordnung geforderten Min-
destwerte stets vorteilhaft, da dadurch die 
Schätzgenauigkeit, gemessen durch den 
sogenannten Standardfehler, verbessert 
wird. Eine Anhebung des Umfangs der be-
reinigten Nettostichprobe ist dabei insbe-
sondere in heterogenen Wohnungsmärk-
ten zu empfehlen. Als grobe Faustregel gilt, 
dass eine Vervierfachung des Stichpro-
benumfangs den Standardfehler halbiert, 
die Schätzgenauigkeit also quasi „verdop-
pelt“. Eine substanzielle Verbesserung der 
Schätzgenauigkeit ist mit entsprechenden 
Mehrkosten verbunden und gegen diese 
abzuwägen.

Zur Wahrung des nach §  11 MsV erfor-
derlichen Stichprobenumfangs der be-
reinigten Nettostichprobe ist ein für das 
Erhebungskonzept ausreichender Stich-
probenumfang bereits in der Bruttostich-
probe notwendig. Dabei sind folgende 
Faktoren zu berücksichtigen:

	▪ Anteil irrelevanter, nicht vorab berei-
nigter Einheiten:
Hierzu zählen vor allem Wohnungen 
selbstnutzender Eigentümer sowie 
Mietwohnungen außerhalb der Sechs-
jahresspanne. Je nach Auswahlgrundla-
ge, Bereinigungsverfahren und berück-
sichtigter Teilmärkte im Mietspiegel 
(z. B. wenn auch Einfamilienhäuser 
mitberücksichtigt werden sollen) kann 
dieser Anteil substanziell ausfallen.

	▪ Anteil nicht erreichbarer und nicht 
existenter Fälle:
Hierunter fallen Fälle der Bruttostich-
probe, die aufgrund einer nicht aktuel-
len oder fehlerhaften Auswahlgrund-
lage gezogen wurden, aber nicht oder 
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nicht mehr existieren (z. B. durch Fort-
zug im Fall der Verwendung des Mel-
deregisters als Auswahlgrundlage).

	▪ Anteil antwortverweigernder Fälle:
Auch wenn Auskunftspflichten bei 
Mietspiegelerhebungen für eine hohe 
Rücklaufquote sorgen, sollte weiterhin 
mit einem bestimmten Anteil an Aus-
fällen gerechnet werden, da bereits aus 
Zeitgründen eine sanktionsbewehrte 
Einforderung aller ausstehenden Ant-
worten bis zum Abschluss der Feldpha-
se kaum möglich sein wird.

	▪ Anteil von Erhebungseinheiten in der 
Bruttostichprobe, die mit derselben 
Wohnung in Verbindung stehen:
Dies ist im Fall von m:1-Beziehungen 
zwischen den Erhebungseinheiten der 
Auswahlgrundlage und den Wohnun-
gen (z. B. im Fall der Verwendung des 
Melderegisters als Auswahlgrundlage) 
relevant.

	▪ Anteil nicht verwertbarer Fälle:
Fälle mit überwiegend unverwertba-
ren Antworten, die ggf. als Folge der 
Auskunftspflichten vermehrt auftreten 
können. 

Eine Abschätzung des erforderlichen Um-
fangs der Bruttostichprobe kann exempla-
risch anhand des nachfolgenden Schemas 
vorgenommen werden, das im vorliegen-
den Fall von einer aus dem Melderegister 
gezogenen Personenstichprobe ausgeht. Im 
Anwendungsfall sollten örtliche Erfahrun-
gen aus vorangegangenen Mietspiegelbefra-
gungen herangezogen werden, sofern diese 
verfügbar sind. Das Ergebnis der Datenauf-
bereitung sollte möglichst ebenfalls nach 
nachfolgendem Schema oder in vergleich-
barer Detailliertheit dokumentiert werden.

Aufgrund der zum 1. Juli 2022 eingeführ-
ten Auskunftspflichten ist mit einer deut-
lich geringeren Auskunftsverweigerung 
im Vergleich zu früheren Erhebungen 
ohne Auskunftspflichten zu rechnen. Ein 
gewisses Maß an nicht antwortenden Fäl-
len ist jedoch auch weiterhin zu erwarten. 
Grundsätzlich ist zu beachten, dass es sich 
bei den in dem Schema aufgeführten Fall-
zahlen und Anteilen um fiktive Beispiel-
zahlen handelt und sich die tatsächlichen 
Werte je nach Gemeinde und Erhebung 
unterscheiden können. Ferner ist klarzu-
stellen, dass das Verhältnis von Netto- zu 
Bruttostichprobe allein kein Qualitätsin-
dikator für die Repräsentativität und für 

Tabelle 2  
Exemplarisches Schema zur Abschätzung des erforderlichen Bruttostichprobenumfangs

  Fallzahl Anteil

Bruttostichprobenumfang 10.000 100 %

nicht existente Fälle/Datenfehler der Auswahlgrundlage (Irrläufer) 500 5 %

nicht antwortende Fälle 2.000 20 %

Mehrfachkontaktierung bei Auswahlgrundlagen mit m:1-Beziehung (Wohnung wird über mehrere Personen angesteuert) 200 2 %

Nettostichprobenumfang 7.300 73 %

  Fallzahl Anteil

Nettostichprobenumfang 7.300 100 %

nicht mietspiegelrelevante Fälle

 ▪ irrelevante, von der Bereinigung der Auswahlgrundlage nicht erfasste Fälle (z. B. Selbstnutzer) 2.190 30 %

 ▪ zeitliche irrelevante Mietverhältnisse (außerhalb Sechsjahresfrist) 1.460 20 %

nicht verwertbare Fälle 365 5 %

Bereinigter Nettostichprobenumfang 3.285 45 %
Quelle: gif/IWU
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die Eignung der Datengrundlage darstellt, 
da beispielsweise der Umfang der Ausfäl-
le von nichtrelevanten Fällen methodisch 
unerheblich ist.15

Wird bei der Ausschreibung der Miet-
spiegelerstellung der Bruttostichproben-
umfang vorgegeben, liegt das Risiko einer 
nicht ausreichenden bereinigten Netto-
stichprobe bei der Kommune. Wird da-
gegen der zu erhebende bereinigte Netto-
stichprobenumfang vorgegeben, trägt der 
Mietspiegelersteller das Risiko, was ent-
sprechende Risikokalkulationen und mit-
unter höhere Kosten implizieren wird.

Es ist in jedem Fall immer empfehlenswert, 
eine Ziehungsreserve zu berücksichtigen, 
um im Fall einer nicht ausreichenden berei-
nigten Nettostichprobe reagieren zu können. 
Dabei werden bereits bei der ursprünglichen 
Ziehung der Bruttostichprobe mehr Erhe-
bungseinheiten als planmäßig erforderlich 
gezogen. Das Mittel der Ziehungsreserve 
spielt insbesondere bei Face-to-Face-Befra-
gungen eine Rolle, da aufgrund der hohen 
Erhebungskosten bei dieser Befragungsart 
der Bruttostichprobenumfang möglichst 
klein gehalten wird. Bei schriftlich-postali-

15 Vgl. Cischinsky et al. 2014: 247.

schen Erhebungen ist zu beachten, dass sich 
die Feldphase durch den Versand der Be-
fragungsunterlagen an die Ziehungsreserve 
verlängert. Hier ist abzuwägen, ob alternativ 
der Bruttostichprobenumfang von vorn-
herein größer angesetzt werden sollte. Ein 
Nachziehen ist aus methodischen Gründen 
dagegen zu vermeiden, da dieses mit abwei-
chenden Ziehungswahrscheinlichkeiten der 
zusätzlich gezogenen Einheiten einhergeht.

5.6  Zielgruppenspezifische 
 Anforderungen an die 
 Befragung

Nach Mietspiegelverordnung kann eine 
Erhebung bei Mietern oder Vermietern 
durchgeführt werden (§  8 MsV). Die Er-
fahrungen aus der Mietspiegelpraxis zei-
gen, dass beide Befragtengruppen für 
eine Mietspiegelbefragung grundsätzlich 
geeignet sind. Mieter  und Vermieterbefra-
gungen weisen dabei spezifische Vor- und 
Nachteile auf, die vor dem Hintergrund der 
Struktur des örtlichen Wohnungsmarktes, 
der Auswahlgrundlage, der Befragungsart 
und des zur Verfügung stehenden Budgets 
abgewogen werden sollten.

Tabelle 3  
Vor- und Nachteile von Mieter- und Vermieterbefragungen

Vorteile Nachteile

Mieterbefragung

Ausstattung der Wohnung zumeist besser als bei Vermietern  
zu erheben

Verschiedene Befragungsarten (schriftlich, persönlich, 
 telefonisch) möglich

Bestimmte Wohnwertmerkmale (z. B. energetische Beschaffenheit und 
Sanierungszustand) weniger gut erhebbar

Auskunft über den Zustand der Wohnung vor dem Einzug in der Regel 
nicht möglich (Modernisierungsmaßnahmen etc.)

Vermieterbefragung

Zumeist gute Kenntnisse hinsichtlich der Wohnwertmerkmale, 
besonders bei energetischen und gebäudespezifischen Abfra-
gen. Insbesondere bei institutionellen Vermietern kommt es 
jedoch auch zu Unkenntnis hinsichtlich Details der Ausstattung.

Kostengünstige Befragungsart (IT-basiert) bei institutionellen 
Vermietern möglich

Bei privaten Vermietern ist keine persönliche Face-to-Face-Befragung 
systematisch umsetzbar (Wohnort oft nicht am Ort der zu erhebenden 
Mietwohnung) und die telefonische Befragung ist nur erschwert möglich.

Im Rahmen der Gewichtung ist das ungleiche Antwortverhalten von insti-
tutionellen und privaten Vermietern unbedingt zu berücksichtigen.

Antwort-Ausfälle von Großvermietern können sich in besonderem Maße 
verzerrend auswirken, was im Bedarfsfall durch eine kompensierende 
Nonresponse-Gewichtung auszugleichen ist. Auch wenn Großvermieter 
Angaben zu einzelnen Aspekten des Mietverhältnisses nicht machen 
(sogenannte Item Nonresponse), besteht ein Verzerrungspotenzial, dem 
durch geeignete Maßnahmen (z. B. Imputationsstrategien) begegnet 
werden muss.

Quelle: gif/IWU

-
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Auch kombinierte Befragungen beider Ad-
ressaten sind möglich und in der Praxis 
zum Teil üblich. Dabei sind folgende Kon-
stellationen zu unterscheiden.

▪ Überschneidungsfreie Aufteilung der
Bruttostichprobe auf beide Zielgrup-
pen (disjunkte Teilstichproben), d. h.
für den einen Teil der Bruttostichprobe
werden Mieter, für den anderen Teil der 
Bruttostichprobe dagegen Vermieter
befragt.

▪ Abfrage in beiden Zielgruppen ohne
Aufteilung der Bruttostichprobe, d. h.
für ein und dieselbe Wohnung werden
Mieter und Vermieter getrennt vonein-
ander befragt (Zulassen von Mehrfach-
antworten).

▪ Abfrage in beiden Zielgruppen, wobei
aus verschiedenen Auswahlgrundlagen
gezogen wird (sogenannte Dual-Fra-
me-Stichproben, z. B. Ziehung aus ei-
ner Haushaltsdatei zur Befragung von
Mietern und aus einer Vermieterdatei
zur Befragung von Vermietern).

▪ Aufteilung der Abfrage in sachliche
Themenkomplexe für beide Zielgrup-
pen (z. B. als konsekutive Befragung von 
Mietern und Vermietern zum gleichen
Mietobjekt, wobei jede Zielgruppe An-
gaben zu spezifischen Aspekten macht,
z. B. Vermieter zum energetischen Ge-
bäudezustand und Mieter zu allen an-
deren Eigenschaften der Wohnung).

Für jede dieser vier Konstellationen ergeben 
sich spezifische erhebungspraktische und 
stichprobenmethodische Konsequenzen:

Tabelle 4  
Kombinierte Befragungen und ihre erhebungspraktischen und stichprobenmethodischen Konsequenzen

Erhebungspraktische Konsequenzen Stichprobenmethodische Konsequenzen

Überscheidungsfreie Aufteilung der Brutto­
stichprobe auf beide Zielgruppen  
(disjunkte Teilstichproben)

Ggf. zielgruppenspezifische Kontaktierung inkl. 
zielgruppenspezifisch aufbereiteter Befragungs-
unterlagen erforderlich.

Im Rahmen der Gewichtung ist das ungleiche 
Antwortverhalten von Mietern und Vermietern zu 
berücksichtigen.

Abfrage in beiden Zielgruppen ohne Aufteilung 
der Bruttostichprobe  
(Zulassen von Mehrfachantworten)

Ggf. zielgruppenspezifische Kontaktierung inkl. 
zielgruppenspezifisch aufbereiteter Befragungs-
unterlagen erforderlich.

Höhere Erhebungskosten aufgrund des Zulassens  
von Mehrfachantworten.

Im Fall von Mehrfachantworten Minimierung von 
fehlenden Angaben und Möglichkeit, Falschangaben 
aufzudecken.

Keine stichprobenmethodischen Konsequenzen.  
Es wird jedoch bei Mehrfachantworten nur ein  
(ggf. konsolidierter) Fall in die bereinigte Nettostich-
probe aufgenommen.

Abfrage in beiden Zielgruppen, wobei aus ver­
schiedenen Auswahlgrundlagen gezogen wird

Dual-Frame-Ansatz erfordert komplexe stichproben-
methodische Modellierung

Aufteilung der Abfrage in sachliche Themen­
komplexe für beide Zielgruppen

Ggf. zielgruppenspezifische Kontaktierung inkl. 
zielgruppenspezifisch aufbereiteter Befragungs-
unterlagen erforderlich.

Höhere Erhebungskosten aufgrund der Mehrfach-
kontaktierung.

Erhöhter Umfang fehlender Angaben (Item Nonres-
ponse) infolge der Nichtteilnahme einer der beiden 
Zielgruppen erfordert Gegenmaßnahmen  
(z. B. Imputationsverfahren). Eine zusätzliche Gewich-
tung der bereinigten Nettostichprobe anhand des 
Item Nonresponse wird im Regelfall allerdings nicht 
geboten sein.

Quelle: gif/IWU

Der Rechtsrahmen der Mietspiegelerstel-
lung (Gesetz und Verordnung) lässt es of-
fen, welche Konstellation zu bevorzugen 
ist. Qualifizierte Mietspiegel müssen auf 

einer Primärdatenerhebung beruhen, die 
durch eine Mieter- oder Vermieterbefra-
gung oder durch eine Befragung beider 
Gruppen erfolgen kann. 

-
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5.7 Befragungsarten 

Die Auswahl der Befragungsart ist eng mit der 
Entscheidung verbunden, welche Zielgrup-
pe befragt werden soll. Grundsätzlich sind 
schriftliche (postalisch oder internetbasiert/
online) und mündliche (persönlich/Face- to-
face oder telefonisch) Befragungen verbrei-
tet. Neben der Online-Befragung erfolgen 
auch mündliche Befragungen typischerweise 
computergestützt (Computer Assisted Per-
sonal Interviewing (CAPI) bzw. Computer 
Assisted Telephone Interviewing (CATI)). 
Bei Vermieterbefragungen sind zusätzlich 

auch rationelle Methoden wie Datenban-
kabgleiche oder listenbasierte Erhebungen 
üblich, um die Erfassung größerer Fallzah-
len eines Unternehmens zu erleichtern. 

Jede Befragungsart geht mit spezifischen 
Vor- und Nachteilen einher. Eine Entschei-
dung für eine bestimmte Befragungsart ist 
daher unter Abwägung dieser Vor- und 
Nachteile vor dem Hintergrund des zur 
Verfügung stehenden Budgets, des Um-
fangs der Befragung, des Kenntnisstandes 
der Zielgruppe und der Struktur des örtli-
chen Mietwohnungsmarktes zu treffen.

Tabelle 5  
Unterschiedliche Befragungsarten und ihre Vor- und Nachteile

Vorteile Nachteile

Schriftliche 
Befragung 
(postalisch)

Im Vergleich zu mündlichen Befragungsformen relativ kostengünstig.

Keine vorherige Terminvereinbarung erforderlich.

Relativ lange Feldphase.

Keine unmittelbare persönliche Hilfestellung für Befragte im Fall von Ver-
ständnisproblemen, ggf. Erfordernis des Einrichtens einer Hotline für Befragte.

Keine Kontrolle der Angaben durch Interviewer im Fall von unplausiblen, 
inkonsistenten oder fehlenden Angaben.

Befragungsform setzt Lese- und Sprachkompetenz voraus.

Potenzial von Teilnahmeverzerrungen zuungunsten von bildungsferneren 
Bevölkerungsgruppen und von Personen ohne ausreichende Sprachkompe-
tenz vergleichsweise größer.

Hoher Digitalisierungs- und Einleseaufwand bei der Datenerfassung.

Hoher Plausibilisierungsaufwand, wobei sich die Plausibilisierung im Wesentli-
chen auf logische Inkonsistenzen beschränkt.

Schriftliche 
Befragung 
(Online)

Sehr kostengünstige Befragungsart.

Keine vorherige Terminvereinbarung erforderlich.

Im Bedarfsfall können umfangreiche Hilfestellungen, eine automati-
sche Filterführung und Plausibilisierungsroutinen eingebaut werden.

Kein Digitalisierungs- und Einleseaufwand bei der Datenerfassung.

Nur beschränkter (nachträglicher) Plausibilisierungsaufwand. 

Relativ lange Feldphase.

Keine unmittelbare persönliche Hilfestellung für Befragte im Fall von Ver-
ständnisproblemen.

Keine Kontrolle der Angaben durch Interviewer im Fall von unplausiblen 
Angaben.

Befragungsform setzt Lese- und Sprach- sowie Internet-/Onlinekompetenz 
(inkl. Internetzugang) voraus.

Potenzial von Teilnahmeverzerrungen zuungunsten von bildungsferneren 
Bevölkerungsgruppen, von Personen ohne ausreichende Sprachkompetenz 
und von Personen ohne Internet-/Onlinekompetenz und Internetzugang 
vergleichsweise größer.

Mündliche 
Befragung 
(persönlich)

Dank Computer- und Interviewerunterstützung Gewährleistung von 
plausiblen und konsistenten Angaben durch Vor-Ort-Einschätzung 
von geschulten Interviewern möglich.

Detaillierte bzw. umfangreichere Abfrage möglich.

Kein (nachträglicher) Digitalisierungs- und Einleseaufwand bei CAPI.

Nur beschränkter (nachträglicher) Plausibilisierungsaufwand.

Möglichkeit, durch den Interviewer vor Ort Hilfsmerkmale für die 
Nonresponse-Analyse und -Gewichtung aufzuzeichnen.

Sehr kostenintensive Befragungsart.

Gewöhnlich relativ lange Feldphase.

Kontrolle und Koordination der Interviewer erforderlich.

Vorherige Terminvereinbarung en erforderlich.

Zugang in die Wohnung erforderlich. Die Auskunftspflichten beinhalten nicht 
die Pflicht, eine fremde Person in die Wohnung zu lassen.

Mündliche 
Befragung 
(telefonisch)

Im Bedarfsfall können Hilfestellungen, eine automatische Filterfüh-
rung und Plausibilisierungsroutinen eingebaut werden.

Kein (nachträglicher) Digitalisierungs- und Einleseaufwand bei CATI.

Nur beschränkter (nachträglicher) Plausibilisierungsaufwand.

Kurze Feldphase bei entsprechend hohem Personaleinsatz möglich.

Geeignete Auswahlgrundlagen bzw. Kontaktierungsinformationen liegen in 
der Regel nicht vor.

Kostenintensive Befragungsart.

Vorherige Terminvereinbarung ggf. erforderlich.

Quelle: gif/IWU

-
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Die Art der Befragung kann prinzipiell unab-
hängig von der Verwendung einer bestimm-
ten Auswahlgrundlage geplant werden. Die 
Verwendung bestimmter Auswahlgrund-
lagen kann jedoch die Durchführung ei-
ner bestimmten Befragungsart erleichtern. 
Auch die Kombination unterschiedlicher 
Befragungsarten ist möglich und üblich.

Als Sonderform kombinierter Befra-
gungsarten können Screeningverfah-
ren angesehen werden. Dabei erfolgt die 
Kontaktaufnahme zur Feststellung der 
Teilnahmebereitschaft und ggf. der Miet-
spiegelrelevanz auf einem anderen Befra-
gungsweg als die eigentliche Befragung. In 
der Praxis angewandt werden z. B. telefo-
nische Kontaktinterviews zur Feststellung 
der Mietspiegelrelevanz mit anschließen-
der persönlicher Befragung oder schrift-
lich-postalische Kontaktierungen mit an-
schließender Online-Befragung. 

Je nach Befragungsart können unter-
schiedliche Maßnahmen zur Qualitätssi-
cherung zur Anwendung kommen, um 

	▪ die Teilnahme an der Befragung zu-
gunsten der Repräsentativität zu ver-
bessern (etwa durch den Versand von 
Erinnerungsschreiben bei schriftlichen 
Befragungen oder das mehrfache Kon-
taktieren zu unterschiedlichen Tages-
zeiten bei mündlichen Befragungen), 

	▪ die Qualität der Fragebogenangaben zu 
verbessern (etwa durch verständliche 
Ausfüllhinweise bei schriftlichen Befra-
gungen, automatische Plausibilitätskon-
trollen bei Online-Befragungen oder 
zusätzliche Interviewer-Schulungen bei 
mündlichen Befragungen, Vorhaltung 
von Fragebögen in anderen Sprachen),

	▪ die Teilnahmebereitschaft zugunsten 
einer aussagekräftigeren Rücklaufkon-
trolle differenziert zu erfassen (etwa 
durch detaillierte Protokollierung von 
Ausfüllgründen).

5.8  Auskunftspflichten im 
 Mietspiegel

Mit den gesetzlich neu etablierten Aus-
kunftspflichten verändern sich die Rah-
menbedingungen der Datenerhebung er-
heblich, insbesondere in Bezug auf den 
erforderlichen Stichprobenumfang (s. o.). 
Daneben sind datenschutzrechtliche As-
pekte (vgl. Kapitel 2.3) zu beachten und es 
stellen sich Fragen zur Um- bzw. Durchset-
zung der Auskunftspflichten. Ferner sind 
Auswirkungen auf die Plausibilitätsprüfung 
(vgl. Kapitel 5.9) zu berücksichtigen.

Auskunftspflichten gelten auch in ande-
ren Datenerhebungskontexten, die als 
Orientierung dienen können, beispiels-
weise beim Zensus oder Mikrozensus 
oder gegenüber dem Gutachterausschuss 
bei Immobilienverkäufen. Auf die Aus-
kunftspflichten wie auch auf die Folgen bei 
Nichtteilnahme ist in den Erhebungsun-
terlagen und den Datenschutzinformati-
onen hinzuweisen. In Art. 238 § 2 Abs. 1 
EGBGB sind die Merkmale aufgeführt, die 
den Auskunftspflichten unterliegen, wobei 
zwischen Erhebungs- und Hilfsmerkmalen 
unterschieden wird.

Art. 238 § 4 EGBGB enthält die Bußgeld-
vorschrift, mit der eine Verletzung der 
Auskunftspflichten geahndet werden kann. 
Danach handelt ordnungswidrig, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig eine Auskunft 
nicht, nicht rechtzeitig, nicht richtig oder 
nicht vollständig erteilt (Art. 238 § 4 Abs. 1 
EGBGB). Dies kann nach Abs. 2 mit einer 
Geldbuße von bis zu 5.000 Euro geahn-
det werden. Hierdurch soll sichergestellt 
werden, dass die zur Auskunft verpflich-
teten Eigentümer, Mieter und Vermieter 
von Wohnraum ihren Auskunftspflichten 
auch tatsächlich nachkommen. Grundsätz-
lich ist bereits durch den Hinweis auf die 
Bußgeldbewehrung der Auskunftspflich-
ten ein deutlich höherer Rücklauf aus den 
Befragungen zu erwarten. Das gilt insbe-
sondere, wenn – was sich empfiehlt – die 
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 Teilnahmebereitschaft durch begleitende 
Informationen zur Bedeutung der Teil-
nahme für eine belastbare Datengrund-
lage sowie durch Wahlmöglichkeiten bei 
der Befragungsart (z. B. Papier- oder On-
line-Fragebogen) sowie Erinnerungsaktio-
nen gesteigert wird. Bußgelder sollten für 
die praktische Durchsetzung immer nur 
ein letztes Mittel darstellen, zumal die Ein-
holung der mietspiegelrelevanten Abfragen 
auf diesem Weg für die geplante Mietspie-
gelerstellung in der Regel zu spät erfolgen 
wird. Daher sollte bei der Festlegung des 
Bruttostichprobenumfangs ein Anteil ver-
weigerter oder stark verzögert erfolgender 
Antworten weiterhin eingeplant werden.

Die Durchführung von Ordnungswid-
rigkeitsverfahren kann aber jedenfalls 
sinnvoll sein, um die Wirkung der Aus-
kunftspflichten nicht auszuhöhlen. Hier-
bei ist zu beachten, dass bestimmte Erhe-
bungsmerkmale den Befragten womöglich 
nicht bekannt sind (z. B. Baujahr, Infor-
mationen zum energetischen Zustand des 
Gebäudes), so dass die Feststellung einer 
Ordnungswidrigkeit bei unvollständiger 
Auskunft kritisch zu prüfen ist. Zusätzlich 
ist zu berücksichtigen, dass die Nichtteil-
nahme an einer Befragung auch andere 
Gründe haben kann als eine fehlende Teil-
nahmebereitschaft. Hierzu zählen etwa 
gesundheitliche Einschränkungen sowie 
Sprachbarrieren bei Personen mit Migra-
tionshintergrund oder (funktionalem) An-
alphabetismus. Hier sind möglichst vorab 
Grundsätze zu entwickeln, wie in solchen 
Fällen vorgegangen wird und welche Aus-
fallgründe anerkannt werden. 

Ferner ist die Bereitstellung von Unterstüt-
zungsstrukturen (Anlaufstellen oder per-
sönliche Interviews vor Ort, Rückfrageop-
tionen per Telefon oder E-Mail) zu prüfen. 
Insgesamt wird durch die Einführung der 
Auskunftspflichten mit einem vermehrten 
Informationsbedarf bzw. deutlich höherem 
Aufkommen an Rückfragen seitens der Be-
fragten zu rechnen sein.

In jedem Fall wird es nicht gelingen, In-
formationen für ausnahmslos alle über die 
Bruttostichprobe erreichbaren mietspie-
gelrelevanten Wohnungen zu erheben. So-
mit ist auch nach der Einführung der Aus-
kunftspflichten die Durchführung einer 
Nonresponse-Analyse zu empfehlen (vgl. 
Kapitel 5.9). Zusätzlich muss bei der Fest-
legung des Stichprobenumfangs der Brut-
tostichprobe auch weiterhin ein Zuschlag 
für Antwortausfälle vorgesehen werden, 
der jedoch ggf. kleiner als in der Vergan-
genheit ausfallen kann (vgl. die Ausfüh-
rungen oben im Kapitel 5.5).

5.9  Bereinigung und Prüfung 
der Nettostichprobe

Die Nettostichprobe stellt nach §  10 MsV 
den Rücklauf aus der Befragung dar. Die 
Nettostichprobe kann dabei Wohnungen 
enthalten, die nicht zur Auswertungsgrund-
gesamtheit gehören (sogenannte irrelevan-
te Einheiten: Wohnungen außerhalb des 
Sechsjahreszeitraums, geförderter Wohn-
raum, selbstgenutzte Wohnungen etc.). Zu-
sätzlich können weitere technisch begrün-
dete Fallausschlüsse erforderlich sein, z. B. 
wenn Befragtenangaben grob unvollständig 
oder unplausibel sind. Die verbleibenden 
Fälle stellen die bereinigte Nettostichprobe 
dar, auf deren Grundlage die ortsübliche 
Vergleichsmiete abgeleitet wird.

Im Zuge der mit der Mietspiegelreform 
eingeführten Auskunftspflichten ist damit 
zu rechnen, dass der Anteil der Antwort-
verweigerungen zwar deutlich zurückge-
hen wird; andererseits wird der Anteil der 
fehlerhaften oder unvollständigen Anga-
ben möglicherweise steigen. Die Plausibi-
litätsprüfung kann daher zukünftig eine 
noch größere Bedeutung erlangen. Nach 
§ 10 Abs. 1 Satz 2 MsV sind Rückläufer zu 
entfernen, die aufgrund grob unvollstän-
diger oder offensichtlich unzutreffender 
Antworten für die Auswertung nicht ver-
wendet werden können. 



43Datenerhebung

Allerdings dürfen nach der Begründung 
zur Mietspiegelverordnung nur solche 
Datensätze aussortiert werden, die so 
unvollständig sind, dass wegen fehlender 
Angaben zu wesentlichen wohnwertre-
levanten Merkmalen eine Einordnung in 
Mietspiegelfelder bzw. eine Auswertung 
der Daten im Rahmen der Regressions-
analyse nicht möglich ist, oder die in we-
sentlichen Punkten ersichtlich falsch sind 
und bei denen eine Korrektur ausscheidet 
(BR-Drs. 766/20: 29). Datensätze werden 
beispielsweise immer dann auszusortieren 
sein, wenn entscheidende Variablen zur 
Mietspiegelrelevanz, zur Miethöhe und 
zur Wohnfläche fehlen und auch nicht 
mehr ergänzt werden können. In ande-
ren Fällen sind verschiedene anerkannte 
statistische Methoden zum Umgang mit 
unvollständigen Angaben möglich. Hier-
zu zählen insbesondere die verschiedenen 
Methoden zur Imputation, bei der die 
fehlenden Angaben für eine Wohnung aus 
den Angaben zu anderen Wohnungen ge-
schätzt werden. Auf eine sorgsame Wahl 
der eingesetzten Methoden ist zu achten.

Die Vorgehensweise bei der Bereini-
gung unvollständiger oder fehlerhafter 
Angaben ist dem Grundsatz nach in der 
Dokumentation darzustellen. Auf eine 
Beschreibung der Bereinigung jedes Ein-
zelfalls kann verzichtet werden, jedoch 
sollte ein systematisches bzw. regelgelei-
tetes Vorgehen bei der Datenbereinigung 
leitend und entsprechend in der Doku-
mentation ausgewiesen sein. Des Wei-
teren sind mögliche Verzerrungen der 
Ergebnisse der Bereinigung darzustellen 
(§ 10 Abs. 2 MsV). 

Ein weiterer Grund für die Diskrepanz 
zwischen gezogener Brutto- und bereinig-
ter Nettostichprobe sind Ausfälle miet-
spiegelrelevanter Wohnungen aufgrund 
fehlender Teilnahmebereitschaft oder aus 
anderen Gründen (sogenannter (Unit) 
Nonresponse).

Bei selektiven Antwortausfällen großen 
Umfangs können erhebliche Verzerrun-
gen der Ergebnisse auftreten. Dieses den 
Analysen von Befragungsdaten immanen-
te Problem ist häufig nicht lösbar, da re-
gelmäßig die vorliegenden Informationen 
nicht ausreichen, um Art und Grad der 
Selektivität der Antwortausfälle vollum-
fänglich abschätzen zu können. Üblicher-
weise liegen im Kontext einer Mietspiege-
lerhebung auch aus anderen Datenquellen 
keine Erkenntnisse über die Verteilung we-
sentlicher preisbestimmender Merkmale 
in der Auswertungsgrundgesamtheit vor. 
Eine Nonresponse-Analyse und eine sich 
im Bedarfsfall anschließende Nonrespon-
se-Gewichtung zur Zurückdrängung auf-
gedeckter selektiver Antwortausfälle kann 
daher nur entlang von Hilfsmerkmalen 
(z. B. räumliche Lagemerkmale) erfolgen. 
Mit diesen wird die Struktur der Netto-
stichprobe mit derjenigen der Bruttostich-
probe abgeglichen, was selbstverständlich 
das Vorliegen bzw. Nachrecherchieren ent-
sprechender Hilfsmerkmale für alle Ein-
heiten der Bruttostichprobe voraussetzt.

Insoweit die Auskunftspflichten das be-
schriebene Problem entscheidend ent-
schärfen, ist es ausreichend, die Nonres-
ponse-Thematik in der Dokumentation 
zu erläutern. Falls geeignete Maßnahmen 
zur Vermeidung einer Verzerrung der Er-
gebnisse, wie beispielsweise eine korrigie-
rende Gewichtung, angewendet werden 
(können), sind diese ebenfalls in der Do-
kumentation zu erläutern.

Im Fall einer Nonresponse-Analyse ist es 
entscheidend, die unbereinigte und nicht 
die bereinigte Nettostichprobe strukturell 
mit der Bruttostichprobe abzugleichen. 
Ein Abgleich mit der bereinigten Netto-
stichprobe wäre dagegen verzerrend, da in 
der Bruttostichprobe eine Bereinigung um 
mietspiegelirrelevante Fälle nicht möglich 
ist. Empfohlenes methodisches Werkzeug 
der Nonresponse-Analyse sind beim Vor-
liegen mehrerer (ggf. sogar metrischer) 
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Hilfsmerkmale binär-logistische Regres-
sionsansätze. Diese weisen zwei Vorzüge 
auf: Zum einen eignen sich diese Ansätze 
zur Prüfung, ob von einem einbezogenen 
Hilfsmerkmal ein statistisch signifikan-
ter Einfluss auf das Responseverhalten 
ausgeht. Zum anderen lassen sich mithil-
fe der Schätzgleichung Responsewahr-
scheinlichkeiten für die spätere Nonres-
ponse-Gewichtung ableiten. Stehen für die 
Nonresponse-Analyse nur sehr wenige no-
minal- oder ordinalskalierte Hilfsmerkma-
le mit jeweils nur wenigen Ausprägungen 
zur Verfügung, kann es genügen, Brutto- 
und bereinigte Nettostichprobe entlang der 
Anteile zu vergleichen, die auf die diversen 
Ausprägungskombinationen entfallen. In 
jedem Fall ist auch eine einfach gehaltene 
Nonresponse-Analyse einem Verzicht auf 
diesen Analyseschritt überlegen.

5.10  Besonderheiten der 
 Datenerhebung beim 
einfachen  Mietspiegel

Nach §  3 MsV können einfache Miet-
spiegel grundsätzlich nach jedem belie-
bigen Verfahren erstellt werden. Dies gilt 
auch für die Datenerhebung. Allerdings 
sind auch bei einfachen Mietspiegeln die 
grundlegenden gesetzlichen Anforderun-
gen des § 558c i. V. m. § 558 BGB Abs. 2 
BGB zu beachten. Demnach müssen auch 
einfache Mietspiegel, sofern sie eine empi-
rische Grundlage haben, als Übersichten 
aus üblichen Entgelten der letzten sechs 
Jahre gebildet werden, und zwar sowohl 
aus Mieterhöhungen als auch aus Neuver-
mietungen für den nicht preisgebundenen 
Wohnungsmarkt. Auch muss die orts-
übliche Vergleichsmiete für Wohnungen 
ausgewiesen werden, die nach Art, Grö-
ße, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage 
vergleichbar sind. Unter Beachtung dieser 
gesetzlichen Anforderungen können einfa-
che Mietspiegel auf der Basis nahezu jeder 
Datengrundlage berechnet werden. Die 
Qualität der Daten hat aber Auswirkun-

gen auf die Rechtsfolgen, die der einfache 
Mietspiegel insbesondere in einem mögli-
chen Prozessverlauf entfaltet. 

Idealerweise sind die verwendeten Da-
ten repräsentativ für die Gesamtheit aller 
Wohnungen, für die der Mietspiegel gilt. 
Dies ist aber nicht verpflichtend. Die Da-
ten müssen nicht die gleiche Struktur wie 
die Grundgesamtheit aufweisen, was z. B. 
dann der Fall sein kann (und im Regelfall 
sein wird), wenn die Daten ausschließlich 
auf Erhebungen unter den Mitgliedern 
der Mieter- und bzw. oder Vermieterver-
eine beruhen. Manche Erhebungen basie-
ren auch auf öffentlichen Aufforderungen, 
sich freiwillig an Umfragen zu beteiligen. 
Weiterhin müssen die Daten auch nicht 
ausdrücklich für den Anlass der Mietspie-
gelerstellung erhoben werden, sondern 
es können stattdessen auch Daten aus 
anderen Quellen verwendet werden, wie 
beispielsweise aus den Datenbanken des 
Gutachterausschusses, aus der Wohngeld-
statistik oder dem Zensus. 

Die Verwendung derartiger Daten ist 
grundsätzlich zulässig. Da aber die Reprä-
sentativität nicht gewährleistet ist, sind die 
Ergebnisse mutmaßlich verzerrt. Derartige 
einfache Mietspiegel sind zwar anwendbar, 
es ist aber zu erwarten, dass diesen im ge-
richtlichen Verfahren nur eine geringe In-
dizwirkung zukommt. Im Ergebnis besteht 
dann das Risiko, dass ein kostenträchtiges 
Sachverständigengutachten erstellt wer-
den muss. Aufgrund des hohen Kosten-
risikos ist der Mieterschutz insofern ein-
geschränkt. Es empfiehlt sich daher auch 
beim einfachen Mietspiegel, auf möglichst 
belastbare Daten zu achten. 

Häufig basieren Mietspiegel sogar überhaupt 
nicht oder nur teilweise auf empirischen 
Daten, sondern gehen stattdessen wesent-
lich auf Absprachen zwischen den Inter-
essenvertretern der Mieter und Vermieter 
zurück. Derartige ausgehandelte Mietspie-
gel sind zwar grundsätzlich für Mieterhö-
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hungen anwendbar und können ebenfalls 
substanziell zum Rechtsfrieden beitragen. 
Wie sie damit die üblichen Entgelte der letz-
ten sechs Jahre (Wahrung des gesetzlichen 
Betrachtungszeitraumes), die sich sowohl 
aus Mieterhöhungen als auch aus Neuver-
mietungen ergeben, erfassen können, ist in 
der Regel jedoch kaum nachvollziehbar. Im 
Prozess können ausgehandelte Mietspiegel 
anerkanntermaßen grundsätzlich nicht als 
Erkenntnismittel benutzt werden. Hier ist 
dann mit hoher Wahrscheinlichkeit mit der 
Erstellung eines Sachverständigengutach-
tens zu rechnen (vgl. Börstinghaus 2022: 
2037–2039).
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6.1 Ausreißerbereinigung

Zur Vorbereitung der Auswertung ist es 
erforderlich, die Daten aufzubereiten. 
Hierzu zählt vor allem die Behandlung von 
Extremwerten. Bei Ausreißern handelt es 
sich um Daten, die nach o. a. Plausibilitäts-
prüfung korrekte Werte enthalten, die aber 
deutlich von der zentralen Tendenz aller 
Beobachtungen abweichen. Unter einer 
Ausreißermiete wird gemäß §  12 Abs.  2 
MsV ein Wert verstanden, der unter Be-
rücksichtigung der wohnwertrelevanten 
Eigenschaften mit der weit überwiegenden 
Zahl der übrigen Mietwerte unvereinbar 
erscheint. Eine Ausreißerbereinigung ist 
nach der Mietspiegelverordnung nicht 
zwingend erforderlich. Die Beurteilung, ob 
eine Ausreißerbereinigung durchgeführt 
wird oder nicht, obliegt grundsätzlich 
dem sachverständigen Mietspiegelersteller. 
Nicht zulässig ist es hingegen, eine Aus-
reißerbereinigung mit der Zielsetzung der 
systematischen Beeinflussung der ortübli-
chen Vergleichsmiete vorzunehmen. 

Nach § 12 Abs. 2 Satz 3 MsV soll die Er-
mittlung von Ausreißermieten durch 
statistische Standardverfahren erfolgen. 

Ausreißerverfahren sind in einschlägigen 
statistischen Lehrbüchern enthalten und 
sollen daher hier nicht näher dargestellt 
werden (beispielsweise Stier 2001; Fahr-
meir et al. 2009). In jedem Fall ist eine pau-
schale Kappung der Mietwerte, etwa ent-
lang von Perzentilwerten durch Entfernen 
der 5 Prozent niedrigsten und höchsten 
Mietwerte vor Überprüfung des Preisein-
flusses der gesetzlichen Wohnwertmerk-
male, mit § 12 Abs. 2 Satz 2 MsV nicht ver-
einbar und darf daher nicht durchgeführt 
werden. Grundsätzlich empfiehlt es sich, 
im Sinne anerkannter wissenschaftlicher 
Grundsätze das Auftreten von Ausreißern 
an beiden Enden der Verteilung zu prüfen, 
also nicht nur ausschließlich am oberen 
oder am unteren Rand.

Bei der Verpflichtung zur Verwendung 
statistischer Verfahren handelt es sich 
um eine Sollvorschrift. Demnach ist die 
Verwendung anderer Verfahren nur im 
 Ausnahmefall möglich. Hier wäre dann 
eine umfassende Begründung in der 
Dokumentation und der Nachweis der 
Übereinstimmung mit anerkannten wis-
senschaftlichen Grundsätzen der Statistik 
erforderlich. Von der Verwendung eigens 
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entwickelter Verfahren zur Ausreißerbe-
reinigung muss aus Gründen der Rechts-
sicherheit, auch vor dem Hintergrund 
einschlägiger Rechtsprechung, dringend 
abgeraten werden.

Nach anerkannten wissenschaftlichen 
Grundsätzen ist eine Ausreißerbereinigung 
immer auf Ausnahmefälle zu beschränken 
(BR-Drs. 766/20: 32). Bei Verwendung sta-
tistischer Standardverfahren erfolgt eine 
Ausreißerbereinigung grundsätzlich an-
hand einer Analyse der Residuen einer Re-
gressionsanalyse. Dabei können nach § 12 
Abs.  2 Satz  4 MsV auch außergesetzliche 
Merkmale herangezogen werden. Nach 
dem Wortlaut der Verordnung ist die Ver-
wendung außergesetzlicher Merkmale hier 
nicht verpflichtend. Allerdings wird in na-
hezu allen Fällen außergesetzlichen Merk-
malen, insbesondere der Unterscheidung 
zwischen Mieterhöhung und Neuvermie-
tung, erhebliches Erklärungspotenzial 
zukommen. Ein Regressionsmodell ohne 
außergesetzliche Merkmale wäre damit we-
sentlich unvollständig und die Ergebnisse 
wären mutmaßlich verzerrt. Im Ergebnis 
würden beispielsweise besonders aktuelle 
Neuvertragsmieten oder Mieterhöhungen 
bei sehr langer Mietdauer fehlerhaft als 
Ausreißer nach oben oder unten identi-
fiziert werden. Sofern eine Ausreißerbe-
reinigung durchgeführt wird, ist es daher 
im Sinne anerkannter wissenschaftlicher 
Grundsätze zu empfehlen, auch außerge-
setzliche Merkmale zu berücksichtigen.

Nach § 12 Abs. 2 Satz 3 MsV soll die Er-
mittlung von Ausreißern auf Plausibilität 
überprüft werden. Dies betrifft aber vor-
wiegend die Ausreißerbereinigung bei der 
Tabellenanalyse. Im Kontext der Regressi-
onsanalyse wird die Notwendigkeit einer 
Ausreißerbereinigung erst mit der Vali-
dierung des entwickelten Modells geprüft 
werden können. Hierbei bietet es sich an, 
den übermäßigen Einfluss einzelner Da-
tenpunkte auf die Schätzergebnisse mit 
einer Leverage-Analyse zu untersuchen 

(vgl. Kapitel  6.3.3). Generell ist auf einen 
geringen Anteil an Ausreißern hinzuwir-
ken. Höhere Anteile von Ausreißermieten 
(beispielsweise über 3 Prozent) erscheinen 
problematisch und können auf Defizite in 
der Befragung bzw. im Antwortverhalten 
oder der Modellierung hinweisen. Konkret 
ist zu hinterfragen, ob ggf. bestimmte Aus-
stattungsmerkmale (beispielsweise Luxus-
bad) nicht im Modell enthalten sind und 
sich Wohnungen mit diesem Merkmal in 
Bezug auf ihre Miete von anderen Woh-
nungen deutlich unterscheiden.

Sofern eine Ausreißerbereinigung durch-
geführt werden soll, sollen dafür auch bei 
der Verwendung der Tabellenanalyse sta-
tistische Standardverfahren angewendet 
werden (vgl. § 12 Abs. 2 MsV). Hierzu wird 
in der Begründung der Mietspiegelverord-
nung konkret angegeben: „Da hierbei aber 
in der Regel nur eine kleine Anzahl wohn-
wertrelevanter Merkmale berücksichtigt 
werden kann, bekommt die folgende Plau-
sibilitätsprüfung ein besonders hohes Ge-
wicht. Dazu müssen die Wohnungen in 
der Regel in Bezug auf ihre Eigenschaften 
unter Berücksichtigung der Streuung und 
der Frage, wie weit die Miete von anderen 
Mieten im oberen oder unteren Bereich 
abweicht, betrachtet werden. Handelt es 
sich etwa um eine Wohnung mit mehre-
ren herausragenden Ausstattungsmerk-
malen […], die bei der Identifizierung von 
Ausreißern nicht bereits berücksichtigt 
wurden und deren Preis nur leicht außer-
halb des Erwartungsbereichs liegt, ist die 
Wohnung im Zweifel nicht als Ausreißer 
zu behandeln. Auf diese Weise soll verhin-
dert werden, dass durch eine automatisch 
durchgeführte standardisierte Ausreißer-
bereinigung besonders gute oder schlechte 
Wohnungen völlig unbeachtet bleiben, ob-
wohl sie eigentlich Teil der Vergleichsgrup-
pe sind“ (BR-Drs. 766/20: 32 f.).

Sofern bei Tabellenmietspiegeln eine Aus-
reißerbereinigung durchgeführt werden 
soll, ist es im Sinne anerkannter wissen-
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schaftlicher Grundsätze zu empfehlen, 
diese anhand einer Regression über den 
vollständigen Datensatz durchzuführen. 
Sofern bei Tabellenmietspiegeln dieser 
Aufwand zu groß erscheint, sollte die Be-
reinigung der Datensätze auf offensichtlich 
falsche oder unplausible Datensätze nach 
§  10 Abs.  1 Satz  2 MsV beschränkt und 
keine Ausreißerbereinigung durchgeführt 
werden (vgl. BRDrs. 766/20: 32).

Die angewandten Verfahren und Ergeb-
nisse der Ausreißerbereinigung sind in der 
Dokumentation zum Mietspiegel darzu-
stellen. Zudem muss in der Dokumenta-
tion dargestellt werden, welche Mietwerte 
aus welchen Gründen nicht berücksichtigt 
werden (§ 12 Abs. 3 MsV). 

6.2   Operationalisierung 
der gesetzlichen 
 wohnwertrelevanten 
 Merkmale 

6.2.1 Grundsätzliche Anforderungen

Die Aufgabe der sogenannten Operationa-
lisierung ist es, die abstrakten wohnwertre-
levanten Merkmale mit konkreten Werten 
berechenbar zu machen (vgl. Raithel 2008: 
35  f.). Art und Größe, insbesondere aber 
Ausstattung, Beschaffenheit und Lage sind 
nicht direkt messbar, sondern setzen sich 
aus einer Vielzahl von Untermerkmalen 
zusammen. Teilweise werden in der Miet-
spiegelpraxis über 80  Ausstattungs- und 
Beschaffenheitsmerkmale sowie eine ver-
gleichbar hohe Anzahl an Lageparametern 
abgefragt. Insbesondere bei Verwendung 
der Tabellenanalyse können nur im be-
grenzten Umfang Variablen (Untermerk-
male) verarbeitet werden, da ansonsten die 
Anzahl der Tabellenfelder zu groß wird. 
Zur Klassenbildung muss daher die Anzahl 
der Variablen auf geeignete Weise reduziert 
werden. Neben der Reduktion von Unter-
merkmalen etwa durch Zusammenfassung 

von Untermerkmalen mit gleichem Preis-
ein fluss ist bei Tabellenmietspiegeln zur 
Abgrenzung von einzelnen Tabellenfeldern 
auch die Kategorisierung von metrischen 
Merkmalen erforderlich. Bei Regressions-
mietspiegeln kann bei einem ausreichend 
großen Stichprobenumfang häufig sowohl 
auf die Verdichtung als auch die Katego-
risierung verzichtet werden. In kleineren 
Gemeinden kann aber der Stichproben-
umfang zu gering sein, um trotz Verwen-
dung der Regressionsanalyse eine Vielzahl 
an Untermerkmalen direkt zu verarbeiten, 
so dass es auch hier erforderlich sein kann, 
Untermerkmale zu verdichten. 

Durch § 13 Abs. 1 MsV werden die Anfor-
derungen zur Bildung von Tabellenfeldern 
erstmals genauer formuliert. Tabellenfel-
der sind demnach durch Kombinationen 
wohnwertrelevanter gesetzlicher Merkma-
le mit dem Ziel zu bilden, in sich möglichst 
homogene Tabellenfelder zu erzeugen, 
die gegenüber anderen Tabellenfeldern 
möglichst verschieden sind. Die Verord-
nung legt dabei nicht fest, wie genau die 
Bildung der Tabellenfelder durchgeführt 
werden soll. Ausweislich der Begründung 
zu § 18 Satz 2 MsV soll die Klassifizierung 
aufgrund von „Untersuchungen oder Er-
fahrungswerten“ zulässig sein (BR-Drs. 
766/20: 41). Die Möglichkeit, eine Klas-
senbildung aufgrund von Erfahrungswer-
ten vorzunehmen, wird dabei nur dahin-
gehend spezifiziert, dass sie „sachgerecht“ 
sein muss. Die Anwendung statistischer 
Standardverfahren ist grundsätzlich nicht 
verpflichtend. 

Bei der Klassenbildung ist zwischen der 
Datenerhebung und der sich anschließen-
den Datenauswertung zu unterscheiden. 
Im Sinne anerkannter wissenschaftlicher 
Grundsätze ist zu empfehlen, auf Erfah-
rungswerte zur Bestimmung der Klassen 
nur bei der Datenerhebung zurückzugrei-
fen. Grundsätzlich ist eine möglichst präzise 
Erfassung der Informationen anzustreben. 
Zum Zwecke einer praktikablen, effizienten 
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und validen Datenerhebung kann aber eine 
gröbere Merkmalserfassung angezeigt sein. 
Beispielsweise kann es sinnvoll sein, ein 
bestimmtes metrisches Merkmal (z. B. Bau-
jahr) nur klassifiziert zu erheben, weil davon 
auszugehen ist, dass eine metrische Abfrage 
zu fehleranfällig ist oder Antwortausfäl-
le provoziert. Das Ausmaß bzw. allgemein 
die Art der vorgegebenen Vergröberung ist 
dabei in jedem Fall unter dem Aspekt der 
Sachgerechtigkeit vorzunehmen, da mit der 
vergröberten Erhebung eine Vorfestlegung 
späterer Auswertungsmöglichkeiten einher-
geht. Im Sinne anerkannter wissenschaft-
licher Grundsätze ist zu empfehlen, dass 
Vergröberungsschritte bei der Erhebung 
durch sachlogische Referenzen (z. B. bau-
rechtliche Vorgaben) theoretisch fundiert 
erfolgen und im Rahmen der Auswertung 
anschließend empirisch validiert werden. 
Beispielsweise sollte das Baujahr nicht ein-
fach entsprechend der Baujahresklassen der 
letzten Mietspiegelerstellung erhoben wer-
den, sondern eine geringere Vergröberung 
gewählt werden, damit die Klassenbildung 
empirisch überprüft werden kann. Grund-
sätzlich sollte die im Rahmen der Erhebung 
gewonnene Datenqualität so weit wie mög-
lich erhalten bleiben.

Bei der Datenauswertung erfolgte in der 
bisherigen Mietspiegelpraxis die Erstel-
lung der Tabellenstruktur in der Regel als 
Kombination der in Klassen eingeteilten 
Ausprägungen einzelner Merkmale bzw. 
Untermerkmale. Nachteil dieser theorie-
geleiteten Ansätze ist, dass die einzelnen 
Merkmale bzw. Untermerkmale isoliert 
betrachtet werden. Bei dieser Vorgehens-
weise ist die Umsetzung der Zielsetzung 
des § 13 Abs. 1 MsV (möglichst homogene 
Tabellenfelder, die gegenüber anderen Ta-
bellenfeldern möglichst verschieden sind) 
nicht automatisch gewährleistet. Zudem ist 
es möglich, dass die Anzahl der Tabellenfel-
der durch die isolierte Klassenbildung hö-
her wird als bei simultaner Klassenbildung 
über alle Merkmale. Grundsätzlich ist da-
her im Sinne anerkannter wissenschaftli-

cher Grundsätze ein datengetriebener An-
satz zur Klassenbildung und Bildung von 
komplexen Wohnwertmerkmalen zu emp-
fehlen. Hier bieten sich sogenannte baum-
basierte Verfahren als möglicher metho-
discher Ansatz an. Die Methodik ist auch 
bekannt unter dem Begriff „Classification 
and Regression Trees (CART)“ (vgl. Brei-
man et al. 1984). Die Grundidee ist, dass 
numerisch Kombinationen von Wohn-
wert- und Ausstattungsmerkmalen ge-
sucht werden, so dass die sich so ergebende 
Teilmenge an Wohnungen eine möglichst 
homogene Mietstruktur aufweist. Durch 
diese Methode können alle Merkmale und 
Untermerkmale simultan berücksichtigt 
werden. Nach der Mietspiegelverordnung 
ist dabei nicht gefordert, dass die Eintei-
lung der Mietspiegeltabelle symmetrisch 
sein muss. Es können sich daher auch Ta-
bellenfelder ergeben, die sich über mehrere 
Spalten oder Zeilen erstrecken. Die Anzahl 
der gefüllten Tabellenfelder (die Blätter des 
Baums) kann dabei unter Verwendung von 
Validierungsmethoden aus den Daten ab-
geleitet werden. 

Die Zusammenfassung mehrerer Unter-
merkmale zur Bildung von Ausstattungs- 
oder Beschaffenheitsklassen bzw. Lagen 
ist in statistischer Hinsicht nicht trivial. 
Die Anwendung eines statistischen Stan-
dardverfahrens ist nach der Mietspiegel-
verordnung nicht für alle Merkmale vorge-
schrieben. Bezüglich der Lage enthält § 19 
Abs. 2 MsV Vorgaben, nach denen für die 
Wohnlagenbestimmung gängige Verfah-
ren zu verwenden sind. Dazu sollen aus-
weislich der Begründung zur Mietspiegel-
verordnung statistische Verfahren wie die 
Regressionsanalyse, die Clusteranalyse, die 
Faktorenanalyse oder die Diskriminanz-
analyse eingesetzt werden können 
( BR-Drs. 766/20: 42). Im Sinne anerkann-
ter wissenschaftlicher Grundsätze emp-
fiehlt sich auch für andere Merkmale als 
die Lage die Anwendung eines datengetrie-
benen statistischen Standardverfahrens, 
um die Anzahl der Variablen zu reduzieren 
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bzw. Variablen zu verdichten. Weiter emp-
fiehlt es sich, sofern Merkmale nach ei-
nem Punktesystem gewichtet und zusam-
mengefasst werden, diese Vorgehensweise 
ebenfalls mittels statistischer Standardver-
fahren empirisch abzuleiten und nach-
vollziehbar darzustellen. Unabhängig von 
der verwendeten Methode ist es weiter zu 
empfehlen, die Anzahl der Klassen nicht ex 
ante festzulegen, sondern diese anhand der 
empirischen Untersuchung zu bestimmen.

Nach § 13 Abs. 2 MsV ist nach der Ermitt-
lung der Tabellenstruktur zu überprüfen, 
ob sich in den einzelnen Tabellenfeldern 
abweichende homogene Teilmengen iden-
tifizieren lassen: „Dies können etwa Woh-
nungen mit besonderen Ausstattungs- oder 
Beschaffenheitsmerkmalen […] oder in 
exponierten Lagen sein“ (BR-Drs. 766/20: 
33 f.). Sofern homogene Teilmengen identi-
fiziert wurden, sind geeignete Maßnahmen 
zu prüfen, was regelmäßig die Überführung 
in ein eigenes Tabellenfeld sein wird. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn die Miet-
werte dieser Teilmenge so nah am oberen 
bzw. unteren Ende des Feldes liegen, dass 
alle Wohnungen dieser Teilmenge bei der 
Spannenbildung als unüblich identifiziert 
werden und dann außerhalb der Spanne 
liegen. Bei der Bildung eines eigenen Ta-
bellenfeldes für derartige Teilmengen ist zu 
beachten, dass auch hier die Mietspiegelta-
belle nicht zwangsläufig symmetrisch sein 
muss. Diese Unterteilung kann auch nur 
für das betroffene Tabellenfeld erfolgen, 
ohne dass eine neue Zeile bzw. Spalte ein-
gefügt werden muss. 

In der Begründung zur Mietspiegelverord-
nung wird angegeben, dass eventuell auch 
Angaben außerhalb des qualifizierten Teils 
des Mietspiegels gemacht werden können 
(BR-Drs. 766/20: 34), insbesondere dann, 
wenn das Tabellenfeld bei Überführung 
der Teilmenge in ein eigenes Feld nicht 
mehr ausreichend besetzt wäre. Der Wert 
kann in der Tabelle verbleiben, es ist aber 
im Mietspiegel darauf hinzuweisen, dass 

nur die Anforderungen an einen einfachen 
Mietspiegel erreicht werden. Liegt die Teil-
menge innerhalb der Spanne des betroffe-
nen Mietspiegelfeldes, so kann angegeben 
werden, welche Zu- oder Abschläge zum 
Mittelwert des Tabellenfeldes für die Teil-
mengen sinnvoll sind. Liegt die Teilmenge 
außerhalb der Spanne, so kann nach § 15 
Abs.  4 Satz  3 MsV auch der Hinweis ge-
geben werden, dass für diese Teilmengen 
mit besonderen Merkmalen auch Zu- und 
Abschläge zulässig sind, die außerhalb der 
Spanne liegen (BR-Drs. 766/20: 34).

In der Regel wird es mit anerkannten wis-
senschaftlichen Grundsätzen vereinbar sein, 
auch ohne empirische Untersuchung bei-
spielsweise besonders große oder besonders 
kleine Wohnungen oder auch Wohnungen 
mit sehr seltenen Ausstattungskombinatio-
nen auszuschließen. Ebenso erscheint es mit 
anerkannten wissenschaftlichen Grundsät-
zen vereinbar, eine sachgerechte Struktur 
aus einem früheren Mietspiegel nicht bereits 
wegen einer geringfügigen Verbesserungs-
möglichkeit aufzugeben. Hier erscheint eine 
Abwägung zwischen Strukturkonstanz und 
dem Ziel einer in Übereinstimmung mit 
den Anforderungen des §  13 Abs.  1 MsV 
ermittelten Tabellenstruktur möglich. Die 
Vorgehensweise zur Strukturierung der Ta-
bellenfelder ist zu dokumentieren.

Bei der Operationalisierung der einzelnen 
wohnwertrelevanten Merkmale bestehen 
grundsätzliche Unterschiede. Die Art als 
Wohnwertmerkmal bezieht sich laut Miet-
spiegelverordnung primär auf den Gebäu-
detyp. Nach § 17 Abs. 1 MsV sollen in der 
Regel Wohnungen in Mehrfamilienhäu-
sern mit mehr als zwei Wohnungen erfasst 
werden. Andere Wohnungstypen oder be-
sondere Vertragstypen sollen berücksich-
tigt werden, wenn diese eine Bedeutung im 
Geltungsbereich des Mietspiegels haben 
(vgl. hierzu ausführlich Kapitel 3.2.1). Ggf. 
können für weitere Arten auch separate 
Erhebungen bzw. Auswertungen durchge-
führt werden.
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Durch §  18 MsV ist nunmehr festgelegt, 
dass neben der Größe auch die Ausstat-
tung und Beschaffenheit im qualifizierten 
Teil des Mietspiegels berücksichtigt wer-
den sollen. Dabei wird nicht festgelegt, 
wie genau die Wohnwertmerkmale abge-
bildet werden sollen. § 18 MsV impliziert, 
dass die wohnwertrelevanten Merkmale 
zumindest im Wesentlichen abgebildet 
werden sollen. Beispielsweise kann das 
Merkmal Beschaffenheit inkl. der energe-
tischen Beschaffenheit (vgl. Kapitel  3.2.4) 
nicht nur durch Baujahresklassen abge-
bildet werden, da hierdurch – auch mit 
Blick auf mögliche Modernisierungen – 
nur sehr grob Bauweise und Baustandard 
berücksichtigt werden (vgl. Börstinghaus 
2022: 1752). Auch die Berücksichtigung 
des Merkmals Ausstattung ausschließlich 
durch Einteilung in die drei Ausstattungs-
klassen „mit Bad und Sammelheizung“, 
„ohne Bad oder ohne Sammelheizung“ 
und „ohne Bad und ohne Sammelheizung“ 
erscheint nicht mehr zeitgemäß, da nahezu 
alle Wohnungen mit Bad und Sammelhei-
zung ausgestattet sind. Bei Tabellenmiet-
spiegeln war es bisher übliche Praxis, die 
Merkmale Ausstattung und Beschaffenheit 
zu einem wesentlichen Teil nur in einer 
nicht von der Qualifizierung umfassten 
Bewertungshilfe zur Spanneneinordnung 
(„Orientierungshilfe“) zu berücksichtigen. 
Dies dürfte bei qualifizierten Mietspiegeln 
in der Regel nicht mehr zulässig sein. Statt-
dessen ist zu empfehlen, mittels oben be-
schriebener Verfahren Ausstattungs- und 
Beschaffenheitsklassen zu bilden, die eine 
Vielzahl von Untermerkmalen integrie-
ren. Sind die Einflüsse der o.  a. Merkma-
le im Wesentlichen im qualifizierten Teil 
des Mietspiegels erfasst, können weitere 
Untermerkmale in der Bewertungshilfe 
berücksichtigt werden. Alternativ können 
bei Tabellenmietspiegeln auch mittels Re-
gressionsverfahren Zuschläge berechnet 
werden, welche die Anforderungen an ei-
nen qualifizierten Mietspiegel erfüllen (vgl. 
Kapitel 6.5).

Nach § 19 Abs. 1 Satz 1 MsV ist weiterhin 
die Wohnlage einzubeziehen, sofern eine 
sachgerechte Unterteilung von Wohnla-
gen möglich ist und ein Einfluss der Lage 
auf die Miethöhe festgestellt werden kann. 
Insgesamt geht es bei der Berücksichti-
gung von Lagemerkmalen bzw. Lageklas-
sen darum, möglicherweise vorhandene 
Preisdifferenziale zwischen vergleichbaren 
Wohnungen an unterschiedlichen Stand-
orten abzubilden. Sollten solche Preisdif-
ferenziale nicht vorhanden sein, existiert 
auch keine Pflicht zur Ausweisung von un-
terschiedlichen Lagen. Es besteht zudem 
keine Regelung, in welcher Detailtiefe un-
terschiedliche Lagemerkmale differenziert 
werden müssten. Innerhalb einer kategori-
alen Lageeinteilung bzw. einer Einteilung 
in Lageklassen können weitere preisrele-
vante Unterschiede durch zusätzliche In-
dikatoren, die nicht bereits zur Einteilung 
der Lagekategorien bzw. -klassen herange-
zogen wurden, durch Zu- und Abschläge 
abgebildet werden (BR-Drs. 766/20: 43). 
Es ist häufig nicht sinnvoll, die Lagen als 
„einfach“ oder „gut“ zu bezeichnen, da 
dies zum einen Wohnlagen unangemessen 
beschreibt und da zum anderen der Zu-
sammenhang zwischen Raumstruktur und 
Preis relativ komplex ist. Beispielsweise 
sind oftmals periphere Ortsteile günstiger, 
aber mit der Bezeichnung „einfache Lage“ 
nicht zutreffend beschrieben.

Für die Anwendung im Tabellenmietspie-
gel wird es in der Regel notwendig sein, 
die Lagemerkmale vor der Auswertung der 
Mietspiegeldatensätze zu einem Gesamtin-
dikator zusammenzufassen. Hierbei sollen 
Lagen, für die ein gleichhoher Einfluss auf 
die Miethöhe nachgewiesen wurde, zu La-
gekategorien bzw. -klassen zusammenge-
fasst werden. Hierfür müssen anerkannte 
wissenschaftliche Grundsätze eingehalten 
werden. Dazu empfiehlt es sich, o.  a. sta-
tistische Verfahren einzusetzen. Weiterhin 
empfiehlt es sich, die Anzahl der Lagekate-
gorien bzw. -klassen unter Einsatz statisti-
scher Verfahren zu ermitteln. Eine Festle-
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gung der Anzahl der Lageklassen ex ante 
ist im Sinne anerkannter wissenschaftli-
cher Grundsätze nicht zu empfehlen.

Anstelle der Bildung von Wohnlagen  ist 
es bei Regressionsmietspiegeln oder bei 
kombinierten Verfahren nach anerkannten 
wissenschaftlichen Grundsätzen grund-
sätzlich möglich, auf die Bildung von über-
geordneten Wohnlagen zu verzichten und 
– analog zu Ausstattung und Beschaffen-
heit – die einzelnen Untermerkmale der 
Lage direkt zu berücksichtigen. Eine dies-
bezügliche Prüfung wird empfohlen. Im 
Mietspiegel selbst können die errechneten 
Parameter der einzelnen Untermerkma-
le der Lage ohne Genauigkeitseinbußen 
dann wieder für jede Adresse zu einem 
gemeinsamen Lageparameter verdichtet 
werden. In der Anwendung entsteht so-
mit kein Mehraufwand. Bei der Abwägung 
zwischen der Bildung von Wohnlagen 
oder dieser alternativen Vorgehensweise 
ist weiterhin zu berücksichtigen, dass die 
Bildung von Wohnlagen grundsätzlich 
aufwendiger, methodisch komplexer und 
entsprechend fehleranfälliger sein kann 
als die direkte Berücksichtigung der Un-
termerkmale. Zudem ist die Einordnung 
eines Standortes häufig Gegenstand von 
streitigen Auseinandersetzungen. Weiter-
hin kann eine Wohnlagenermittlung eine 
Vergröberung des Einflusses der einzelnen 
Untermerkmale bewirken und somit Un-
genauigkeiten induzieren. 

Die Berücksichtigung von Lagemerkma-
len ist so zu dokumentieren, dass Beurtei-
lungskriterien und ihre Zusammenhänge 
nachvollzogen werden können. Wurde in 
einem früheren Mietspiegel eine Lageein-
teilung, etwa in Form von Lagekategorien 
bzw. -klassen, vorgenommen, kann diese 
fortgeschrieben werden, sofern die Lage-
einteilung nach geltenden Anforderungen 
dokumentiert ist und eine Plausibilitäts-
kontrolle durchgeführt wurde, die verän-
derte Verhältnisse vor Ort berücksichtigt.

Nachfolgend soll für Untermerkmale, ins-
besondere für Baujahresklassen, Moder-
nisierungen, die energetische Ausstattung 
und die energetische Beschaffenheit sowie 
die Lage, aufgezeigt werden, welche theo-
riegeleiteten Strukturen zur Bildung von 
Klassen und ggf. Bestimmung von Ge-
wichten für Untermerkmale denkbar sind. 

6.2.2  Abgrenzung von 
 Baujahresklassen

Das Baujahr ist eine wesentliche Bewer-
tungsgröße der Beschaffenheit, die Aussa-
gen zur mittleren bauzeitüblichen Bauwei-
se erlaubt. Das Baujahr kann, insbesondere 
in Regressionsmietspiegeln, als metrische 
Variable (in Jahren) berücksichtigt werden. 
In der Mietspiegelpraxis ist aber sowohl 
bei Verwendung der Regressionsanalyse 
als auch der Tabellenanalyse die Bildung 
von Baujahresklassen üblich. 

Dem Baujahr kommt als Indikator für die 
mittlere bauzeitübliche Bauweise im Miet-
spiegel im Regelfall eine besondere Be-
deutung zu. Eine A-Priori-Unterteilung 
nach Baujahresklassen, beispielsweise zum 
Zweck der Datenerhebung, kann sich da-
her an bautechnisch sinnvoll abgrenzbaren 
Periodeneinteilungen orientieren. Hierbei 
sollten möglichst homogene Gruppen ähn-
licher bauzeitüblicher Standards gebildet 
werden. Eine Möglichkeit hierfür ist die 
Orientierung an historischen Bauperioden 
(beispielsweise Jugendstil), wobei eine Un-
terteilung der Baujahre der Nachkriegszeit 
anhand der wesentlichen Standardver-
schärfungen der Verordnungen zur bauli-
chen Energieeffizienz sinnvoll ist. Dies gilt 
in besonderem Maße für die jüngeren Bau-
jahrgänge. Häufig finden anstelle von sach-
lich begründeten Periodeneinteilungen 
hilfsweise auch die Baujahresklassen von 
statistischen Erhebungen (beispielsweise 
Mikrozensus) Verwendung im Mietspie-
gel. Grundsätzlich sind diese Einteilungen 
jedoch kritisch in Bezug auf die bauzeitli-
chen Standards zu überprüfen. Die Eintei-
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lung sollte anhand der örtlichen Gegeben-
heiten überprüft und angepasst werden. Es 
können auch Kombinationen der Kriterien 
sinnvoll sein. Im Sinne anerkannter wissen-
schaftlicher Grundsätze ist zu empfehlen, 
auch beim Baujahr bei jeder Mietspiegel-
neuerstellung eine empirische Überprü-
fung der Klassenbildung durchzuführen.

6.2.3  Berücksichtigung von 
 Modernisierungen

Durch das Baujahr werden nur sehr grob 
die Bauweise und der Baustandard abge-
bildet (vgl. Börstinghaus/Clar 2013: 85). 
Baujahr und erst recht Baujahresklassen 
berücksichtigen die tatsächliche Beschaf-
fenheit inkl. der energetischen Beschaffen-
heit dementsprechend nur teilweise. Es ist 
anzunehmen, dass bei älteren Gebäuden 
und Wohnungen Umfang und Art von 
Modernisierungen einen wesentlichen 
Einfluss auf den Mietpreis haben bzw. 
dass mit steigendem Alter der Zustand 
der Wohnungen und des Gebäudes immer 
wichtiger wird. Entsprechend nimmt mit 
fortschreitender Modernisierung die Be-
deutung des Baujahrs immer mehr ab. Eine 
Abbildung der Beschaffenheit allein durch 
das Baujahr ist daher nicht zu empfeh-
len. Im Idealfall sollten Art, Umfang und 
der Zeitpunkt einer Modernisierung be-
rücksichtigt werden. Beispielsweise ist zu 
erwarten, dass es bei einer Immobilie des 
Baujahrs 1950 einen Unterschied macht, 
ob neue Fenster gar nicht, im Jahre 1980 
oder 2020 eingebaut wurden. 

Im Idealfall werden Modernisierungen 
berücksichtigt, indem der entsprechen-
de Zuschlag für die jeweilige Moderni-
sierungsmaßnahme einzeln ausgewiesen 
wird. Dieses Verfahren garantiert ein ho-
hes Maß an Objektivität und Transparenz, 
da die Bauteile selbst in die Bewertung ein-
gehen, was eine direkte Nachprüfbarkeit 
erleichtert. So kann auch der Einfluss von 
Teilmodernisierungen ausgewiesen wer-
den. Bei Verwendung der Tabellenanalyse 

können diese Zuschläge durch Regressi-
onsverfahren ermittelt werden (vgl. Kapi-
tel 6.5). Alternativ ist auch die Bildung von 
Modernisierungsklassen durch statistische 
Standardverfahren denkbar.

In der bisherigen Mietspiegelpraxis wurde 
die nachträgliche Veränderung der Be-
schaffenheitsmerkmale einer älteren Woh-
nung bzw. eines älteren Gebäudes durch 
Modernisierungsmaßnahmen häufig da-
durch berücksichtigt, dass eine Wohnung 
in eine jüngere Baujahresklasse eingestuft 
wird. Dies basiert auf der mietrechtlichen 
Rechtsprechung, wonach eine Neueinstu-
fung nach umfassender Modernisierung 
möglich ist. Diese Rechtsprechung betrifft 
aber nicht die Erstellung von Mietspiegeln, 
sondern nur die Anwendung von solchen 
Mietspiegeln, die Modernisierungen nicht 
berücksichtigen. Die bauzeittypischen 
Ausprägungen sind aber auch nach um-
fassenden Modernisierungen oder Voll-
sanierungen weiterhin prägend für die 
Beschaffenheit der Wohnung. So sind 
beispielsweise Wohnungen der Baujahre 
1900–1919 und der Baujahre 1950–1969 
im Ergebnis nach einer Sanierung im Jahre 
2022 nicht nur sehr unterschiedlich, son-
dern auch nicht mit einem Neubau des 
Jahres 2023 vergleichbar. Zudem würden 
durch eine Neueinstufung nur umfassende 
Modernisierungen oder Vollsanierungen 
berücksichtigt. In der Praxis sind jedoch 
vor allem nicht umfassende Teilsanierun-
gen üblich. Im Sinne anerkannter wissen-
schaftlicher Grundsätze empfiehlt es sich, 
von einer Neueinordnung aufgrund von 
Modernisierungen einer Wohnung in eine 
jüngere Baujahresklasse abzusehen. 

6.2.4  Berücksichtigung von An­ und 
Ausbauten

Durch An- und Ausbauten kann Wohn-
raum von sehr unterschiedlicher Qualität 
entstehen. Von einer Gleichwertigkeit mit 
einem Neubau kann beispielsweise ausge-
gangen werden, wenn bei einer Vollsanie-
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rung eines Gebäudes das Dachgeschoss 
abgerissen wurde und für die Dachge-
schosswohnung Neubaustandard erreicht 
wurde. In diesen Fällen empfiehlt sich 
hinsichtlich des Baujahrs eine Einordnung 
in das Jahr der Neuerrichtung des Dachge-
schosses. Wird hingegen nur ein Speicher 
ausgebaut und hierbei die alte Bausubstanz 
weitgehend beibehalten, liegt regelmäßig 
kein Neubaustandard vor. Von einem ähn-
lichen Sachverhalt ist beispielsweise auszu-
gehen, wenn Gewerberäume durch nicht 
wesentliche Umgestaltung in Wohnraum 
umgewandelt werden. Ein weiterer Sonder-
fall liegt vor, wenn die Wohnfläche durch 
Anbau erweitert wurde, d. h. nur zum Teil 
Neubaustandard erreicht werden kann. 
In diesen Fällen kann eine Einordnung in 
das Baujahr des Aus- oder Umbaus nicht 
empfohlen werden, so dass näherungswei-
se das Baujahr der prägenden Bausubstanz 
vorzuziehen ist. Bei der Berücksichtigung 
der spezifischen Eigenschaften eines An- 
oder Ausbaus kann stattdessen analog zur 
Berücksichtigung von Modernisierungen 
vorgegangen werden. 

6.2.5  Klassenbildung anhand der 
energetischen Ausstattung 
und  Beschaffenheit

Für die Berücksichtigung der energeti-
schen Ausstattung und Beschaffenheit 
kann es sinnvoll sein, statt der direkten 
Berücksichtigung von Modernisierungen 
auf verschiedene energetische Standards 
zurückzugreifen. Dabei ist zu berücksich-
tigen, dass nach §  18 Satz  2 MsV keine 
Mehrfachberücksichtigung erfolgen darf. 
Beispielsweise dürfen modernisierte Fens-
ter nicht als Einzelmerkmal berücksichtigt 
werden und zusätzlich die Energieklasse, 
deren Untermerkmal modernisierte Fens-
ter sind. Allerdings kann der Einfluss der 
Mehrfachanwendungen eines Merkmals 
durch statistische Verfahren berücksichtigt 
werden (BR-Drs. 766/20: 41). Dies ist bei 

16 Zur Schätzung des bauphysikalischen Energiebedarfs anhand von Informationen zum Energieverbrauch vgl. Loga et al. 
2019: 245.

der Regressionsanalyse grundsätzlich ge-
geben. Durch eine Mehrfachberücksichti-
gung wird sich Multikollinearität ergeben, 
deren Ausmaß im Rahmen der Auswer-
tung bewertet und ggf. durch entsprechen-
de Methoden (z. B. Orthogonalisierung) 
reduziert werden muss.

Bewertung der Ausstattung und 
 Beschaffenheit anhand von 
 Energiekennwerten

Energiekennwerte sind eine Kenngröße 
für den zur Beheizung und Warmwasser-
bereitung erforderlichen Energieaufwand, 
bezogen auf die Fläche des Gebäudes. 
Maßgebend für die Verwendung im Miet-
spiegel ist der Endenergiekennwert. 

Energieausweise können zwei Arten von 
Kennwerten ausweisen: Bedarfskennwerte 
basieren auf einer bauphysikalischen nor-
mierten Energiebilanzberechnung, Ver-
brauchskennwerte auf mittleren Energie-
verbrauchsdaten der letzten Jahre. Beide 
Kennwerte sind daher nicht direkt ver-
gleichbar, was bei der Mietspiegelerstel-
lung beachtet werden muss. Im Standard-
fall enthalten Verbrauchsausweise auch 
den Verbrauch aus einer zentralen Warm-
wasserbereitung. Ist im Endenergiever-
brauchskennwert bei älteren Ausweisen 
der Energieverbrauch für Warmwasser 
nicht enthalten, so ist der Energiever-
brauchskennwert um eine Pauschale von 
20 kWh pro Jahr und m² Gebäudenutzflä-
che zu erhöhen (§ 19 Abs. 2 Satz 2 Ener-
gieeinsparverordnung (EnEV) 2014 und 
§  82  Abs.  2 Satz  2 Gebäudeenergiege-
setz (GEG)). Da Verbrauchskennwerte au-
ßergewöhnlich niedrige oder hohe Werte 
aufweisen können, ist ein Ausschluss un-
plausibler Werte zu prüfen. Bei Verwen-
dung von Energiekennwerten liegt eine 
einzelne Bewertungsgröße vor, die unmit-
telbar zur Bildung von Klassen herangezo-
gen werden kann.16
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Die Rücklaufquote bei Abfrage der Ener-
giekennwerte hängt stark von der Befra-
gungsart, der Zielgruppe der Befragung 
und der Verbreitung der Energiekennwer-
te am örtlichen Wohnungsmarkt ab. Um 
angesichts der großen Streuung der Kenn-
werte eine hinreichende Genauigkeit in 
qualifizierten Mietspiegeln zu erzielen, ist 
ein ausreichend großer Stichprobenum-
fang erforderlich. Eine ausschließliche Be-
wertung der energetischen Beschaffenheit 
anhand von Energiekennwerten ist daher 
nur zu empfehlen, wenn eine hinreichende 
Abdeckung in der Stichprobe gegeben ist. 

Standards aus Förderprogrammen oder 
Zertifizierungen

Bei Neubauten und umfassenden Mo-
dernisierungen werden häufig bestimmte 
Energieeffizienzstandards angestrebt, die 
z. B. in Bezug zu bestimmten Förderpro-
grammen stehen oder die übergesetzliche 
Effizienzstandards repräsentieren, z. B. 
Passivhausstandards. Diese können als 
energetisches Beschaffenheitsmerkmal he-
rangezogen werden. Aufgrund der erfor-
derlichen Kenntnis der Standards ist eine 
Verwendbarkeit eher bei Vermieterbefra-
gungen zu empfehlen. Allerdings ist der 
Standard bei Altbauten in der Regel nicht 
bekannt.

Energetische Klassenbildung

Wenn bei der Erhebung der Daten detail-
lierte Informationen zu den einzelnen Bau-
teilen abgefragt werden, können die Bautei-
le als Untermerkmale nach ihrem Beitrag 
zur Gesamtenergieeffizienz gewichtet und 
zu einem gemeinsamen mietpreisbilden-
den Faktor der energetischen Ausstattung 
und Beschaffenheit zusammengefasst wer-
den. Für diesen Faktor können dann durch 
statistische Verfahren Klassen gebildet 
werden, etwa in der Form „gute – mittle-
re – einfache energetische Ausstattung und 
Beschaffenheit“ oder bei Bedarf auch eine 
höhere Anzahl von Klassen. 

6.2.6 Wohnlage

Häufig wird die Wohnlage grob in die Lage 
im Gebäude, das nähere Wohnumfeld 
(Mikrolage) und die weitere Umgebung, 
etwa Stadtteile (Makrolage), unterglie-
dert. Allerdings wird die Lage im Gebäu-
de regelmäßig als Beschaffenheitsmerkmal 
verstanden. Die Wohnlage bezieht sich 
daher im engeren Sinne auf die Adresse 
des Gebäudes und reflektiert den Wert des 
Standortes einer Wohnung. Vereinfachend 
ausgedrückt geht es um den Wert der 
Wohnlage ohne das Gebäude selbst. Aus 
theoretischer Sicht ist dies gleichbedeutend 
mit dem Bodenwert für baureifes Land. 
Für die meisten Standorte ist eine Beob-
achtung dieses Wertes nicht möglich, da 
bereits ein Gebäude darauf steht, weshalb 
nur dann auf Bodenwerte zurückgegriffen 
werden sollte, wenn eine Ableitung des La-
gewertes aus vor Ort messbaren Indikato-
ren nicht möglich ist (§  19 Abs.  2 MsV). 
Es empfiehlt sich, die für die Wohnlage 
relevanten Daten aus anderen Quellen als 
der Primärerhebung heranzuziehen, da die 
Angaben sowohl der Mieter als auch der 
Vermieter in der Regel subjektiv geprägt 
und häufig wenig präzise sind. Stattdessen 
sollten objektiv (physikalisch) messbare 
Einflüsse (z. B. Distanzen, Lärm) verwen-
det werden. Hierbei ist darauf zu achten, 
dass die Distanz räumlicher Einflussfakto-
ren häufig nicht linear auf die ortsübliche 
Vergleichsmiete wirkt. Die Verwendung 
von Befragungsergebnissen anstelle von 
messbaren Größen ist nur ausnahmsweise 
zulässig, insbesondere wenn keine bessere 
Datenquelle zur Verfügung steht oder für 
das Merkmal „Image“ einer Wohnlage. 

Viele der nachfolgend aufgeführten Lage-
faktoren liegen heutzutage bereits für andere 
Verwendungszwecke in einer hohen Daten-
qualität vor. Gegebenenfalls verfügen kom-
munale Stellen über entsprechende Daten, 
die mit Geoinformationssystemen bearbei-
tet werden können, oder es können räum-
liche Lageinformationen von kommerziel-
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len Anbietern bezogen werden. Teilweise 
können Lageinformationen auch aus frei 
zugänglichen Datenbanken generiert wer-
den. Wenn in einem Mietspiegel mehrere 
Wohnlagenkategorien ausgewiesen werden, 
sind diese z. B. durch ein Straßenverzeichnis 
oder eine aussagekräftige Wohnlagenkarte 
(ggf. auch in einem Online-Geoinformati-
onssystem für Mietspiegelanwender) exakt, 
d. h. möglichst adressscharf, zu verorten. 

Das Wohnwertmerkmal Wohnlage setzt 
sich aus vielen einzelnen Teilaspekten zu-
sammen. Die Lagemerkmale lassen sich 
dabei verschiedenen Gruppen zuordnen:

Bebauungs- und Bevölkerungsdichte

Die Bebauungs- und Bevölkerungsdichte 
ist vor allem in größeren Kommunen re-
levant. In Frage kommen etwa die Bevöl-
kerungsdichte in Einwohner je km² oder 
die über die Geschossflächenzahl appro-
ximierte Bebauungsdichte. Je nach Bebau-
ungsstruktur kann es sinnvoll sein, die Be-
völkerungsdichte auf Basis der Angabe für 
ein Gebiet (etwa einen Stadtteil oder einen 
Baublock) oder individuell für jede einzel-
ne Adresse zu berechnen.

Lärmimmissionen bzw. weitere 
 Beeinträchtigungen durch umliegende 
Nutzungen

Für die Operationalisierung bietet es sich 
an, auf die Daten der Umgebungslärm-
kartierung zurückzugreifen, die nach der 
EU-Richtlinie 2002/49/EG für alle Bal-
lungsräume mit mehr als 100.000 Ein-
wohnern vorliegen und alle fünf Jahre neu 
berechnet werden. Berücksichtigte Lärm-
quellen sind der Straßen-, Schienen- und 
Flugverkehr sowie bestimmte (größere) 
Industrieanlagen. In Kommunen, für die 
diese Daten nicht vorliegen, kann etwa auf 
gesonderte Informationen zur Verkehrsbe-
lastung (etwa Verkehrszählungen) bzw. die 
Lage an bestimmten, stark befahrenen Stra-
ßen zurückgegriffen werden.

Neben dem Lärm können auch weitere Im-
missionsarten berücksichtigt werden (z. B. 
Angaben zu Stickstoffdioxid oder Feinstaub). 

Begrünung

Die Begrünung lässt sich etwa durch einen 
prozentualen Anteil an Grünflächen in ei-
nem bestimmten Radius um die jeweilige 
Adresse oder durch die Entfernung zur 
nächsten Grünfläche ausdrücken. Häufig 
liegen insbesondere bei größeren Kom-
munen entsprechende Daten bereits vor. 
Analog können für Städte mit besonderen 
Lagen zu Gewässern auch die Lage und 
Entfernung zu diesen Gewässern berück-
sichtigt werden.

Infrastruktur

Hierzu zählt die Entfernung zur nächsten 
Haltestelle öffentlicher Verkehrsmittel (z. B. 
Fernbahn/Regionalbahn/U-Bahn/S-Bahn/
Straßenbahn/Bus). Entsprechende Geoda-
ten sind etwa bei den Verkehrsverbünden 
verfügbar, daher ist auf eine Abfrage im 
Rahmen der Mietspiegelbefragung zu ver-
zichten. Über ein Geoinformationssystem 
(GIS) können fußläufige Entfernungen von 
den Adressen zu den Haltestellen ermittelt 
werden. Die Haltestellen können ggf. nach 
Art des Verkehrsmittels und Takts unter-
schiedlich behandelt werden. 

Analog können auch die Entfernungen 
zu weiteren Infrastruktureinrichtungen, 
etwa zu Schulen, Kindertagesstätten oder 
weiteren (öffentlichen) Einrichtungen, be-
stimmt werden. 

Zentralität

Bei kleineren Kommunen kann etwa die 
Entfernung zu einem zentralen Platz be-
stimmt werden oder auch die Entfernung 
zum nächstgelegenen Ortszentrum bzw. 
dessen Erreichbarkeit. In größeren Kommu-
nen kann ergänzend auch die Entfernung 
zu weiteren (Sub-)Zentren herangezogen 
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werden, z. B. zu Zentren des Einzelhandels 
oder großen Bürostandorten. 

Weitere Bewertungsmaßstäbe

Unter der Bedingung, dass sich die Wohnla-
ge durch die oben genannten Lagemerkma-
le nicht sachgerecht abbilden lässt, können 
ausnahmsweise zwei weitere Bewertungs-
maßstäbe berücksichtigt werden: Boden-
richtwerte oder Kriterien der allgemeinen 
Beliebtheit bestimmter Wohngegenden.

Nach §  196 Baugesetzbuch (BauGB) sind 
Bodenrichtwerte durchschnittliche Lagewer-
te für den Boden unter Berücksichtigung des 
unterschiedlichen Entwicklungszustands. Sie 
werden durch die Gutachterausschüsse für 
Grundstückswerte mindestens alle zwei Jah-
re neu ermittelt. Die Werte werden für Richt-
wertzonen ausgewiesen. Über diese Zonen 
können sie den Adressen in einem GIS zuge-
spielt werden. Dabei sind Normierungs- und 
Umrechnungsfaktoren zur Berücksichtigung 
unterschiedlicher baulicher Nutzungen und 
baulicher Dichten anzuwenden, um eine 
Vergleichbarkeit der Werte zu erlauben.

Die allgemeine Beliebtheit (Image) ist 
grundsätzlich ein sehr subjektives Merk-
mal und nur schwer zu messen. Image 
kann durch die administrative Zugehö-
rigkeit (Lage in einem bestimmten Orts-/
Stadtteil etc.) oder durch Sozialindikatoren 
abgebildet werden. Letztere werden häufig 
in anderen Ausarbeitungen (z. B. in Sozial-
atlanten) bestimmt. Die Berücksichtigung 
der allgemeinen Beliebtheit kann insbe-
sondere dann sinnvoll sein, wenn Preisun-
terschiede zwischen Stadtteilen gefunden 
werden, die sich nicht durch objektivier-
bare Lagekriterien und auch nicht durch 
lageunabhängige wohnwertrelevante oder 
außergesetzliche Merkmale erklären las-
sen. Hierbei können auch die Bodenricht-
werte Hinweise liefern. 

17 Das Ergebnis der Regressionsmethode kann auch in Form von Tabellen dargestellt werden. Im Normalfall gibt es dann eine 
sogenannte Grund- oder Basismiettabelle sowie eine Tabelle mit verschiedenen Zu- und Abschlägen. 

Für die Lagebewertung in Mietspiegeln 
kann ggf. auch auf bestehende Wohnlage-
einteilungen des Gutachterausschusses für 
Grundstückwerte zurückgegriffen werden, 
sofern diese die Anforderungen an eine 
Wohnlageverortung nach der Mietspie-
gelverordnung bzw. anerkannten wissen-
schaftlichen Grundsätzen erfüllen (BR-
Drs. 766/20: 43).

6.3 Regressionsanalyse

6.3.1 Grundlagen

Die Aufgabe eines Mietspiegels besteht 
darin, für vergleichbare Wohnungen ei-
nen ortsüblichen Mietpreis in einem näher 
definierten Wohnungsmarkt auszuweisen. 
Der Regressionsanalyse liegt die Überle-
gung zugrunde, dass sich die Miete einer 
Wohnung aus der Bewertung ihrer Wohn-
wertmerkmale ergibt und dass dieser funk-
tionale Zusammenhang mit einer mathe-
matischen Gleichung beschrieben werden 
kann. Die ortsübliche Vergleichsmiete für 
eine bestimmte Wohnung wird bei einem 
Regressionsmietspiegel gemäß § 16 Abs. 1 
MsV durch Einsetzen der entsprechen-
den operationalisierten Wohnwertmerk-
male dieser Wohnung in die  geschätzte 
 Gleichung (Regressionsfunktion) ermit-
telt.17 Jedes Merkmal, welches aufgrund 
von statistischen und sachlogischen As-
pekten ausgewählt wurde (z. B. die Größe 
der Wohnung, das Baujahr, die Ausstat-
tungsqualität, der Lagewert), kann hierbei 
einen Beitrag zum Mietpreis der Woh-
nung leisten. Das Zusammenwirken aller 
Merkmale ergibt die abzubildende Miete 
für eine gewisse Art an Wohnungen (z. B. 
Wohnungen in Mehrfamilienhäusern), 
für welche ein gleichartiger funktionaler 
Zusammenhang unterstellt werden kann. 
Der funktionale Zusammenhang zwischen 
den einzelnen Merkmalen wird durch eine 
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hedonische Preisfunktion18 abgebildet. Die 
Aufgabe des Mietspiegelerstellers ist nun, 
die hedonische Mietpreisfunktion für den 
jeweiligen lokalen Markt konkret auszuge-
stalten und eine plausible und statistisch 
nachweisbare Abhängigkeitsstruktur von 
operationalisierten Wohnwertmerkmalen 
und dem Mietpreis zu finden, d. h. das he-
donische Mietpreismodell in eine sachlo-
gisch richtige und statistisch abgesicherte 
geschätzte Regressionsgleichung zu über-
führen. 

Bei der Auswahl der Einflussgrößen und 
der Ausgestaltung der funktionalen Form 
wird im Sinne anerkannter wissenschaft-
licher Grundsätze empfohlen, sowohl the-
oretische Überlegungen als auch daten-
getriebene Operationalisierungen sowie 
spezifische lokale Gegebenheiten zu be-
rücksichtigen. Die ortsübliche Vergleichs-
miete soll immer für das gesamte Gel-
tungsgebiet bestimmt werden und bezieht 
sich jeweils auf die Art(en) von Wohnun-
gen, für welche die Regressionsgleichung 
spezifiziert wurde. Unterschiede in be-
stimmten räumlichen oder sachlichen 
Teilmärkten sollten durch entsprechende 
Lage- oder Beschaffenheitsmerkmale mo-
delliert werden. 

Ein großer Vorteil der Regressionsanaly-
se ist, dass mit vergleichsweise geringem 
Stichprobenumfang eine größere Anzahl 
von Merkmalen berücksichtigt werden 
kann. Damit können wohnwertrelevante 
Merkmale (Art, Größe, Ausstattung, Be-
schaffenheit und Lage) in sehr detaillierter 
Form berücksichtigt werden. Zudem kann 
nicht nur festgestellt werden, wie hoch der 
Einfluss der einzelnen Merkmale auf den 
Mietpreis ist, sondern auch, ob dieser Ein-
fluss statistisch signifikant ist. 

18 Unter einer hedonischen Preisfunktion versteht man die Zerlegung des Preises eines heterogenen Wirtschaftsgutes in ein-
zelne wertbestimmende Merkmale bzw. Faktoren. Dabei wird jedem Merkmal oder Faktor ein hedonischer „Schattenpreis“ 
zugeordnet, wobei die „Schattenpreise“ gemeinsam den beobachteten (Gesamt)Preis abbilden. Die einzelnen „Schattenprei-
se“ werden dabei mit Hilfe der Regressionsanalyse geschätzt, weshalb man hier auch von „hedonischer Regression“ spricht. 
Für eine Übersicht vgl. Demary 2009.

Mit einer Regressionsanalyse lässt sich na-
hezu jeder funktionale Zusammenhang 
zwischen der Miete und den wohnwertrele-
vanten Merkmalen abbilden. In der Praxis 
zeigt sich, dass der funktionale Zusammen-
hang zwischen Miete und Wohnwertmerk-
malen häufig nicht linear verläuft (z. B. hö-
here Quadratmetermieten bei sehr kleinen 
und sehr großen Wohnungen (sogenannte 
Uförmige Beziehung)). Diese nichtlinearen 
Zusammenhänge können mit Hilfe poly-
nomialer oder auch glatter (semi-para-
metrischer) Regressionsverfahren aus den 
Daten geschätzt werden. Die Anwendung 
dieser semi-parametrischen Schätzverfah-
ren ist allerdings komplexer und bedarf 
eines hinreichenden statistischen Sachver-
standes. Eine Übersicht über gängige Re-
gressionsmodelle findet sich im Anhang. 

Ein weiterer Vorteil der Regressionsanalyse 
ist, dass insbesondere metrische Merkma-
le (z. B. Größe der Wohnung) direkt und 
damit in hoher Detailliertheit ausgewiesen 
werden können, während sie bei der Tabel-
lenmethode in wenige Klassen zusammen-
gefasst werden müssen. Ebenso können 
metrische Merkmale auch kategorisiert ins 
Regressionsmodell einfließen, wie auch ka-
tegoriale Merkmale direkt berücksichtigt 
werden können.

Grundsätzlich ergeben sich zahlreiche Mög-
lichkeiten, in welcher Form einzelne Merk-
male und deren Interdependenzen in der 
Regressionsgleichung berücksichtigt wer-
den können. Im Sinne anerkannter wissen-
schaftlicher Grundsätze empfiehlt es sich, 
eine sachlich plausible Ausgestaltung unter 
Verwendung statistischer Methoden vorzu-
nehmen. Eine grundsätzliche Unterschei-
dung in der Ausgestaltung der Regressions-
gleichung lässt sich dahingehend treffen, ob 
einzelne Merkmale additiv oder multipli-
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kativ modelliert werden, d. h. ob einzelne 
Zu- bzw. Abschläge in absoluten Euro-Be-
trägen oder in prozentualen Anteilen des 
Mietpreises ausgewiesen werden. Nach § 14 
Abs. 1 MsV sind dabei allerdings nur solche 
Merkmale im finalen Regressionsmodell zu 
berücksichtigen, die einen statistisch signi-
fikanten Einfluss auf die Miethöhe haben. 

Aussagen zur statistischen Signifikanz der 
geschätzten Regressionskoeffizienten ba-
sieren auf Varianzschätzungen (geschätzte 
Standardfehler) als Maß für die stichproben-
bedingte Unsicherheit. Im Sinne anerkann-
ter wissenschaftlicher Grundsätze empfiehlt 
es sich, die Varianzschätzung (Schätzung 
der Standardfehler) sorgfältig vorzunehmen 
und in der Dokumentation darzustellen. Zu 
achten ist auf die Verwendung geeigneter, 
das jeweilige Stichprobendesign berück-
sichtigender Varianzschätzer.19 Zur Varianz-
schätzung wird auf die einschlägige Litera-
tur verwiesen (beispielsweise Wolter 2007).

6.3.2 Auswahl der Einflussgrößen

Das Regressionsmodell ist in Bezug auf 
die funktionale Ausgestaltung als auch in 
Bezug auf die Merkmale, die in das Mo-
dell aufgenommen werden, flexibel. Wel-
che Merkmale sich für die Bestimmung 
der Miethöhe in einem spezifischen Markt 
eignen (welche statistisch signifikant sein 
werden), ist dabei a priori unbekannt. Es 
empfiehlt sich daher ein iterativer Prozess 
der schrittweisen Eliminierung von Merk-
malen aus der Regressionsfunktion, die 
statistisch nicht signifikant sind, ggf. unter 
Zuhilfenahme von statistischen Informati-
onskriterien.20 Als Ausgangspunkt sollten 
dabei theoretische Überlegungen über den 

19 Zu beachten ist insbesondere, dass in Statistik-Standardsoftware üblicherweise ein Varianzschätzer (für den Fall einer ein-
fachen Zufallsauswahl) voreingestellt ist, der komplexere Stichprobendesigns (z. B. Schichtungen) nicht adäquat abbildet. 
Ferner ist zu beachten, dass bei der Wahl des Varianzschätzers auch die Größe der Bruttostichprobe in Relation zur Auswahl-
grundlage (Auswahlsatz) zu berücksichtigen ist. Bei größeren Auswahlsätzen wirkt sich eine solche Endlichkeitskorrektur 
bei der Varianzschätzung besonders positiv auf den geschätzten Standardfehler aus, wodurch sich statistisch signifikante 
Einflüsse möglichweise eher nachweisen lassen.

20 Statistische Informationskriterien können z. B. das Akaike-Informationskriterium (AIC) oder das Bayes-Informationskriterium 
(BIC) sein, wobei hier die unterschiedlichen theoretischen Ansätze zu berücksichtigen sind. Üblicherweise erhält man bei 
der Verwendung des AICs Modelle, die einen komplexen Zusammenhang möglichst gut beschreiben, und beim BIC sparsa-
mere Modelle. Vgl. beispielsweise Chakrabati/Ghosh 2011.

funktionalen Zusammenhang dienen oder 
im Sinne der Strukturkonstanz sollten 
Merkmale herangezogen werden, die sich 
bereits in früheren Untersuchungen als 
statistisch signifikant erwiesen haben und 
eine hohe Effektstärke aufweisen. Nicht 
berücksichtigte, aber relevante Merkma-
le, die gleichzeitig mit berücksichtigten 
Merkmalen korrelieren, führen allerdings 
zu verzerrten Schätzungen der Modellpa-
rameter, da der Einfluss der nicht berück-
sichtigten Merkmale auf den Einfluss der 
berücksichtigten Merkmale gewisserma-
ßen „zugeschlagen“ wird. Daher empfiehlt 
es sich, dass Regressionsmodelle einstufig 
bzw. unter Kontrolle aller zur Verfügung 
stehender Merkmale spezifiziert werden. 
Dies gilt insbesondere auch für außerge-
setzliche Merkmale, sofern sie statistisch 
signifikant sind (BR-Drs. 766/20: 35). Da 
eine Anwendung dieser Merkmale per De-
finition bei der Bestimmung der ortsübli-
chen Vergleichsmiete allerdings nicht er-
laubt ist, bedarf es hier einer gesonderten 
Behandlung bzw. einer statistischen Berei-
nigung dieser Einflüsse auf die Schätzglei-
chung (vgl. Kapitel 6.3.4). Darüber hinaus 
empfiehlt es sich im Sinne anerkannter 
wissenschaftlicher Grundsätze, soweit 
technisch möglich, sachlogische Interak-
tionen zwischen Wohnwertmerkmalen zu 
überprüfen und ggf. in Form von Inter-
aktionstermen in das Regressionsmodell 
aufzunehmen. Typisch ist beispielsweise 
ein Zusammenhang zwischen Baujahr und 
Wohnungsgröße.

Bei der Aufnahme einer Vielzahl an Merk-
malen in das Regressionsmodell besteht 
allerdings die Gefahr, dass zu viele unter-
einander korrelierende Merkmale in die 
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Schätzgleichung aufgenommen werden. 
Dadurch steigt die Multikollinearität im 
Modell an, wodurch große Standardfehler 
der Regressionsparameter resultieren und 
möglicherweise unplausible Wirkungs-
richtungen der Merkmale im Modell aus-
gewiesen werden.21 

6.3.3  Dokumentation und 
 Modellvalidierung

In der Dokumentation muss gezeigt wer-
den, welche konkrete Schätzgleichung ver-
wendet wurde und welche Merkmale sich 
in welcher Höhe auf die Miete auswirken 
sowie ob diese Merkmale statistisch signi-
fikant sind. Zudem soll das als erforderlich 
angesehene Signifikanzniveau genannt 
werden. Für gewöhnlich beträgt dieses 
5  Prozent. Abweichungen hiervon sollten 
begründet werden. Für die Anwendung 
soll in der Dokumentation die konkrete 
Berechnung der ortsüblichen Vergleichs-
miete beschrieben werden. Weiter soll dar-
gestellt werden, wie hoch der Erklärungs-
gehalt (Bestimmtheitsmaß) des Modells 
ist. Zusätzlich soll untersucht werden, in-
wieweit die beobachteten Mieten von den 
durch das Tabellen- oder Regressionsmo-
dell geschätzten Mieten abweichen.

In der Dokumentation ist weiter zu erklä-
ren, ob und in welcher Weise eine Mo-
dellvalidierung erfolgte und zu welchem 
Ergebnis sie führte (§ 14 Abs. 2 MsV). Die 
Durchführung einer Modellvalidierung 
ist nach der Mietspiegelverordnung somit 
nicht vorgeschrieben. Im Sinne anerkann-
ter wissenschaftlicher Grundsätze wird 
empfohlen, dass zumindest die gängigen 
Methoden der Modellvalidierung zum 
Einsatz kommen, um die Gültigkeit der 
Annahmen zu überprüfen, welche der Re-
gressionsmethode zu Grunde liegen. Unter 

21 Die einzelnen Regressionskoeffizienten werden weiterhin verzerrungsfrei geschätzt. Da diese sich allerdings entsprechend 
ihrer wechselseitigen Korrelationen gegenseitig bedingen, kann es zu unplausiblen Ausprägungen einzelner Wohnwert-
merkmale kommen. Das heißt z. B., dass der Parameter eines Merkmals negativ wird, obwohl sachlogisch ein positiver Ein-
fluss vermutet werden kann. Dies sollte im Kontext der Mietspiegelerstellung vermieden werden, um eine nachvollziehbare 
Anwendbarkeit des Regressionsmietspiegels zu gewährleisten. 

anderem können folgende Methoden zum 
Einsatz kommen:

	▪ Residuenplots:
Generell können die Residuen grafisch 
dargestellt werden, um zu beurteilen, 
ob es extreme Werte gibt. Insbesonde-
re sollte mit Hilfe eines sogenannten 
QQ-Plots kontrolliert werden, ob die 
Annahme normalverteilter Residu-
en gerechtfertigt ist. In gleicher Weise 
können die Plots dazu dienen, mögli-
che Varianzheterogenitäten, insbeson-
dere Heteroskedastie, aufzudecken. 

	▪ Kreuzvalidierung:
Zur Beurteilung der Vorhersagegüte des 
Mietspiegelmodells kann eine Kreuzva-
lidierung herangezogen werden. Dabei 
werden die Daten in einen Trainings- 
und einen Testdatensatz geteilt und 
unterschiedliche Modelle in Bezug auf 
ihre Prognosegüte verglichen. Alterna-
tiv kann auch eine sogenannte „Leave 
one out“-Kreuzvalidierung verwendet 
werden, bei dem jeweils die Miete einer 
Wohnung vorhergesagt wird, die nicht 
zur Modellbestimmung herangezogen 
wurde.

	▪ Informationskriterien:
Vergleichbar mit der Kreuzvalidierung 
zielen Informationskriterien darauf ab, 
die Vorhersagegüte des Modells zu be-
urteilen. Hierbei kann beispielsweise 
auf das Akaike-Informationskriterium 
(AIC) oder auf das Bayes’sche Analo-
gon (BIC) zurückgegriffen werden. 

	▪ Leverage-Analysen:
Die Analyse von Leverage-Effekten 
deckt auf, ob wenige Wohnungen für 
einen Ausschlag der Koeffizienten ver-
antwortlich sind. Es handelt sich damit 
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um eine Beurteilung der Robustheit des 
Regressionsmodells. 

	▪ Multikollinearität:
Zur ersten Überprüfung von starker 
Multikollinearität können Varianzin-
flationsfaktoren bzw. – als Kehrwert 
davon – die Toleranz der einzelnen 
erklärenden Variablen herangezogen 
werden. Diese sollten üblicherweise 
nicht höher als drei (Varianzinflations-
faktor) bzw. nicht unter 0,33 (Toleranz) 
liegen. Werte über zehn (Varianzinfla-
tionsfaktor) bzw. unter 0,1 (Toleranz) 
können auf kritische Multikollinearität 
hindeuten (vgl. Wooldridge 2020: 92).

6.3.4 Außergesetzliche Merkmale

Nach § 14 Abs. 1 Satz 2 MsV können bei 
der Auswertung auch außergesetzliche 
Merkmale verwendet werden; als Beispiele 
werden insbesondere die Spannenbildung 
und die Wahl des Regressionsmodells ge-
nannt. Außergesetzliche Merkmale haben 
in der Regel erheblichen Einfluss auf die 
Miethöhe. Werden wesentliche Faktoren 
der Mietspreisbildung im Regressionsmo-
dell jedoch nicht berücksichtigt, besteht 
die Gefahr, dass die Parameterschätzer 
verzerrt sind (sogenannter „omitted varia-
ble bias“). Dies kann dazu führen, dass die 
ausgewiesenen Werte der Höhe nach und/
oder der Richtung nach sachlich falsch 
sind. Typisch sind Effekte bei der Lage: In 
schlechten Lagen ist die Fluktuation häufig 
höher als in guten. Neuvertragsmieten sind 
aber gerade in angespannten Wohnungs-
märkten in der Regel deutlich höher als 
die Mieten aufgrund von Mieterhöhungen. 
Bei Vernachlässigung des außergesetzli-
chen Merkmals „Neuvermietung versus 
Mieterhöhung“ könnte eine schlechte Lage 
im Extremfall zu einer deutlich höheren 
Miete führen als eine gute Lage. 

§ 14 Abs. 1 Satz 2 MsV sieht bezüglich der 
Berücksichtigung außergesetzlicher Merk-
male eine Kann-Vorschrift vor. Im Sinne 

anerkannter wissenschaftlicher Grundsät-
ze wird empfohlen, die Auswirkung der 
Auslassung außergesetzlicher Variablen 
in einem Regressionsmodell immer zu 
überprüfen (vgl. die Auflistung in Kapi-
tel 3.3). Ergibt sich nach dem Vergleich der 
Modelle mit und ohne außergesetzliche 
Merkmale, dass alle Parameterschätzer im 
Wesentlichen robust sind, können außerge-
setzlichen Merkmale bei der Schätzung des 
Regressionsmodells unberücksichtigt blei-
ben. Dies wird aber nur selten der Fall sein. 

Bei der Berücksichtigung außergesetzlicher 
Merkmale ist zu beachten, dass nach den 
Anforderungen des § 558 Abs. 2 Satz 1 BGB 
außergesetzliche Merkmale bei der Bestim-
mung der Einzelvergleichsmieten, d. h. bei 
der Anwendung des Mietspiegels, keinen 
direkten Einfluss auf die Miethöhe haben 
dürfen (BR-Drs. 766/20: 35). Es gilt also, 
außergesetzliche Merkmale im Rahmen der 
Mietspiegelauswertung einzubeziehen, im 
Kontext der Anwendung jedoch nicht fall-
spezifisch zu berücksichtigen. Es handelt 
sich bei der Berücksichtigung der außer-
gesetzlichen Merkmale somit nicht um ein 
klassisches Missing-Value-Problem, son-
dern um den in der statistischen Literatur 
üblicherweise nicht behandelten Fall, dass 
Daten zwar vorhanden sind, aber nur sehr 
eingeschränkt verwendet werden dürfen. 

Eine einfache Möglichkeit der Berück-
sichtigung außergesetzlicher Merkmale 
unter Beachtung der Anforderungen des 
§ 558 Abs. 2 Satz 1 BGB ist die Mittelwert-
imputation, also die Übertragung der 
Preiseffekte der außergesetzlichen Merk-
male auf die Konstante der Regressions-
gleichung. Hierbei wird in einem ersten 
Schritt das Regressionsmodell mit außer-
gesetzlichen Merkmalen über den gesam-
ten Datensatz geschätzt. In einem zweiten 
Schritt wird das Modell ohne die außer-
gesetzlichen Merkmale berechnet, wobei 
die Parameterschätzer für die gesetzlichen 
wohnwertrelevanten Faktoren aus dem 
ersten Modell beibehalten werden. Im Er-
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gebnis wird nur die Konstante des Modells 
entsprechend angepasst. Bei dieser Vor-
gehensweise wird implizit angenommen, 
dass bei jeder Wohnung die Ausprägungen 
der außergesetzlichen Merkmale genau 
dem Durchschnitt (Mittelwert) des Da-
tensatzes entsprechen. Mit der Mittel wert-
im pu ta tion werden mietmindernde und 
mietsteigernde Effekte gleichmäßig über 
alle Segmente des Wohnungsmarktes ver-
teilt. Diese Vorgehensweise hat den Vorteil, 
dass sie methodisch vergleichsweise wenig 
komplex ist und dass sich die Modellwahl 
und entsprechend die Modellvalidierung 
auf das vollständig parametrisierte Modell 
(inkl. der außergesetzlichen Merkmale) 
konzentrieren (vgl. Malottki et al. 2018; 
Kauermann/Windmann 2023). Die Mo-
dellvalidierung sollte zusätzlich auch für 
das Modell ohne außergesetzliche Merk-
male durchgeführt werden; diese hat aber 
eher beschreibenden Charakter.

Eine weitere Möglichkeit der Berücksich-
tigung außergesetzlicher Merkmale ist der 
Ausschluss aus der Stichprobe. Dies ist 
aber nur dann möglich, wenn angenom-
men werden kann, dass die Mietverein-
barung unter unüblichen Bedingungen 
erfolgt ist und daher ein Verbleib in der 
Stichprobe die Ergebnisse verzerren könn-
te. Dies kann beispielsweise bei Vorliegen 
verwandtschaftlicher Beziehungen zwi-
schen den Vertragsparteien der Fall sein. 
Es besteht aber auch die Möglichkeit, den 
Einfluss dieser besonderen Konstellatio-
nen durch eine Kontrolle mittels dicho-
tomer Variablen durchzuführen und ggf. 
die Nettomiete dieser Datensätze entspre-
chend zu korrigieren. Dies basiert auf der 
Annahme, dass es sich um grundsätzlich 
marktübliche Wohnungsmieten handelt 
und dass der Einfluss der unüblichen Ver-
tragsbedingungen separiert werden kann. 
Grundsätzlich sollte zunächst eine Be-
rücksichtigung durch Kontrolle geprüft 
werden. Erst wenn sich diese als ungeeig-
net erweist, sollten die Datensätze ausge-
schlossen werden. 

6.4 Tabellenanalyse

6.4.1 Grundsätzliche Annahmen

Der Tabellenanalyse liegt die Überlegung 
zugrunde, dass sich die Struktur des abzu-
bildenden Wohnungsmarktes in typischen 
Kategorien von Wohnungen beschreiben 
lässt. In einem Tabellenmietspiegel werden 
Mittelwerte und Spannen in Tabellenfeldern 
ausgewiesen. Für die Bestimmung der Ta-
bellenfelder werden Wohnwertmerkmale, 
die den Mietpreis beeinflussen, kombiniert 
(z. B. Baujahr bis 1918, gute Wohnlage, Grö-
ße unter 40  m²). Dabei ist die Anzahl der 
Tabellenfelder grundsätzlich durch die ver-
fügbare Fallzahl beschränkt. Entsprechend 
kann der Einfluss der Merkmale nicht im 
gleichen Detaillierungsgrad und mit der 
gleichen Genauigkeit berücksichtigt werden 
wie bei der Regressionsanalyse.

Als Argument für die Tabellenanalyse wird 
angeführt, dass die Berechnung technisch 
einfacher sei und daher auch bei den An-
wendern größere Akzeptanz habe. Aller-
dings können die Ermittlung und Über-
prüfung der Tabellenstruktur sowie die 
Operationalisierung der Merkmale sehr 
aufwendig sein (vgl. Kapitel  6.2). Die Be-
rechnung der Tabellenmittelwerte bei ge-
gebener Tabellenstruktur ist dann aber in 
der Regel sehr einfach möglich. Auch er-
übrigt sich konstruktionsbedingt die Er-
mittlung bzw. die Berücksichtigung von 
Interdependenzen.

Zu einer Modellvalidierung bei Anwendung 
der Tabellenanalyse ist in der Mietspie-
gelverordnung keine Aussage vorhanden. 
Im Sinne anerkannter wissenschaftlicher 
Grundsätze empfiehlt es sich, die Modell-
validierung für Tabellenmietspiegel grund-
sätzlich analog zur Modellvalidierung bei 
Regressionsmietspiegeln durchzuführen. 
Hierbei kann es hilfreich sein, den Tabel-
lenmietspiegel wie ein multiples lineares 
Regressionsmodell mit kategorialen Varia-
blen zu behandeln (vgl. Kapitel 6.5).
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6.4.2 Erforderliche Nettostichprobe

Nach § 11 Abs. 1 MsV muss die  bereinigte 
Nettostichprobe immer eine „ ausreichende 
Datenmenge“ enthalten. Hierfür ist nach 
§ 11 Abs. 2 MsV im Regelfall eine  Belegung 
von mindestens 30 Wohnungen pro Tabel-
lenfeld erforderlich. Im Sinne anerkannter 
wissenschaftlicher Grundsätze empfiehlt 
es sich, zusätzlich auf den Standardfeh-
ler (bzw. darauf aufbauende Kennziffern) 
als die in der Statistik anerkannte und 
bewährte Kennziffer zur Messung der 
Schätzgenauigkeit zurückzugreifen (vgl. 
Kapitel  5.5). Der Standardfehler hängt 
nämlich nicht nur vom Stichprobenum-
fang, sondern auch von der Streuung des 
betreffenden Merkmals – hier der Netto-
miete – im betreffenden Tabellenfeld ab. 
Anders als beim Signifikanzniveau, das 
gewöhnlich bei 5 Prozent festgelegt wird, 
gibt es in Bezug auf den Standardfehler 
bislang jedoch keine allgemein akzeptierte 
Größenordnung, bis zu der ein Standard-
fehler als vertretbar hingenommen werden 
kann.22

Ist der Standardfehler sehr hoch, ist je 
nach Ursache entweder eine Zusammen-
legung benachbarter Tabellenfelder oder 
aber eine (weitere) Aufspaltung des Tabel-
lenfeldes sinnvoll. Die Zusammenlegung 
benachbarter Tabellenfelder führt zu einer 
Erhöhung des Stichprobenumfangs, was 
unter sonst gleichen Bedingungen stan-
dardfehlersenkend wirkt. Liegt der hohe 
Standardfehler dagegen in einer (zu) gro-
ßen Streuung der Mieten im betreffenden 
Tabellenfeld und weniger in zu geringen 
Fallzahlen begründet, führt eine sachge-
rechte Tabellenfeldaufspaltung dazu, die 
Streuung und dadurch den Standardfehler 
in jedem neuen Tabellenfeld zu reduzieren. 

22 Unter Bezugnahme auf das erwähnte Signifikanzniveau lässt sich jedoch eine Größenordnung für den relativen Standard-
fehler (sogenannter Variationskoeffizient) ableiten, also dem Quotienten aus dem Standardfehler und dem geschätzten 
Mittelwert – hier: der geschätzten mittleren Miete in einem Tabellenfeld: Denn liegt der relative Standardfehler unter 50 % 
bzw. 0,5, ist bei unterstellter Gültigkeit des Zentralen Grenzwertsatzes in guter Näherung sichergestellt, dass der geschätzte 
Mittelwert statistisch signifikant von Null verschieden ist.

Tabellenfelder ohne ausreichende Fallzahl 
können dennoch ausgewiesen werden, 
jedoch sind die Anforderungen an einen 
qualifizierten Mietspiegel für diese Tabel-
lenfelder „im Regelfall“ nicht erfüllt. Hie-
rauf muss im Mietspiegel nach § 8 Abs. 3 
MsV ausdrücklich hingewiesen werden 
(BR-Drs. 766/20: 30). Ein Hinweis nur in 
der Dokumentation ist nicht ausreichend. 
In der Dokumentation sollten die Fall-
zahl, der geschätzte (relative oder absolute) 
Standardfehler und ggf. weitere Streuungs-
maße für jedes Tabellenfeld angegeben 
werden. 

6.4.3 Wahl des Mittelwertes

In den Tabellenfeldern werden Mittel-
wert und Spanne ausgewiesen. Nach § 15 
Abs. 2 MsV kann als Mittelwert entweder 
das arithmetische Mittel oder der Medi-
an gewählt werden. Die Begründung der 
Mietspiegelverordnung sieht den Median 
jedoch nur im Einzelfall als angemessener 
an, da dieser robuster in Bezug auf den 
Einfluss besonders hoher oder niedriger 
Mieten ist (BR-Drs. 766/20: 36). Sowohl 
das arithmetische Mittel als auch der Me-
dian sind nach der Bildung der Spannen zu 
berechnen. Die Entscheidung für die Ver-
wendung des Medians ist daher für jedes 
Tabellenfeld anhand der durch die Span-
nenbildung reduzierten Mietwerte einzeln 
zu treffen und zu begründen, beispielswei-
se mit dem Vorliegen von Extremwerten, 
die das arithmetische Mittel hinreichend 
stark verzerren würden. Weisen die Stich-
probenwohnungen innerhalb eines Tabel-
lenfeldes aufgrund des Stichprobendesigns 
bzw. einer Nonresponse-Gewichtung un-
terschiedliche Gewichtungsfaktoren auf, 
sind diese auch bei der Berechnung des 
Medians zu berücksichtigen. Bei der Ver-
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wendung des Medians sollte zudem darauf 
geachtet werden, dass die Üblichkeit der 
ortsüblichen Vergleichsmiete gewährleis-
tet bleibt. 

Nach der Mietspiegelverordnung ist die 
Berücksichtigung außergesetzlicher Merk-
male bei der Berechnung des Mittelwertes 
bei Verwendung der Tabellenanalyse nicht 
vorgesehen, aber auch nicht ausgeschlos-
sen. Grundsätzlich bestehen bei Tabellen-
mietspiegeln die Probleme einer poten-
ziellen Verfälschung der Ergebnisse durch 
außergesetzliche Merkmale in gleicher 
Form wie bei der Regressionsanalyse (vgl. 
Kapitel 6.3.4). Es bietet sich daher an, zur 
Qualitätserhöhung auch bei Verwendung 
der Tabellenanalyse die Mietwerte durch 
eine Mittel wert im pu ta tion zu normieren. 
Hierbei werden dann die in den Tabellen-
feldern enthaltenen Mieten um die in dem 
Regressionsterm der Mittelwertimputation 

enthaltenden Werte normiert. Technisch 
entspricht dies einer Kombination von Re-
gressions- und Tabellenanalyse (vgl. Kapi-
tel 6.5).

6.5  Kombinationen 
von  Tabellen­ und 
 Regressionsanalyse

Nach §  6 MsV sind auch Kombinationen 
von Tabellen- und Regressionsanalyse 
grundsätzlich zulässig. Dabei wird ein Teil 
der Merkmale (meist Größe, Lage und 
Baujahr) in Tabellenform berücksichtigt. 
Für weitere Merkmale werden Zu- und 
Abschläge mittels Regressionsanalyse be-
rechnet. 

Die Werte eines Tabellenmietspiegels las-
sen sich auch durch eine Regressionsana-
lyse replizieren. 

Geht man bei der Tabellenanalyse von n Tabellenfeldern und i Datensätzen (Wohnungen) aus, so lautet die 
entsprechende Beziehung zur Bestimmung der Nettomiete NM: 

wobei dj eine dichotome Variable (Dummy) ist, die den Wert 1 annimmt, wenn die Wohnung in das entspre-
chende Tabellenfeld fällt, und andernfalls den Wert 0. Die ortsübliche Vergleichsmiete ist für das Referenzta-
bellenfeld gleich β1. Die weiteren Parameter βj geben die Zu- und Abschläge zu diesem Referenzfeld an; die 
ortsüblichen Vergleichsmieten sind dann entsprechend β1 + βj, wobei j das entsprechende Tabellenfeld für die 
betrachtete Wohnung ist. Bei der Wahl des Referenzfeldes sollte darauf geachtet werden, dass in diesem ein 
Schätzwert steht, der statistisch signifikant ist. 

Bei Kombinationen von Tabellen- und Regressionsanalyse werden für weitere m wohnwertrelevante Merkma-
le M zusätzliche Parameter geschätzt. Unter den vereinfachenden Annahmen linearer Beziehungen ergibt sich 
folgender Regressionsansatz:

NMi = β1 +
n

j = 2
∑ βj dij + εi

NMi = γ1 +
n

j = 2
∑

n + m

k = n + 1
∑ γj dij +  γk Mik + εi
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Bei Kombinationen von Tabellen- und Re-
gressionsanalyse handelt es sich entspre-
chend um eine Regressionsgleichung, bei 
der einige Merkmale nicht als metrische, 
sondern als kategoriale Variablen erfasst 
werden. Wie bei der reinen Tabellenana-
lyse stehen in den einzelnen Tabellenfel-
dern die tatsächlich beobachteten Miet-
werte in Euro pro m². Allerdings werden 
diese Mietwerte um alle regressionsanaly-
tisch ermittelten Zu- und Abschläge kor-
rigiert. Derartige kombinierte Methoden 
entsprechen grundsätzlich  anerkannten 
 wissenschaftlichen Grundsätzen. Im oben-
stehenden Beispiel wurden zur Vereinfa-
chung Interaktionen zwischen den Zu- 
und Abschlägen und den Kategorien der 
Tabellenfelder nicht dargestellt; diese soll-
ten aber überprüft werden. 

Kombinationen von Regressions- und 
Tabellenanalyse werden dann fehlerhaft, 
wenn Zu- und Abschläge regressionstech-
nisch berechnet werden, die Werte in der 
Tabelle selbst jedoch unverändert aus der 
Tabellenanalyse übernommen werden. Im 
Ergebnis sind damit Zu- und Abschläge 
doppelt erfasst. Niedrige ortsübliche Ver-
gleichsmieten werden dann zu niedrig und 
hohe ortsübliche Vergleichsmieten zu hoch 
berechnet. Eine derartige Vorgehensweise 
ist im Sinne anerkannter wissenschaftli-
cher Grundsätze nicht zu empfehlen. Dies 
gilt auch dann, wenn die Zu- und Abschlä-
ge nur mit der Qualifikation eines einfa-
chen Mietspiegels ausgewiesen werden, 
da hier auch die Werte in der Mietspiegel-
tabelle selbst falsch sind (vgl. Schlittgen 
2017: 155).

Kombinationen von Tabellen- und Regres-
sionsmietspiegel sind vor der Anwendung 
kritisch zu prüfen, da grundsätzlich die 
Nachteile der Tabellenmietspiegel erhalten 
bleiben können, der Aufwand sich aber zu-
sätzlich um die Arbeitsschritte erhöht, die 
durch die Regressionsanalyse erforderlich 
sind. Zudem sind dann in der Regel die An-
forderungen der Mietspiegelverordnung 

sowohl in Bezug auf die Tabellenanalyse 
als auch in Bezug auf die Regressionsana-
lyse zu erfüllen. Sofern sich der betreffende 
Wohnungsmarkt mit den verfügbaren Da-
ten nach der Tabellenanalyse nicht in be-
friedigender oder zulässiger Weise darstel-
len lässt, sollte daher möglichst ganz auf 
die Regressionsanalyse umgestellt werden.

6.6 Spannenbildung

6.6.1  Spannenbildung bei der 
 Tabellenanalyse

Durch die Spannenbildung soll sicherge-
stellt werden, dass im Sinne der Anforde-
rung der ortsüblichen Vergleichsmiete des 
§  558 BGB nur übliche Entgelte ermittelt 
werden. Besonders hohe oder niedrige 
Entgelte sollen demnach bei der Berech-
nung nicht berücksichtigt werden. Grund-
sätzlich besteht die Gefahr, dass Mieten nur 
deswegen als unüblich identifiziert werden, 
weil sie gegenüber dem Durchschnitt des 
Tabellenfeldes abweichende Merkmale ha-
ben. Für Art, Größe, Ausstattung, Beschaf-
fenheit und Lage sollte dies durch die Ta-
bellenstrukturierung nach §  13 MsV und 
die Berücksichtigung aller gesetzlichen 
Merkmale entsprechend §§  17–19 MsV 
zumindest im Wesentlichen berücksichtigt 
sein. Dies gilt aber nicht für außergesetzli-
che Merkmale. Es ist also wahrscheinlich, 
dass Mieten fälschlicherweise am unteren 
Ende nur deswegen als unüblich identifi-
ziert und ausgeschlossen werden, weil es 
sich beispielsweise um Mieterhöhungen 
gemeinnütziger Vermieter bei langer Miet-
vertragsdauer und zu einem frühen Zeit-
punkt des Sechs-Jahres-Zeitraums handelt. 

Nach der einschlägigen Rechtsprechung 
sollten Schwankungen, die sich aus außer-
gesetzlichen Merkmalen ergeben (Band-
breite), nicht in die Spannenberechnung 
eingehen (vgl. Malottki et al. 2018: 5 mit 
weiteren Nachweisen). Im Sinne anerkann-
ter wissenschaftlicher Grundsätze  empfiehlt 
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es sich daher, bei der Spannenbildung au-
ßergesetzliche Merkmale zu berücksichti-
gen. Dies gilt insbesondere für den Unter-
schied zwischen Neuvertragsmieten und 
Mieterhöhungen sowie deren Zeitpunkt 
innerhalb der Sechsjahresfrist. Weiter ist zu 
berücksichtigen, dass die Spannenbildung 
zum Ziel hat, die Üblichkeit der Mietwerte 
zu überprüfen. Es kann daher sinnvoll sein, 
außergesetzliche Merkmale, die einen kau-
salen Bezug zur Üblichkeit ausweisen (bei-
spielsweise Vermietereigenschaften oder 
die Mietdauer), bei der Spannenbildung 
wiederum nicht zu berücksichtigen, damit 
unübliche Mieten identifiziert und ausge-
schlossen werden können. Die Berücksich-
tigung außergesetzlicher Merkmale kann 
durch Normierung der Mietwerte durch 
Mittelwertimputation umgesetzt werden 
(vgl. Kapitel 6.3.4). Diese Normierung zur 
Berechnung der Spannen kann dabei von 
der Normierung zur Berechnung der Mit-
telwerte abweichen.

Für die Bildung der Spanne sollen in der 
Regel je ein Sechstel bis ein Achtel der 
(gewichteten) Mieten in einem Tabellen-
feld sowohl am oberen als auch am unte-
ren Rand unberücksichtigt bleiben (§  15 
Abs. 3 MsV). In der Praxis wird häufig die 
2/3-Spanne ausgewiesen, es bleiben also 
je ein Sechstel der Mieten am oberen und 
unteren Rand unberücksichtigt. Lässt man 
jeweils nur ein Achtel der Mieten unbe-
rücksichtigt, ergibt sich eine 3/4-Spanne, 
größere Spannen sollten nicht ausgewiesen 
werden. Bei der Bildung der Spannen muss 
nicht für alle Tabellenfelder einheitlich vor-
gegangen werden. Im Sinne anerkannter 
wissenschaftlicher Grundsätze empfiehlt es 
sich, auch bei der Festlegung der Spannen 
nachvollziehbar und sachgerecht vorzu-
gehen. Entsprechend kann die Stärke der 
Streuung der Mietwerte in den Tabellenfel-
dern für die Festlegung der Spannengröße 
berücksichtigt werden, d. h. bei geringer 
Streuung können kleinere Spannen gewählt 
werden und umgekehrt. In der Dokumen-
tation sollten dann Histogramme der Ta-

bellenfelder ausgewiesen werden. Sie stel-
len die Verteilungen der Mietwerte in den 
Tabellenfeldern grafisch dar.

Es ist auch möglich, Zu- und Abschläge 
auszuweisen, die zu einer Vergleichsmiete 
außerhalb der Spanne führen, wobei diese 
gesondert auszuweisen sind. Es wird je-
doch empfohlen, diese Möglichkeit spar-
sam zu nutzen. Für die Erleichterung der 
Einordnung innerhalb der Spanne können 
mit der Qualität eines einfachen Mietspie-
gels Bewertungshilfen („Orientierungshil-
fen“) aufgestellt werden (vgl. Kapitel 6.6.3). 
Die Vorgehensweise zur Bestimmung der 
Zu- und Abschläge ist in der Dokumenta-
tion zu erläutern.

6.6.2  Spannenbildung bei der 
 Regressionsanalyse

Optimalerweise wird bei der Schätzung 
der Regressionsparameter bereits ein gro-
ßer Umfang von wohnwertrelevanten 
Merkmalen berücksichtigt, weshalb eine 
Einordnung einer einzelnen Wohnung 
innerhalb einer Spanne häufig nicht ziel-
führend ist. Dementsprechend gibt es bei 
einem Regressionsmietspiegel auch keine 
grundsätzliche Pflicht zur Angabe einer 
Spannbreite (BR-Drs. 766/20: 39). Theore-
tisch können durch eine Regressionsana-
lyse alle vorhandenen Informationen für 
eine Schätzung mit maximaler Genauig-
keit genutzt werden. Häufig werden jedoch 
nicht alle relevanten Informationen zur 
Verfügung stehen; auch die Bestimmung 
des optimalen Regressionsmodells ist in 
der Praxis regelmäßig nicht zu erreichen. 
Somit hat die Spannenbildung bei Regres-
sionsanalysen die Funktion, nicht erklärte 
Streuung abzubilden, die etwa durch nicht 
erhobene Merkmale begründet sein kann. 
Insofern empfiehlt es sich im Sinne aner-
kannter wissenschaftlicher Grundsätze, 
auch bei Verwendung der Regressions-
analyse Spannen auszuweisen. In Abhän-
gigkeit der örtlichen Gegebenheiten sollte 
geprüft werden, ob die Ausweisung von 
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Bewertungshilfen zur Spanneneinordnung 
(„Orientierungshilfen“) sinnvoll ist. 

Die Schwankungsbreite der ortsüblichen 
Vergleichsmiete bezieht sich im Einzelfall 
auf die Fähigkeit des Regressionsmodells 
zur Vorhersage der beobachteten Mieten 
basierend auf den wohnwertrelevanten 
Merkmalen (Vorhersagegüte). Die Berech-
nung einer Schwankungsbreite erfolgt da-
her in der Regel auf Basis der Regressions-
residuen. Hierbei werden an beiden Enden 
der Verteilung üblicherweise je ein Sechs-
tel bis ein Achtel der (gewichteten) Mieten 
mit den größten absoluten Abweichungen 
zwischen beobachteter und geschätzter 
bzw. vorhergesagter Miete (Regressions-
residuen) nicht berücksichtigt (§ 16 Abs. 3 
MsV). Im Ergebnis liegt dann ein Viertel 
bis ein Drittel aller Mieten außerhalb und 
der Rest innerhalb des Intervalls. 

Auch bei Anwendung der Regressionsana-
lyse empfiehlt es sich, bei der Spannen-
bildung grundsätzlich außergesetzliche 
Merkmale analog wie bei Tabellenmiet-
spiegeln zu berücksichtigen. Zur Umset-
zung können die Residuen erneut berech-
net werden, wobei zur Spannenbildung 
auch bei Regressionsmietspiegeln eine zu-
sätzliche Mittelwertimputation vorgenom-
men werden kann. Das konkrete Vorgehen 
zur Bestimmung der Spannen ist in der 
Dokumentation darzustellen und es sind 
Hinweise zu geben, wie eine Einordnung 
im konkreten Fall vorzunehmen ist.

6.6.3  Bewertungshilfen zur 
 Spanneneinordnung 
(„ Orientierungshilfen“)

Nach der Mietspiegelverordnung ist es 
grundsätzlich möglich, auch bei qualifi-
zierten Mietspiegeln Angaben zu machen, 
die hinsichtlich der Beweiskraft nur die 
Qualität eines einfachen Mietspiegels ha-
ben. Hierzu gehören im Regelfall auch Be-
wertungshilfen zur  Spanneneinordnung, 
die gleichermaßen bei Verwendung der 

Regressions- oder Tabellenanalyse zur 
Anwendung kommen können. Hierbei 
ist aber zu beachten, dass diese Bewer-
tungshilfen im qualifizierten Mietspiegel 
dennoch gewissen Einschränkungen un-
terliegen. So dürfen die Angaben in den 
Bewertungshilfen insbesondere nicht den 
Ergebnissen im qualifizierten Mietspiegel 
widersprechen. 

Bei Regressionsmietspiegeln können wei-
tergehende Bewertungshilfen beispielswei-
se auf Basis statistisch nicht signifikanter, 
aber in eine bestimmte Richtung deu-
tender Effekte erstellt werden. Im Sinne 
anerkannter wissenschaftlicher Grund-
sätze empfiehlt es sich, ausschließlich für 
Merkmale, für die mangels ausreichender 
Fallzahlen kein statistisch signifikanter 
Einfluss festgestellt werden konnte, Bewer-
tungshilfen anzugeben. Für Merkmale, die 
überprüft und ausreichend besetzt sind, 
sollten hingegen keine Bewertungshilfen 
angegeben werden. Die Herleitung, ab wel-
cher Fallzahl eine ausreichende Besetzung 
vorliegt, sollte in der Dokumentation dar-
gestellt werden. Eine Liste der überprüften 
Merkmale sollte in der Dokumentation 
aufgeführt werden.

Auch bei Tabellenmietspiegeln ist der we-
sentliche Teil der gesetzlichen wohn wert-
re le van ten Merkmale in der Mietspiegelta-
belle selbst zu berücksichtigen. Hier kann 
es aber auch bei prinzipiell ausreichender 
Fallzahl vorkommen, dass ein (nicht we-
sentlicher) Teil des Einflusses der gesetzli-
chen wohnwertrelevanten Merkmale nicht 
im qualifizierten Teil des Mietspiegels be-
rücksichtigt werden kann. Für diesen Teil 
der Merkmale können ebenfalls Bewer-
tungshilfen erstellt werden. 
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6.7  Anpassung 
( Fortschreibung) des 
 qualifizierten Mietspiegels

Nach §  558d Abs.  2 BGB ist ein qualifi-
zierter Mietspiegel im Abstand von zwei 
Jahren an die Marktentwicklung anzupas-
sen.23 Hierbei kann eine Stichprobe oder 
die „Entwicklung des vom Statistischen 
Bundesamt ermittelten Preisindexes für 
die Lebenshaltung aller privaten Haushal-
te in Deutschland“ (im Folgenden: Ver-
braucherpreisindex) verwendet werden. 
Eine Anpassung kann nur einmal erfol-
gen. Nach Ablauf von zwei weiteren Jahren 
muss der Mietspiegel neu erstellt werden. 

Eine Anpassung anhand des Verbraucher-
preisindexes ist grundsätzlich eine zeitspa-
rende und kostengünstige Möglichkeit der 
Anpassung an die Marktentwicklung. Dies 
führt jedoch zu einer ungenauen Anpas-
sung der ortsüblichen Vergleichsmiete, 
wenn der Verbraucherpreisindex über ei-
nen längeren Zeitraum erheblich von der 
Mietentwicklung abweicht. Der Verbrau-
cherpreisindex beschreibt zum einen die 
durchschnittliche Preisentwicklung aller 
Waren und Dienstleistungen, die private 
Haushalte für Konsumzwecke kaufen und 
die in einem statistischen Warenkorb be-
rücksichtigt werden. Zum anderen wird 
die Preisentwicklung auf Basis einer bun-
desweiten Datengrundlage berechnet und 
weicht somit ggf. auch in dieser Hinsicht 
von den Entwicklungen vor Ort ab. Die 
Mietwerte M müssen nach der folgenden 
Formel an die Entwicklung des Preisinde-
xes P angepasst werden

Bei einem Tabellenmietspiegel müssen alle 
Werte in der Tabelle entsprechend der o. a. 

23 In der Praxis hat sich auch der Begriff „Fortschreibung“ etabliert. 

Formel angepasst werden. Bei einem Re-
gressionsmietspiegel richtet sich die kon-
krete Form der Anpassungsnotwendigkeit 
nach dem gewählten Modell, da sich ad-
ditive und multiplikative Modelle unter-
scheiden (vgl. Anhang  A). Bei additiven 
Modellen mit absoluten Zu- und Abschlä-
gen müssen sämtliche Werte fortgeschrie-
ben werden. Bei multiplikativen Modellen 
mit prozentualen Zu- und Abschlägen ist 
nur die Basis fortzuschreiben. Bewertungs-
hilfen zur Spanneneinordnung sind analog 
anzupassen. 

Nach §  558d Abs.  2 BGB ist bei qualifi-
zierten Mietspiegeln nur die Verwendung 
der Entwicklung des vom Statistischen 
Bundesamt berechneten Preisindexes für 
die Lebenshaltung aller privaten Haushal-
te in Deutschland zulässig. Bei einfachen 
Mietspiegeln besteht diese Einschränkung 
nicht. Hier kann auch ein regionaler Index 
zur Anwendung kommen, beispielsweise 
ein Index der Nettokaltmieten der jeweili-
gen Bundesländer. Nach § 4 bzw. § 22 MsV 
ist sowohl für die Erstellung als auch die 
Anpassung von einfachen oder qualifizier-
ten Mietspiegeln eine Dokumentation zu 
erstellen. Die Anpassung des Mietspiegels 
und die Dokumentation sind kostenfrei im 
Internet zu veröffentlichen. 

Für die Anpassung mittels einer Stichpro-
be können nach § 22 Abs. 1 MsV verein-
fachende Annahmen getroffen werden. 
Diese dürfen mit der einer Anpassung 
nach dem Verbraucherpreisindex ver-
gleichbar sein. So kann z. B. angenom-
men werden, dass sich die Mieten unter-
schiedlicher Teilmärkte ähnlich entwickelt 
haben. Demnach ist es zulässig, einen 
einheitlichen Anpassungsfaktor für eine 
Gemeinde zu berechnen, der dann für alle 
Teilmärkte der Gemeinde in gleicher Höhe 
verwendet wird (BR-Drs. 776/20: 47). Es 
empfiehlt sich, auf Basis einer vollständig 
neu erhobenen Stichprobe einen arithme-

1 +  )(Mneu = Malt · 
Pneu – Palt

Palt
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tischen Mittelwert der mietspiegelrelevan-
ten Wohnungen zu berechnen und mit 
Rückgriff auf den entsprechenden Mittel-
wert der vorherigen Mietspiegelerhebung 
einen lokalen Mietpreisindex zu ermitteln. 
Nicht zu empfehlen ist die Verwendung 
der ursprünglich gezogenen Stichpro-
be im Sinne eines Panel-Ansatzes, da auf 
dieser Grundlage jünger abgeschlosse-
ne Mietverhältnisse nicht erfasst werden 
können.24 Auch die erneute Schätzung 
eines Mietspiegelmodells bzw. einzelner 
Koeffizienten auf Basis einer (kleineren) 
Stichprobe ist nicht zu empfehlen, da dann 
die Qualitätsstandards einer kompletten 
Neuerstellung eines Mietspiegels geboten 
erscheinen und es sich nicht mehr um eine 
(vereinfachte) Fortschreibung handelt.

Grundsätzlich gelten nach § 22 Abs. 2 MsV 
auch für eine Anpassung mittels Stich-
probe für Erhebung und Berechnung die 
gleichen Vorschriften wie für die Neuer-
stellung. Ausdrücklich ist es aber zulässig, 
dass die Nettostichprobe von den in §  11 
MsV aufgeführten Werten abweicht. Es ist 
also entsprechend der üblichen Praxis eine 
verkleinerte Stichprobe möglich. Eine all-
gemeine Empfehlung, wie stark die Stich-
probe verkleinert werden kann, ist nicht 
möglich. Es ist zu beachten, dass bei einer 
zu starken Verkleinerung die Differenz 
zum früheren arithmetischen Mittelwert 
nicht statistisch signifikant ist. Eine An-
passung von Mietspiegeln, bei denen der 
Mittelwert als Median gebildet wurde, ist 
ebenfalls möglich. Die Überprüfung, ob 
die Differenz statistisch signifikant ist, ist 
beim Median allerdings nicht trivial. Be-
deutsam ist außerdem, dass eine Anpas-
sung per lokalem Mietpreisindex mit der 
gleichen Grundgesamtheit operiert, die 
beim vorherigen Mietspiegelerstellungs-
prozess maßgebend war. Insofern sollten 

24 Auch im Fall einer Ergänzung der neu erhobenen Paneldaten durch eine zusätzliche Stichprobe mit jüngeren Mietverhält-
nissen verbleiben stichprobentheoretische Probleme, da die beiden Stichproben zueinander gewichtet werden müssen 
und über die aktuellen Anteilsverhältnisse in der Regel keine Informationen vorliegen. Zudem ist zu beachten, dass sich 
die skizzierte Problematik entsprechend auch für Mietverhältnisse darstellt, die zwischenzeitlich eine Anpassung der Miete 
vollzogen haben.

beispielsweise Fallausschlüsse auf Frage-
bogenebene ebenso wie nachträgliche Fall-
ausschlüsse bzw. Abgrenzungen des Gel-
tungsbereichs beibehalten werden.

Die vereinfachenden Annahmen und ex-
plizit eine von den Anforderungen des 
§ 11 MsV abweichende Stichprobe müssen 
in der Dokumentation begründet werden 
(§ 22 Abs. 3 MsV). 
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7.1 Anerkennung

Sowohl beim einfachen als auch beim 
qualifizierten Mietspiegel ist eine Aner-
kennung durch die Interessenvertreter der 
Vermieter und der Mieter oder durch die 
nach Landesrecht zuständige Behörde er-
forderlich. Auch ist es möglich, dass ein 
Interessenverband den Mietspiegel erstellt 
und der andere Interessenverband ihn an-
erkennt, oder, dass Dritte einen Mietspie-
gel erstellen und dieser von der nach Lan-
desrecht zuständigen Behörde und/oder 
von Interessenvertretern der Mieter und 
Vermieter anerkannt wird. Existieren in 
einer Gemeinde mehrere Mieter  oder Ver-
mieterverbände, genügt auf beiden Seiten 
die Anerkennung durch einen Verband.

Die Länder Berlin, Bremen und Hamburg 
haben durch Anordnungen oder Landes-
gesetz festgelegt, dass für die Anerkennung 

die Exekutive zuständig ist. Hingegen 
haben die bei Ausarbeitung dieser Publi-
kation vorliegenden Landesgesetze bzw. 
-verordnungen der Flächenstaaten über-
einstimmend die Zuständigkeit für die An-
erkennung den Gemeinden übertragen. In 
diesen landesrechtlichen Regelungen wird 
in der Regel nicht eindeutig bestimmt, 
welches Organ innerhalb der Gemeinden 
für die Anerkennung zuständig ist. Nach 
der Kommentarliteratur ist für die Aner-
kennung eines qualifizierten Mietspiegels 
durch die nach Landesrecht zuständige 
Behörde ein Ratsbeschluss erforderlich; 
die Anerkennung durch die Exekutive als 
Geschäft der laufenden Verwaltung reicht 
nicht aus. Hingegen ist es nicht erforder-
lich, dass ein einfacher Mietspiegel, der 
von der Gemeinde erstellt wurde, durch 
das Kommunalparlament verabschiedet 
wird (vgl. Börstinghaus 2022: 2030).

Anerkennung, Dokumentation und Veröffentlichung

7 Anerkennung, Dokumentation  
und  Veröffentlichung 
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Die Anerkennung eines Mietspiegels durch 
Interessenvertreter der Vermieter und der 
Mieter erfordert eine darauf gerichtete 
Willenserklärung durch ein vertretungsbe-
rechtigtes Organ. Eine bestimmte Form ist 
dafür nicht vorgesehen. Daher ist es ausrei-
chend, wenn die Interessenverbände, z. B. 
auf einer abschließenden Sitzung des Ar-
beitskreises Mietspiegel, die Anerkennung 
des Mietspiegels mündlich erklären. 

Wird ein Mietspiegel für das Gebiet meh-
rerer Gemeinden erstellt und mangelt es an 
einer anderen übergeordneten Zuständig-
keit durch eine nach Landesrecht zustän-
digen Behörde, ist die Anerkennung durch 
jede beteiligte Gemeinde bzw. durch die 
Interessenvertreter jeder beteiligten Ge-
meinde notwendig. Der Mietspiegel gilt 
dann nur für diejenigen Gemeinden, für 
die eine Anerkennung erfolgt ist.

Die Anerkennung oder deren Versagen 
muss von den beteiligten Institutionen 
nicht begründet werden. Insbesondere ist 
bei qualifizierten Mietspiegeln die Aner-
kennung auch nicht damit verbunden, ob 
der Mietspiegel nach Ansicht der beteilig-
ten Institutionen nach anerkannten wis-
senschaftlichen Grundsätzen erstellt wur-
de oder nicht. Umgekehrt kann auch ein 
umfassender Konsens zwischen der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde und den 
Interessenvertretern keinen Verstoß gegen 
die Anforderung einer Erstellung nach an-
erkannten wissenschaftlichen Grundsät-
zen rechtfertigen. Die Erfordernisse einer 
Anerkennung und einer Erstellung nach 
anerkannten wissenschaftlichen Grund-
sätzen stehen insofern unabhängig und 
selbstständig voneinander. 

Mit der Neufassung des §  558d Abs.  1 
BGB hat es aber erstmals eine rechtliche 
Auswirkung, wenn ein qualifizierter Miet-
spiegel nicht nur von der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde oder von Interessen-
vertretern der Vermieter und der Mieter 
anerkannt worden ist, sondern von allen 

drei Institutionen. Entspricht ein Mietspie-
gel den Anforderungen der Mietspiegel-
verordnung, so wird nach Satz 2 vermutet, 
dass dieser auch nach anerkannten wissen-
schaftlichen Grundsätzen erstellt wurde. 
Haben alle drei Institutionen den Miet-
spiegel als qualifizierten Mietspiegel aner-
kannt, so gilt nach Satz 3 die Vermutung, 
dass der Mietspiegel anerkannten wissen-
schaftlichen Grundsätzen entspricht. Diese 
Unterscheidungen haben im Wesentlichen 
nur Auswirkungen im gerichtlichen Pro-
zess (vgl. BT-Drs. 19/26918: 14; 22 f.). 

Vor allem aus Gründen der Akzeptanz ist 
es empfehlenswert, möglichst die Anerken-
nung aller drei Institutionen zu erreichen. 
Hierzu ist eine frühzeitige Einbindung der 
Interessenvertreter der Mieter und Ver-
mieter sinnvoll. Auch kann es sinnvoll 
sein, die relevanten Entscheidungsträger in 
der nach Landesrecht zuständigen Behör-
de (beispielsweise Mitglieder des Gemein-
derats) regelmäßig über den Stand der Er-
stellung des Mietspiegels zu informieren.

7.2 Dokumentation

7.2.1 Grundlagen

Ein Mietspiegel ist inhaltlich grundsätzlich 
so zu gestalten, dass ein Mietspiegelanwen-
der ohne zusätzliche externe Arbeitsanlei-
tungen und Dokumentierungen eine orts-
übliche Vergleichsmiete berechnen kann. 
Eine Dokumentierung des Mietspiegeler-
stellungsprozesses und deren Veröffentli-
chung ist jedoch in jedem Fall erforderlich, 
sei es bei einer Mietspiegelneuerstellung 
oder einer Fortschreibung. Die Dokumen-
tation ist allerdings je nach Mietspiegelart 
in unterschiedlicher Detailliertheit erfor-
derlich. 

Beim einfachen Mietspiegel reicht es aus, 
wenn die wesentlichen Grundzüge der Er-
stellung schriftlich skizziert werden. Die-
se können ggf. auch gemeinsam mit dem 
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Mietspiegel veröffentlicht werden (§  4 
MsV). Für den qualifizierten Mietspiegel 
gelten dagegen spezifischere Vorgaben ge-
mäß § 20 MsV. Hier soll die Dokumentation 
insbesondere darlegen, dass der Mietspie-
gel nach anerkannten wissenschaftlichen 
Grundsätzen erstellt wurde bzw. die An-
forderungen der Mietspiegelverordnung 
eingehalten wurden (vgl. BR-Drs. 766/20: 
15). Sie richtet sich daher in besonderem 
Maße an fachkundige Experten. Eine Dar-
legung von Erläuterungen in einer eigenen 
Dokumentation ist zwingend.

7.2.2  Dokumentation beim 
 einfachen Mietspiegel

Nach §  4 MsV sind in der Dokumentati-
on „die Erstellung und die Anpassung […] 
und die dafür verwendeten tatsächlichen 
Grundlagen […] in Grundzügen […] zu 
erläutern.“ Dabei ist nicht eindeutig fest-
gelegt, was die Mindestanforderungen an 
eine derartige Dokumentation sind. Nach 
der Begründung zur Mietspiegelverord-
nung soll hierdurch die Qualität eines ein-
fachen Mietspiegels besser nachvollziehbar 
werden und die Anwender sollen hier-
durch eine Grundlage für die Beurteilung 
erhalten, „wie weit die von dem Mietspie-
gel im Einzelfall ausgehende Indizwirkung 
reicht“ (BR-Drs. 766/20: 13). So ist diese 
bei einvernehmlich festgestellten Miet-
spiegeln regelmäßig geringer als bei Miet-
spiegeln, die auf empirischen Erhebungen 
beruhen (vgl. Börstinghaus 2022: 2038 f.). 
Da bei einfachen Mietspiegeln nahezu jede 
Vorgehensweise zulässig ist, empfiehlt es 
sich grundsätzlich, eher zu viel als zu we-
nig zu dokumentieren. Entsprechend soll-
te auch nicht versucht werden, scheinbare 
Schwächen des einfachen Mietspiegels in 
der Dokumentation nicht darzustellen, 
da bei einer derart unvollständigen Do-
kumentation fraglich sein kann, ob die 
Anforderung einer Dokumentation „in 
Grundzügen“ erfüllt ist. Ist diese nicht er-
füllt, so kann im rechtlichen Sinne kein 
Mietspiegel vorliegen. Da einfache Miet-

spiegel häufig gemeinsam von den Interes-
senvertretern der Mieter und Vermieter er-
stellt werden, bei Gemeinden über 50.000 
Einwohnern aber die nach Landesrecht 
zuständige Behörde zur Erstellung ver-
pflichtet ist, empfiehlt sich in diesen Fällen 
eine rechtzeitige Abstimmung der Behör-
de mit den Mietspiegelerstellern, um die 
rechtzeitige kostenfreie Veröffentlichung 
des Mietspiegels und einer vollständigen 
Dokumentation sicherzustellen.

Mieter und Vermieter werden sich im Re-
gelfall nur mit dem Mietspiegel selbst, nicht 
aber mit der Dokumentation befassen. Ad-
ressatenkreis der Dokumentation sind da-
her auch beim einfachen Mietspiegel sach-
kundige Experten. Aus dieser Zielsetzung 
lassen sich demnach auch die Anforderun-
gen an die Dokumentation erarbeiten. Die 
Dokumentation muss vor allem die Be-
urteilung ermöglichen, ob dem einfachen 
Mietspiegel eine höhere Indizwirkung zu-
kommt als anderen Begründungsmitteln, 
d. h. drei Vergleichswohnungen oder ei-
nem Sachverständigengutachten.

In der überwiegenden Mehrzahl werden 
einfache Mietspiegel nach der Tabellen-
analyse erstellt. Hier sollte klargestellt wer-
den, ob der Mittelwert als Median oder als 
arithmetisches Mittel berechnet wurde. 
Sofern vorhanden, sollte auch die Berech-
nung oder ggf. eine anderweitige Festle-
gung der Spannen nachvollziehbar darge-
stellt werden. 

Für die Beurteilung der Indizwirkung ist 
insbesondere die verwendete Datenba-
sis relevant. Häufig liegen bei einfachen 
Mietspiegeln keine Daten vor, sondern 
die Werte im Mietspiegel werden zwi-
schen den Interessenvertretern der Mieter 
und Mieter ausgehandelt. Bei derartigen 
Mietspiegeln ist dann nur der Prozess der 
Verhandlung zu beschreiben. Bei einigen 
Mietspiegeln werden zur Unterstützung 
des Verhandlungsprozesses von den Inte-
ressenvertretern jeweils eigene Erhebun-
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gen oder sonstige Daten verwendet. Um 
die Indizwirkung derartig ausgehandelter 
Mietspiegel im gerichtlichen Verfahren 
zu stärken, sollte in diesen Fällen auch 
die Vorgehensweise bei der Erhebung und 
möglichst auch die Ergebnisse wie unten-
stehend beschrieben dokumentiert werden 
bzw. die verwendeten sonstigen Daten soll-
ten benannt werden.

Sofern einfache Mietspiegel auf Erhebun-
gen beruhen, liegt häufig keine repräsen-
tative Stichprobe vor. Die in den Tabellen 
abgebildeten Schätzer für die Mittelwerte 
der ortsüblichen Vergleichsmiete sind da-
mit häufig verzerrt. Das Ausmaß der durch 
die Erhebungsart verursachten Verzerrung 
wird grundsätzlich nicht zu ermitteln sein, 
da hierzu der Vergleich zu einer (nicht 
vorliegenden) repräsentativen Erhebung 
erforderlich wäre. Stattdessen kann nur 
gefordert werden, dass der Prozess der 
Datenerhebung und der Datenaufberei-
tung möglichst vollständig beschrieben 
wird. Um die Indizwirkung eines konkre-
ten Tabellenfeldes beurteilen zu können, 
empfiehlt es sich, für jedes einzelne Ta-
bellenfeld die Anzahl aller Neuvermietun-
gen und Mieterhöhungen und ggf. deren 
Gewichtung anzugeben, die der Berech-
nung zugrunde liegen. Nur die Angabe der 
Summe dieser Datensätze pro Tabellen-
feld ist nicht ausreichend, da sonst nicht 
überprüfbar ist, ob die Anforderungen des 
§ 558 Abs. 2 BGB eingehalten sind, die eine 
Mischung aus Mieterhöhungen und Neu-
vermietungen vorsehen. 

7.2.3  Dokumentation beim 
 qualifizierten Mietspiegel

Der Verordnungsgeber legt fest, dass die 
Dokumentation so gestaltet sein soll, dass 
die im Mietspiegel angegebenen Werte und 
Ergebnisse nachvollzogen werden können; 
hierbei ist es nicht erforderlich, dass die 
Ergebnisse konkret nachgerechnet werden 
können. Somit muss die Dokumentation 
zumindest erhebungs- und auswertungs-

methodische Angaben ebenso wie alle not-
wendigen Erläuterungen enthalten, die das 
angewandte Mietspiegelerstellungsverfah-
ren nachvollziehbar und prüfbar machen. 
Die nachfolgend aufgelisteten Vorgaben 
der Mietspiegelverordnung sind daher als 
Mindestanforderungen zu verstehen. Je 
nach verwendeter Methode und Vorge-
hensweise sind im Sinne anerkannter wis-
senschaftlicher Grundsätze weitere Anga-
ben zu empfehlen.

	▪ Erstellung der Erhebungsgrundgesamt-
heit und verwendete Datengrundlagen 
(§ 8 Abs. 4 MsV)

	▪ Ziehung der Bruttostichprobe (§ 9 Abs. 4 
MsV) 

	▪ Bildung und Beschreibung der Netto-
stichprobe aus den Erhebungsrückläu-
fen (§  10 Abs.  2 MsV), insbesondere 
auch das Verhältnis von Bestandsmie-
terhöhungen und Neuvertragsmieten

	▪ Einhaltung der Anforderungen an den 
Stichprobenumfang (§ 11 Abs. 4 MsV)

	▪ Ausreißerbereinigung und weitere 
Aufbereitung der Nettostichprobe für 
die statistische Auswertung (§ 12 Abs. 3 
MsV), insbesondere die Plausibilisie-
rung 

	▪ Einteilung der Wohnlagen (§ 19 Abs. 5 
MsV)

	▪ Angaben zu personenbezogenen Daten, 
die ursprünglich für andere Zwecke er-
hoben wurden, die der Mietspiegeler-
steller von öffentlichen und nichtöffent-
lichen Stellen erhalten hat, und Angabe, 
wozu diese Daten benötigt und verwen-
det wurden (§ 20 Abs. 3 MsV)

	▪ auswertungsmethodische Details je 
nach Anwendung der Tabellen- oder 
der Regressionsmethode (§  13 Abs.  3, 
§ 14 Abs. 2, § 15 Abs. 5 und § 16 Abs. 4 
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MsV): Darstellung der Verfahren, Dar-
legung der Verfahrensschritte, Ermitt-
lung der Ergebnisse, Ausweisung von 
Spannen, Zu- und Abschlägen

	▪ Bei Verwendung der Regressionsme-
thode soll die Dokumentation be-
schreiben, 

 – wie und warum das entsprechende 
Modell gewählt worden ist, 

 – insbesondere ist zu beschreiben, 
welche Einflussfaktoren final ge-
wählt wurden. Sinnvoll ist es, diese 
zu visualisieren, insbesondere wenn 
es sich um interagierende Einflüsse 
handelt (zweidimensionale Funkti-
onen),

 – warum welche Merkmale in das 
Mietspiegelmodell aufgenommen 
wurden und warum andere Merk-
male sich nicht im Modell wieder-
finden.

	▪ Modellvalidierung

	▪ ggf. Gewichtungsverfahren (§ 9 Abs. 4 
MsV).

7.3 Veröffentlichung

Sowohl der einfache als auch der qualifi-
zierte Mietspiegel sind inkl. der Dokumen-
tation kostenfrei im Internet zu veröffent-
lichen (§ 5 und § 21 Abs. 1 MsV). In der 
Praxis kann dies vor allem in Form von 
druckbaren PDF-Dateien des finalen Miet-
spiegels bzw. der Dokumentation erfolgen. 
Dabei kann in Bezug auf die Dokumentati-
on der Wohnlagenverortung auch auf frü-
here Mietspiegel verwiesen werden (§  19 
Abs. 5 MsV). Dies ist aber nicht zu emp-
fehlen. Grundsätzlich sollte, nicht nur in 
Bezug auf die Wohnlagenverortung, statt 
eines Verweises auf frühere Dokumenta-
tionen eine vollständige Wiedergabe der 

Vorgehensweise bei der Erstellung im je-
weiligen Mietspiegel selbst erfolgen. 

Zudem wird häufig ergänzend ein Berech-
nungsmodul im Internet bereitgestellt, mit 
dem der Anwender, ohne eigene Berech-
nungen im Detail durchführen zu müs-
sen, durch Anklicken oder Eingeben der 
betreffenden Merkmalsausprägungen die 
Mietspiegelergebnisse berechnen lassen 
kann. Rechtlich bindend ist in der bishe-
rigen Praxis allerdings meist nur der Miet-
spiegel selbst. 

Stellt die Kommune auch eine gedruckte 
Version zur Verfügung – was aus Rück-
sichtnahme auf Personenkreise, welche 
keinen Internetzugang haben, in kleinerer 
Auflage sinnvoll ist –, können dafür an-
gemessene Entgelte verlangt werden (§  5 
Satz 2 und § 21 Abs. 1 Satz 2 MsV).

Bei qualifizierten Mietspiegeln ist für die 
Festlegung des Veröffentlichungstermins 
der Stichtag relevant, auf den sich die Erhe-
bung bezieht (§ 21 Abs. 2 MsV). Der Stich-
tag ist somit der Tag, für den der Stand 
der Miethöhe bei einer Erhebung abge-
fragt wird. Ab diesem Stichtag wird eine 
Frist von maximal neun Monaten einge-
räumt, innerhalb der die Veröffentlichung 
des neuen Mietspiegels erfolgen soll (§ 21 
Abs. 2 MsV). Allerdings bleibt eine Über-
schreitung der Frist ohne rechtliche Folgen 
(vgl. BRDrs. 766/20: 46).

Die Veröffentlichung der Nachfolgemiet-
spiegel durch Anpassung („Fortschrei-
bung“) bzw. Neuerstellung hat dann ent-
sprechend wiederum jeweils zwei bzw. 
vier Jahre nach dem Erstveröffentlichungs-
termin zu erfolgen (§  558d Abs.  2 Satz  5 
BGB). Der Geltungsbeginn sollte zeitgleich 
mit der Veröffentlichung des Mietspiegels 
sein. Bei der Anpassung sollte der Stichtag 
der Datengrundlage grundsätzlich zwei 
Jahre nach dem Stichtag der Datengrund-
lage der Neuerstellung liegen. 
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Wie die Veröffentlichung stellt auch die 
Dokumentation eines Mietspiegels eine 
Mindestanforderung dar. Dennoch ist ein 
Mieterhöhungsverlangen, welches mit ei-
nem „Mietspiegel“ begründet wird (§ 558 
Abs.  2 BGB), für den noch keine Doku-
mentation veröffentlicht wurde, trotzdem 
wirksam. Im gerichtlichen Verfahren wird 
einem derartigen „Mietspiegel“ aber nur 
eine sehr geringe Indizwirkung (bei ein-
fachen „Mietspiegeln“) zukommen. Da 
ein Mietspiegel ohne Veröffentlichung der 
Dokumentation nicht die Anforderungen 
des §  20 bzw. 21 MsV erfüllt, kann hier 
die Eigenschaft als qualifizierter Mietspie-
gel fraglich sein. Es empfiehlt sich daher 
grundsätzlich, die Dokumentation sowohl 
bei einfachen als auch bei qualifizierten 
Mietspiegeln gleichzeitig mit dem Miet-
spiegel selbst zu veröffentlichen. Auch für 
die Erfüllung der Mietspiegelerstellungs-
pflicht kann die fristgerechte Veröffentli-
chung sowohl des Mietspiegels als auch der 
Dokumentation relevant sein.
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77Anhang

A  Beispiele von 
 Modellspezifikationen25

A.1 Einleitung

Im Folgenden sollen mögliche und in der 
Praxis erprobte Beispiele für die Modellie-
rung des funktionalen Zusammenhangs 
zwischen Miethöhe und wohnwertrelevan-
ten Merkmalen vorgestellt werden. Gene-
rell sind dabei additive und multiplikative 
Modelle zu unterscheiden. Bei additiven 
Modellen wird eine Basismiete in Abhän-
gigkeit von metrischen Merkmalen wie 
beispielsweise Wohnfläche und ggf. Bau-
jahr berechnet, die je nach Ausstattung 
der Wohnung durch additive Zu- und Ab-
schläge korrigiert wird. Dabei können die 
Miete oder die Miete pro Quadratmeter 
als Zielgröße zum Einsatz kommen, wo-
bei sich Letztere in der Praxis bewährt hat 

25 Wir danken Göran Kauermann und Michael Windmann für die Formulierung des Anhangs A.

(vgl. auch § 12 Abs. 1 MsV). Im Gegensatz 
dazu wird bei multiplikativen Modellen 
ebenfalls eine Grundmiete in Abhängig-
keit von Wohnfläche und ggf. Baujahr be-
rechnet, die dann aber multiplikativ – also 
prozentual – in Abhängigkeit der Wohn-
wertmerkmale erhöht oder reduziert wird. 
Beide Modelle haben Mischformen und 
können unterschiedlich berechnet wer-
den, so dass die nachfolgenden Ausfüh-
rungen nur exemplarisch die möglichen 
Varianten der Regressionsmodelle zeigen. 
Es ist daher grundsätzlich auch möglich, 
die Art der Wohnung auf der rechten Sei-
te der Gleichung in Form von kategorialen 
oder weiter fundamental differenzierenden 
Merkmalen zu berücksichtigen, solange 
ansonsten ein gleichartiger funktionaler 
Zusammenhang unterstellt werden kann. 
Alternativ kann für jede Art der Wohnung 
ein eigenes Modell geschätzt werden.

Anhang

Anhang
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A.2 Additives Regressionsmodell

Bei einem additiven Modell wird die Miete (bzw. die Miete pro Quadratmeter) in eine 
Basis miete und den Einfluss von weiteren Wohnwertmerkmalen zerlegt. Ein additives 
Modell zur Beschreibung der Miethöhe hat dabei die folgende Struktur:

wobei Nettomiete hier die Nettomiete pro Quadratmeter darstellt. Die Basismiete, darge
stellt durch die Funktion h(Flächei,Baujahri), kann entweder durch glatte Funktionen oder 
parametrisch geschätzt werden. Im zweiten Fall zeigt sich in den meisten Mietspiegeln, 
dass ein polynomialer Ansatz notwendig ist. Im einfachsten Fall eines quadratischen Zu
sammenhangs mit der Fläche und einem linearen Zusammenhang mit dem Baujahr ohne 

-

-

Interaktion ergibt sich

Dabei kann es sinnvoll sein, auch den Einfluss des Baujahrs als Polynom zu modellieren 
oder alternativ Baujahresklassen zu bilden. Der Einfluss der Wohnfläche kann dabei auch 
komplexer sein als quadratisch und ebenso kann eine Interaktion zwischen Baujahr und 
Wohnfläche vorliegen, was, wie oben skizziert, statistisch überprüft werden sollte. Die ein
zelnen Wohnwertmerkmale der Wohnung, in der Formel dargestellt als dij (mit Index i 
für die Wohnung und Index j für das entsprechende Merkmal), ergeben die additiven Zu- 
bzw. Abschläge βj. Zudem ist zu beachten, dass häufig auch die Aufnahme eines Polynoms 
dritten Grades sinnvoll sein kann.

-

A.3  Multiplikatives  Regressionsmodell

Beim multiplikativen Regressionsmodell wird der funktionale Zusammenhang zwischen 
Miethöhe und Wohnwertmerkmalen multiplikativ modelliert, was zu prozentualen Zu
bzw. Abschlägen führt. Das Modell hat die Form

- 

wobei Nettomiete hier die Miete und nicht wie im additiven Modell üblich die Miete pro 
Quadratmeter meint. 

Nettomietei = h(Flächei, Baujahri) + βLage Lagei +
J

j = 1
∑ βj dij + εi

h(Flächei, Baujahri) = β0 + βF1 Flächei + βF2 Flächei
2 + βB Baujahri

1 + βLage Lagei +
J

j = 1
∑ βj dij  + εi)(Nettomietei = g(Flächei, Baujahri) · 
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Das Modell kann auch dahingehend vereinfacht werden, dass das Baujahr in Form von 
Baujahreskategorien in den multiplikativen zweiten Term mit aufgenommen wird, so dass 
sich folgendes Modell ergibt: 

Dieses Modell wird umgangssprachlich auch als Regensburger Modell bezeichnet.26 Für 
die Basismiete, also die Funktion g(Flächei), kann ein polynomialer Ansatz gewählt wer-
den. Ebenso kann das Modell prinzipiell auch zur Modellierung der Miete pro Quadrat-
meter benutzt werden, auch wenn dies in der Praxis eher unüblich ist. 

Während das additive Modell im Prinzip mit Standard-Software schätzbar ist, liegt für das 
multiplikative Modell noch keine gängige, frei verfügbare Implementierung vor. In der 
Praxis hat sich daher eine zweistufige Schätzung des Modells etabliert. Zunächst wird da-
bei die Basismiete g(Flächei) aus allen Daten ohne den zweiten multiplikativen Term ge-
schätzt. Im zweiten Schritt wird dann für den Quotienten aus Miete und Basismiete ein 
additives Regressionsmodell geschätzt. Hintergedanke dabei ist, dass die strukturellen 
Komponenten des multiplikativen Modells umgeschrieben werden können zu

Ersetzt man nun den Nenner der linken Seite durch die im ersten Schritt geschätzte Funk-
tion, so bietet es sich an, die rechte Seite einfach durch ein additives Regressionsmodell zu 
bestimmen. Auch wenn dieser Ansatz plausibel scheint, so ist er statistisch nicht effizient 
und birgt zudem die Gefahr, dass der Achsenabschnitt falsch geschätzt wird. Man beachte, 
dass in obiger Gleichung der erste Term eine 1 ist und kein β0, wie sonst in Regressions-
modellen üblich. Wird der Achsenabschnitt ignoriert und ist der geschätzte Achsenab-
schnitt β0 > 1, so werden alle (!) Mieten durch das Modell zu hoch ausgewiesen. Dabei ist 
zu beachten, dass bei Anwendung einer zweistufigen Schätzung in der Dokumentation 
der Achsenabschnitt auszuweisen ist und dass, sofern dieser (statistisch signifikant) von 1 
verschieden ist, die Basismiete entsprechend angepasst wird. Ansonsten ist das geschätzte 
multiplikative Modell verzerrt und nicht anwendbar. 

26 Vgl. Aigner et al. 1993.

1 + βBaujahr Baujahri + βLage Lagei +
J

j = 1
∑ βj dij  + εi)(Nettomietei = g(Flächei) · 

  = 1 + βBaujahr Baujahri + βLage Lagei +
J

j = 1
∑ βj dij + 

Nettomietei
g(Flächei)

εi
g(Flächei)
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A.4  Generalisiertes  Regressionsmodell

Um die angesprochene Problematik der zweistufigen Schätzung beim multiplikativen Mo
dell zu vermeiden, kann auch ein generalisiertes Regressionsmodell zum Einsatz kommen. 
Bei diesem Modell wird nicht die Miete modelliert, sondern eine Transformation dersel
ben. Hierbei sind zwei Herangehensweisen möglich. Zum einen kann die Miete durch eine 
Exponentialfunktion transformiert werden und es ergibt sich das Modell

-

-

Aus den Eigenschaften der Exponentialfunktion folgt daraus ein multiplikatives Modell 
durch 

Der erste Teil bildet die Basismiete, multiplikativ beeinflusst von Lage und Wohnwert
merkmalen. Die prozentualen Zu- bzw. Abschläge ergeben sich durch die Berechnung von 
exp{βj}. Ist βj < 0, so folgt exp{βj} < 1, es ergibt sich also ein Abschlag. Bei positivem βj folgt 
entsprechend ein Zuschlag.

-

Die Modelle sind in der Statistik unter dem Fachbegriff Generalisierte Lineare Regression 
bekannt. Generell bedarf es einer vertieften statistischen Fachkompetenz, um die Modelle 
fehlerfrei zu berechnen. 

Vereinfacht kann die Transformation auch direkt auf die Zielgröße angewandt werden. In 
diesem Fall kann beispielsweise statt der Miete der Logarithmus der Miete modelliert wer
den, auch bezeichnet als „Log-Level-Transformation“ oder „Log-Level-Regression“. Das 
Modell ergibt sich dann zu 

-

Das Regressionsmodell beschreibt damit ein additives Regressionsmodell für die log-Miete. 

Nettomietei = exp{ h(Flächei, Baujahri) + βLage Lagei +
J

j = 1
∑ βj dij } + εi

J

j = 1
∏ exp{ βj dij } + εiNettomietei = exp{ h(Flächei, Baujahri) } · exp{ βLage Lagei } · 

log(Nettomietei) = h(Flächei, Baujahri) + βLage Lagei +
J

j = 1
∑ βj dij + εi
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Will man die log-Miete für eine Wohnung umrechnen, um die ortsübliche Vergleichsmie-
te zu erhalten, so muss die Exponentialfunktion angewandt werden, sprich, man berech-
net aus dem strukturierten Teil der obigen Formel

was, wie schon oben skizziert, zu multiplikativen Zu- bzw. Abschlägen führt. Auch wenn 
das Modell leicht mit gängiger Software geschätzt werden kann und auch wenn die oben 
skizzierten Modellvalidierungen direkt umsetzbar sind, so bedarf die Anwendung einer 
hinreichenden mathematischen Kompetenz, da mit Logarithmen und Exponentialfunkti-
onen umgegangen werden muss.

exp { h(Flächei, Baujahri) + βLage Lagei +
J

j = 1
∑ βj dij }
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